Die  Entwickelung  des 
Sparkassenwesens  im 
Großherzogtum  Hessen 

DISSERTATION 
zur  Erlangung  der  Doktorwürde 
bei  der  philosophischen  Fakultät 
der  Grossherzoglich  Hessischen 

Ludwigs  -  Universität 
zu  Glessen 

eingereicht  von 

WILHELM  RUNKEL 

aus  Partenheim 


OCT  2  3  1910 


Frankfurt  am  Main 
BUCHDRUCKEREI  R.  TH.  HAUSER  &  CO. 
1910 


Genehmigt  durch  das  Prüfungskollegium 
am  26.  Februar  1910. 
Referent:  Dr.  Biermer. 


Inhalt. 

Seite 


Einleitung  ,  4 

Erster  Teil.    Geschichtliche  Entwicklung. 

I.  Die  ersten  Sparkassen,  ihr  Zweck  und  Unter- 
nehmungsform  7 

IL  Die  weitere  Entwicklung  der  Sparkassen    ...  17 

a)  Sparfähigkeit  und  Spartätigkeit  der  Bevölkerung  19 

b)  Die  soziale  Schichtung  der  Sparer     ....  22 

c)  Die  Sparkassenbücher  und  Sparkasseneinlagen  28 
III.  Die  Sparkassen  in  ihrem  Verhältnis  zu  anderen 

ähnlichen  Instituten,   insbesondere  zur  Landes - 
hypothekenbank  als  Geldausgleichungsstelle     .    .  42 

Zweiter  Teil.    Der  Gesetzgeber  und  die  hessischen 
Sparkassen. 

I.  Die  Ministerialerlasse  von  1862  und  1866    ...  52 

II.  Der  Einfluss  des  bürgerlichen  Gesetzbuches.  .  .  55 
HL  Das  hessische  Sparkassengesetz  ....... 

a)  Seine  Vorgeschichte  59 

b)  Das  Gesetz  selbst  und  seine  Wirkung  auf  die 
Sparkassen  63 

Dritter  Teil.  Sparkassenpolitik. 

A.  Sparkassenpolitik  in  räumlicher  und  zeitlicher 
Beziehung. 

I.  Die  Sparstellen  71 

IL  Die  Annahmezeiten    .   76 

III.  Einrichtungen,  die  dem  gleichen  Zweck  dienen  .  77 

B.  Sparkassenpolitik  in  geschäftlicher  Beziehung. 

I.  Einlagepolitik  82 

IL  Zinspolitik  87 

III.  Anlagepolitik  89 


Einleitung. 

Wenn  wir  die  historische  Entwickelimg  des  Spar- 
kassenwesens verfolgen,  so  finden  wir,  daß  dieselbe 
Hand  in  Hand  mit  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Entwicklung  geht,  daß  aber  auch  andererseits  die 
Sparkassen  wiederum  einen  großen  Einfluß  auf  die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  selbst  ausübten.  Es  reichen 
deshalb  die  Anfänge  des  Sparkassenwesens  nicht  weit 
über  die  letzten  Jahrzehnte  des  18.  Jahrhunderts  zu- 
rück, denn  erst  als  das  Hörigkeits-  und  Zunftwesen 
beseitigt  und  an  ihre  Stelle  die  persönliche  und  wirt- 
schaftliche Freiheit  gesetzt  und  staatlich  garantiert  war, 
entstand  für  die  bisher  unterdrückten  Volksschichten  die 
Möglichkeit  wirtschaftlichen  Aufschwungs,  das  Streben 
nach  eigenem  wirtschaftlichen  Vorteil.  Gleichzeitig 
hiermit  entstand  aber  auch  für  jeden  Einzelnen  die  Not- 
wendigkeit, seine  Existenz  sicher  zu  stellen  und  zu 
schützen  vor  den  mannigfachen  Nachteilen,  die  sich  als 
unerfreuliche  Begleiterscheinungen  dieser  neuen  Wirt- 
schaftsordnung geltend  machten.  Diese  Sorge  um  die 
eigene  Existenz  war  für  den  einen,  die  Hoffnung,  aus 
abhängigen  Lohnarbeitern  selbständige  Unternehmer 
zu  werden,  war  für  den  andern  die  Triebfeder,  seinen 
Arbeitsverdienst  zu  vergrößern  und  nicht  ganz  zu  kon- 
sumieren, sondern  einen  Teil  desselben  zurückzulegen, 
zu  sparen.  In  gemeinnützig  denkenden  Männern  der 
besser  situierten  Klassen  regte  sich  gleichzeitig  aber 
auch  das  soziale  Empfinden,  diese  in  den  niederen  Volks- 
schichten wach  gewordenen  Regungen  nach  Kräften  zu 
unterstützen,  und  zwar  durch  Gründung  von  Anstalten, 
Sparkassen  genannt,  die  die  ersparten  Gelder  aufzu- 
nehmen und  aufzubewahren  bereit  waren,  um  einmal 
den  Sparern  die  Sorge  der  Verwaltung  und  Sicherheit 


abzunehmen,  um  zweitens  aber  vor  allem  das  von  dem 
Einzelnen  Ersparte  nicht  der  Gefahr  auszusetzen,  doch 
noch  vorzeitig,  dem  eigentlichen  Zweck  nicht  ent- 
sprechend, verbraucht  zu  werden.  Aber  auch  durch 
Gewährung  eines  Zinses,  oft  auch  durch  Prämien- 
verteilung an  die  fleißigsten  Sparer,  suchten  sie  nicht 
nur  zu  weiterem,  sondern  auch  zu  immer  größerem 
Sparen  anzureizen. 

Wenn  nun  zwar  heute  fast  unbestritten  feststeht, 
daß  die  Wiege  des  Sparkassenwesens  auf  deutschem 
Boden  gestanden  hat,  so  ist  doch  andererseits  nicht  zu 
leugnen,  daß  in  manchen  Ländern,  vor  allem  in  England, 
das  Sparkassenwesen  eine  raschere  und  intensivere 
Weiterbildung  erfuhr  und  zwar  deshalb,  weil  dieses 
Land  weniger  als  alle  übrigen  europäischen  Staaten  von 
den  um  die  Wende  des  18.  Jahrhunderts  tobenden  Zeit- 
und  Kriegsverhältnissen  in  Mitleidenschaft  gezogen 
war.  So  kam  es,  daß  in  Deutschland  das  Sparkassen- 
wesen erst  dann  wieder  aufzublühen  begann,  als  die 
Freiheitskriege  beendet  und  friedliche  Zeiten  dem  ge- 
samten nationalen  Leben  neuen  Antrieb  gegeben  hatten. 
Von  da  beginnt  eine  neue  Epoche  für  das  Sparkassen- 
wesen. Nun  beginnen  besonders  die  kommunalen 
Verwaltungen,  Kreise  und  Städte  sich  desselben  anzu- 
nehmen und  zu  unterstützen. 

Die  vorliegende  Arbeit  behandelt  nun  speziell  die 
Entwickelung  des  Sparkassenwesens  im  Großherzogtum 
Hessen.  Auch  in  Hessen  haben  sich  die  Sparkassen  aus 
kleinen  Anfängen  heraus  zu  mächtigen  Instituten  ent- 
wickelt, deren  Einfluß  auf  die  gesamte  Volkswirtschaft 
unseres  engeren  Vaterlandes  von  ebenso  großer,  wenn 
nicht  noch  größerer  Bedeutung  war  und  auch  noch  ist, 
wie  der  erzieherische,  ethische  Einfluß  auf  die  einzelnen 
Sparer  selbst. 

Eine  Begrenzung  des  Stoffes  ergibt  sich  dahin,  daß 
ich  nur  solche  Institute  in  den  Kreis  meiner  Betrachtung 
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ziehe  —  wenn  auch  verwandte  Institute  hier  und  da  ver- 
gleichsweise oder  zur  Ergänzung  erwähnt  werden 
müssen  —  die  den  ursprünglichen  Zweck  zu  pflegen  be- 
rufen sind,  nämlich  in  erster  Linie  Sammelstellen  zu 
sein  für  ersparte  Gelder,  denen  also  das  Sparen  Selbst- 
zweck ist  und  nicht,  wie  z.  B.  bei  den  ebenfalls  mit  Spar- 
einrichtungen versehenen  Spar-  und  Darlehnskassen, 
nur  Mittel  zum  Zweck,  zur  Kreditgewährung. 
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Erster  Teil. 

Geschichtliche  Entwicklung. 

L  Die  ersten  Sparkassen,  ihr  Zweck  und 

Unternehmungsform. 

Im  Vergleich  zu  anderen  deutschen  Staaten  kam  es 
im  Großherzogtum  Hessen  erst  verhältnismäßig  spät 
zur  Gründung  von  Sparkassen.  Es  mag  dies  seinen 
Hauptgrund  in  der  sozialen  Gliederung  der  Bevölkerung 
haben,  die,  vorwiegend  aus  Landwirten  und  Klein- 
gewerbetreibenden bestehend,  ihre  eventuellen  Erspar- 
nisse selbst  produktiv  anzulegen  eher  in  der  Lage  sind, 
als  die  Arbeiterbevölkerung  der  Industriebezirke,  also 
hauptsächlich  der  Großstädte.  Auch  in  Hessen  ging,  wie 
fast  überall,  die  Anregung  zur  Gründung  von  Sparkassen 
nicht  von  dem  Staate  aus,  sondern  von  gemeinnützig 
denkenden  Männern,  die  sich  zu  einem  Verein  behufs 
Errichtung  einer  Sparkasse  zusammenschlössen.  Der 
erste  Verein  zu  diesem  Zweck  bildete  sich  mit  zirka 
100  Mitgliedern  in  dem  damaligen  Landratsbezirk 
Dornberg  im  Dezember  1826  und  bereits  am  11.  De- 
zember wurde  der  erste  Zahltag  abgehalten.  Zweifelnd 
jedoch  an  dem  Erfolg  und  zweifelnd  auch  daran,  ob  ein 
tatsächliches  Bedürfnis  nach  einer  solchen  Anstalt  im 
Publikum  gefühlt  würde,  taten  die  zum  Ausschuß  ge- 
wählten Mitglieder  —  Landrat  Heim  des  Landrats- 
bezirks Dornberg,  Rentamtmann  Metzler  zu  Groß-Gerau 
und  Inspektor  Welcker  zu  Groß-Gerau  —  vorerst  nicht 
die  nötigen  Schritte,  um  die  allerhöchste  Genehmigung 
und  Bestätigung  des  Instituts  zu  erhalten.  Der  Erfolg 
war  jedoch  über  Erwarten  groß.  Mit  Beifall  wurde  das 
Institut  in  allen  Gemeinden  des  Bezirks  aufgenommen, 
und  vertrauend  legten  vor  allem  die  Jugend  und  das  Ge- 
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sinde  ihre  kleineren  und  größeren  Ersparungen  ein,  so 
daß  bereits  nach  einjährigem  Bestehen  die  Summe  der 
Einlagen  den  ansehnlichen  Betrag  von  7985  fl.  (=13654 
Mark)  erreichten.  Besonders  wurde  noch  das  Unter- 
nehmen dadurch  gefördert,  daß  sich  die  von  dem 
Regierungsrat  E  1  w  e  r  t  begründete,  auf  die  Sicher- 
stellung und  den  Zinsenertrag  kleinerer  Kassenvorräte 
der  Vormünder  berechnete  sog.  „Amtsvormundschafts- 
kasse" auflöste  und  sich  mit  Einwilligung  der  Inter- 
essenten und  des  Landgerichts  am  11.  Februar  1828  mit 
derselben  vereinigte.  Nachdem  auf  diese  Weise  das  Ver- 
mögen der  Sparkasse  auf  20  000  fl.  (=  34  200  Mark)  an- 
gewachsen war,  und  so  das  Fortbestehen  der  Kasse  in 
jeder  Hinsicht  gesichert  erschien,  beschloß  man  um  die 
Bestätigung  der  Statuten  nachzusuchen. 

Den  Statuten  gemäß  war  das  Institut  ein  Unter- 
nehmen eines  gemeinnützigen  Vereins  und  neben  Spar- 
auch  Leihanstalt,  denn  nach  §  3  sollten  die  Kapitalien 
allerdings  nicht  in  gemeinnützigem  Sinne,  sondern  zu 
möglichst,  hohen  Zinsen  gegen  hypothekarische  Sicher- 
heit ausgeliehen  werden,  und  der  Zinsertrag  soll  nach 
§  4  an  die  Darleiher  nach  Abzug  der  Belohnung  des 
Kassierers  verteilt  werden.  Da  man  hoffte,  daß  durch 
die  Wirksamkeit  der  Sparkasse  die  Armenlast  bedeu- 
tend verringert  würde,  so  war  in  §  17  gewissermaßen  als 
Aequivalent  hierfür  die  Garantieübernahme  der  Ein- 
lagen mit  Vorbehalt  des  Regresses  an  die  Verwaltenden 
durch  die  Gemeinden  des  Bezirks  vorgesehen. 

Zu  der  erwünschten  Bestätigung  der  Statuten  kam 
es  aber  vorerst  nicht,  da  vor  allem  die  zum  gutächt- 
lichen  Bericht  aufgeforderte  Provinzialregierung  von 
Starkenburg,  trotzdem  sie  die  Heilsamkeit  des  Unter- 
nehmens vollauf  zu  würdigen  wußte,  eine  staatliche  Ge- 
nehmigung der  Statuten  nicht  empfehlen  zu  können 
glaubte.  Ganz  besonders  nahm  sie  Anstoß  an  dem  §  17 
der  Satzungen,  der  von  der  Garantieübernahme  durch 
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die  Gemeinden  handelte.  Es  wäre  für  die  Gemeinden 
unzulässig,  solche  Garantien  für  ein  Privatunternehmen, 
dessen  Verwaltung  der  Aufsicht  des  Staates  entzogen 
sei,  zu  übernehmen.  Eine  derartige  Garantieübernahme 
sei  überhaupt  auch  gar  nicht  nötig,  denn  —  so  fährt  der 
Bericht  fort  —  die  Dornberger  Sparkasse  hat  die  Auf- 
gabe, den  Darleihern  möglichst  gute  Garantien  zu  geben, 
in  geradezu  bewunderungswürdiger  Weise  gelöst.  Erst 
ein  zweites  Gesuch  im  darauffolgenden  Jahre  (1829) 
hatte  den  gewünschten  Erfolg.  Die  Sparkassenverwal- 
tung stellte  nun  gleichzeitig  den  Antrag,  die  Anstalt 
unter  Aufsicht  der  Großherzoglichen  Regierung  der 
Provinz  Starkenburg  zu  nehmen.  Jetzt  zeigte  sich  die 
Provinzialregierung  dem  Wunsche  gneigt,  da  das  In- 
stitut zuvor  nur  ein  Privatunternehmen,  jetzt  aber 
faktisch  eine  ganz  andere  Gesalt  angenommen  hätte,  da- 
durch nämlich,  daß  der  größere  Teil  der  Gemeinden  des 
Bezirks  (4  ausgenommen)  freiwillig  die  Garantie,  natür- 
lich mit  dem  Vorbehalt  ministerieller  Genehmigung, 
übernommen  hätten.  Das  Institut  sei  hiernach  eine  ge- 
meinnützige Anstalt  und  ein  Unternehmen  aller  dieser 
Gemeinden  geworden.  Sie  ging  sogar  noch  weiter  und 
schlug  vor,  die  Anstalt  zu  einer  reinen  Staatsanstalt  zu 
machen,  da  der  Verein  nunmehr  überflüssig  und  die 
Existenz  dieses  Instituts  offenbar  von  diesem  Vereine 
ganz  unabhängig  sei.  Mit  dieser  letzteren  Ansicht  er- 
klärte sich  jedoch  das  Ministerium  nicht  einverstanden. 
Es  hegte  keineswegs  die  Absicht,  die  Anstalt  aus  der 
Kategorie  des  Privatunternehmens  herauszuheben  und 
in  eine  Staatsanstalt  zu  verwandeln,  da  nach  seiner  An- 
sicht eine  solche  Umwandlung  nur  einen  schädlichen 
Einfluß  ausüben  könne.  Nachdem  noch  hauptsächlich 
in  bezug  auf  die  Garantieübernahme  einige  Aenderungen 
in  der  Satzung  vorgenommen  waren,  erfolgte  am 
12.  November  1829  die  Sanktion. 

Die  Anstalt  blieb  also  ein  Unternehmen  eines  ge- 
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meinnützigen  Vereins  (§  1)  unter  Aufsicht  des  jeweiligen 
Landrates  des  Bezirks  (§  4)  und  unter  Garantie  der  Ge- 
meinden des  Bezirks  (§  25).  Im  Jahre  1833  traten  dann 
ferner  die  Gemeinden  des  ehemaligen  Landratsbezirks 
Langen,  die  nun  zum  Kreise  Groß-Gerau  kamen,  der 
Anstalt,  die  von  nun  an  den  Namen  „Sparkasse  Groß- 
Gerau"  führte,  in  der  Art  bei,  daß  in  Langen  eine 
Filialkasse  errichtet  wurde.  Diese  blieb  in  steter  Ver- 
bindung mit  der  Hauptkasse  Groß-Gerau,  bis  sie,  durch 
mancherlei  Umstände  veranlaßt,  im  Jahre  1844  von 
dieser  losgelöst  wurde,  um  von  nun  an  unter  dem  Namen 
„Spar-  und  Leihkasse  Langen"  ein  selbständiges  Institut 
zu  bilden. 

Nachdem  so  der  Anstoß  zur  Errichtung  von  Spar- 
anstalten gegeben  war,  erfolgten  bald  weitere  Grün- 
dungen, und  das  zu  Groß-Gerau  gegebene  Beispiel  hatte 
zweifelsohne  dazu  beigetragen,  daß  die  Mehrzahl  der 
Sparkassen  im  Großherzogtum  Hessen  in  der  in  anderen 
deutschen  Staaten  allgemein  selteneren  Form  der  ge- 
meinnützigen Vereine  unter  Garantie  der  Gemeinden 
gegründet  wurden.  Auf  derselben  Grundlage,  nur  rein 
äußerlich  sich  durch  den  Namen  unterscheidend,  be- 
ruhen die  hauptsächlich  in  dem  südlichen  Teil  Ober- 
hessens enstandenen  Anstalten  zu  Friedberg,  Butzbach, 
Vilbel  und  Nidda,  zum  Andenken  an  die  Vermählung  des 
Erbgroßherzogs  Ludwig  mit  der  Prinzessin  Mathilde  von 
Bayern  „Mathildenstifte"  genannt. 

Ebenfalls  dieser  Kategorie  zuzurechnen  sind  die 
1837  bezw.  1838  in  Bingen  und  Alzey  gegründeten  An- 
stalten, die  nur  in  der  Art  der  Garantieübernahrne  von 
dem  allgemeinen  Typus  etwas  abwichen.  Die  betreffen- 
den Gemeinden  übernahmen  nämlich  nicht  die  Garantie 
für  die  Anstalt  im  ganzen,  sondern  nur  für  einzelne 
Darlehen  und  zwar  bis  zu  100  fl.,  über  welches  aber 
außerdem  noch  zuvor  der  Ortsvorstand  gehört  werden 
und  seine  Zustimmung  geben  mußte. 
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Die  Zweitälteste  Sparkasse  des  Großherzogtums 
Hessen,  die  Sparkasse  zu  Mainz  (jetzt  die  städtische 
Sparkasse),  ist  nun  auf  einer  wesentlich  anderen  Grund- 
lage errichtet.  Hier  ging  die  Anregung  von  der  Stadt- 
verordnetenversammlung aus,  die  in  einer  Sitzung  vom 
27.  Januar  1827  die  Gründung  einer  Sparkasse  ins  Auge 
faßte  und  den  Bürgermeister  aufforderte,  die  Ansicht 
der  Provinzialregierung  in  dieser  Angelegenheit  einzu- 
holen. Dieselbe  zeigte  sich  der  Gründung  eines  der- 
artigen Instituts  weit  geneigter,  denn  um  ihre  Meinung 
befragt,  forderte  sie  die  Stadtversammlung  auf,  das 
Projekt  der  zu  errichtenden  Sparanstalt  durch  Fest- 
setzung der  Statuten  einem  baldigen  Vollzug  entgegen- 
zuführen und  versprach,  das  Institut  nach  Kräften  zu 
unterstützen.  Es  wurde  daher  auch  sofort  einer 
Kommission  der  Entwurf  der  Statuten  übertragen. 
Dieser  Entwurf  wurde  bereits  am  10.  Februar  1827  der 
Stadtverordnetenversammlung  vorgelegt  und  in  der- 
selben Sitzung  durchberaten  und  genehmigt. 

Die  Sparkasse  zu  Mainz  ist  hiernach  eine  Gemeinde- 
anstalt. Sie  ist  errichtet  auf  Kosten  der  Stadt  und  diese 
garantiert  die  Anstalt  auch  mit  ihrem  Gemeinde- 
vermögen und  die  Verwaltung  und  Rechnungslegung 
vollzieht  sich  unter  Kontrolle  derselben.  Das  Institut 
ist  ferner  eine  reine  Sparanstalt.  Es  soll  gemäßt  Art.  1 
durch  diese  Anstalt  hauptsächlich  unter  den  wenig 
Bemittelten  und  vorzüglich  unter  der  arbeitenden  und 
dienenden  Klasse  der  Einwohner  der  Stadt  Mainz  die 
Sparsamkeit  gefördert  werden.  Die  Sparkasse  sollte 
also  in  der  Regel  nur  zum  Wohle  der  Unbemittelten, 
der  Armen  dienen,  keineswegs  soll  sie  aber  —  so  heißt 
es  in  §  1  der  Statuten  —  für  den  Wohlhabenden  ein 
Mittel  zur  Hinterlegung  überflüssiger  Geldvorräte  ab- 
geben. Eine  Ausnahme  von  dieser  allgemeinen  Regel 
wurde  jedoch  zugelassen,  es  sollte  nämlich  auch  den 
Kindern  von  vermögenden  Eltern  gestattet  sein,  ihre  Er- 
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sparnisse  daselbst  niederzulegen,  damit  auch  diesen 
nicht  die  Gelegenheit  entginge,  sich  frühzeitig  an  die 
Tugend  der  Sparsamkeit  zu  gewöhnen.  Um  diesen 
Charakter  der  Anstalt  möglichst  zu  bewahren,  behielt 
sie  sich  ausdrücklich  vor,  die  nach  §  1  dem  eigentlichen 
Zweck  nicht  entsprechenden  Einlagen  zurückweisen  zu 
können.  Wie  schon  erwähnt,  war  die  Anstalt  eine  reine 
Sparkasse.  Es  wurden  die  Einlagen  nicht  zur  Ge- 
währung von  Darlehen  an  Private  benutzt,  sondern  sie 
wurden  bei  der  daselbst  bestehenden  Pfandhausanstalt 
verzinslich  (zu  5  %)  angelegt.  Da  aus  diesem  Grunde 
eine  ständige  Fühlung  beider  Institute  ebenso  wün- 
schenswert wie  notwendig  erschien,  so  wurde  der  je- 
weilige Direktor  des  Pfandhauses  als  ständiges  Mitglied 
der  Verwaltungskommission  zugewiesen.  Also  auch 
diese  Anstalt  läßt,  wie  die  zu  Groß-Gerau,  obwohl  diese 
zugleich  Leihanstalt  ist,  ihr  Kapital  nicht  im  Wege  des 
Kredits  jener  Bevölkerungsklasse  wieder  zufließen,  in 
deren  Interesse  sie  doch  vorwiegend  errichtet  ist.  In 
einer  Hinsicht  gebührt  aber  der  Sparkasse  zu  Groß- 
Gerau  der  Vorzug,  indem  sie  bestimmt,  daß  die  Einlagen 
zu  möglichst  hohem  Zinsfuß  angelegt  werden  sollen,  um 
den  Einlegern  auch  eine  möglichst  hohe  Zinsvergütung 
gewähren  zu  können.  Die  Statuten,  von  der  Provinzial- 
regierung  dem  Ministerium  vorgelegt,  fanden  dessen  Zu- 
stimmung und  am  16.  Februar  1827  wurden  dieselben 
genehmigt.  Am  19.  Februar  1827,  dem  Tage  des  Ehe- 
jubiläums des  Großherzogs  und  seiner  Gemahlin  trat 
dann  das  Institut  ins  Leben. 

Auch  diese  zweite  Anstalt  hatte  einen  nicht  ge- 
ahnten Aufschwung.  In  den  fünfziger  Jahren  wurde  sie 
jedoch  gezwungen,  den  Charakter  einer  reinen  Spar- 
anstalt aufzugeben  und  ebenfalls,  wie  ihre  Vorgängerin 
zu  Groß-Gerau,  auch  Leihanstalt  zu  werden.  Dadurch, 
daß  nämlich  die  Stadt  nicht  nur  die  Garantie  über- 
nommen hatte,   sondern  auch,  wie  wir  oben  gesehen 
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haben,  durch  den  Beschluß  des  Gemeinderats  von  1827 
sich  zugleich  verpflichtet  hatte,  die  Anlegung  der  Ein- 
lagen bei  ihr  als  Schuldnerin  zu  gestatten,  geriet  dieselbe 
besonders  im  Jahre  1848  in  große  Verlegenheit,  da  ihr 
die  Sparkasse  mehr  Gelder  zur  Verfügung  stellte,  als 
ihr  Voranschlag  Kapitalaufnahme  vorgesehen  hatte. 
Sie  konnte  aus  diesem  Grunde  ihren  damals  über- 
nommenen Verpflichtungen,  ohne  selbst  Schaden  zu 
nehmen,  nicht  mehr  nachkommen. 

Auch  dieses  von  der  Stadt  Mainz  gegebene  Beispiel, 
Sparkassen  als  Anstalten  und  Unternehmen  der  Ge- 
meinden zu  errichten,  fand  Beifall,  allerdings  nur  in  den 
größeren  Städten  des  Großherzogtums,  wie  Darmstadt, 
Offenbach  und  Worms,  bei  der  letzteren  jedoch  zum 
Besten  des  ganzen  Kreises.  Die  Sparkasse  zu  Darmstadt 
war  von  1833  bis  zu  ihrer  Loslösung  und  Selbständig- 
machung  im  Jahre  1837  direkt  mit  dem  dortigen  Pfand- 
haus organisch  verbunden,  während  die  Sparkasse  zu 
Offenbach,  ähnlich  wie  diejenige  zu  Mainz,  nur  in  Be- 
ziehung zum  Pfandhaus  stand. 

Bevor  wir  nun  zur  Betrachtung  der  Unternehmungs- 
form der  Sparkassen  auf  Aktien  übergehen,  wollen  wir 
noch  kurz  einer  Sparkasse  Erwähnung  tun,  die,  sich 
eng  an  die  vorhergehende  Gruppe  anschließend,  insofern 
besonders  beachtenswert  erscheint,  weil  sie  mit  dem 
heutigen  Haupttypus  unserer  Sparkassen,  den  sogen. 
„ Bezirkssparkassen",  bereits  große  Aehnlichkeit  besitzt. 
Es  ist  dies  die  Sparkasse  zu  Büdingen.  Dem  Kreisrat 
des  dortigen  Kreises  war  es  trotz  vieler  Mühe  nicht  ge- 
lungen, eine  Sparanstalt  auf  der  allgemein  üblichen 
Grundlage  eines  gemeinnützigen  Vereins  unter  Ge- 
meindegewähr ins  Leben  zu  rufen,  da  sein  Projekt  bei 
der  Bevölkerung,  besonders  bei  der  kapitalkräftigeren, 
wenig  Anklang  fand.  Er  suchte  daher  seinen  Zweck  auf 
einem  anderen  Wege  zu  erreichen,  dadurch  nämlich, 
daß  er  die  Gemeindeverwaltungen  selbst  für  seinen  Plan 
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zu  gewinnen  versuchte.  Nach  verhältnismäßig  kurzer 
Zeit  gelang  ihm  dies  auch  mit  Ausnahme  von  vier  Ge- 
meinden seines  Kreises.  Die  Gemeindeverwaltungen 
nahmen  nun  selbst  die  Errichtung  einer  Sparanstalt  in 
die  Hand.  Gemäß  den  aufgestellten  Statuten  erschienen 
als  Inhaber  der  Sparkasse  die  Gemeinden  des  Bezirks 
Büdingen  und  die  Leitung  und  Aufsicht  über  die  Kasse 
wurde  von  dem  Kreisrat  des  Kreises  ausgeübt.  Diese 
Sparkasse  hat  also  zwar  gewisse  Aehnlichkeit  mit  den 
oben  besprochenen  städtischen  Anstalten,  unterscheidet 
sich  von  ihnen  andererseits  aber  auch  wieder  wesentlich 
dadurch,  daß  die  als  Inhaber  erscheinenden  Gemeinden 
einen  Verein  bilden,  dem  unabhängig  von  diesen  selb- 
ständige Rechtspersönlichkeit  zugesprochen  werden 
muß.  Auch  die  von  dieser  Kasse  nachgesuchte  staat- 
liche Genehmigung  der  Statuten  wurde  am  8.  Januar 
1841  erteilt. 

Auf  einer  ganz  eigenartigen  Grundlage  beruhen  die 
Sparkassen  in  und  um  den  Vogelsberg.  Sie  sind  nämlich 
als  Aktienunternehmen  gegründet,  d.  h.  die  einzelnen 
Mitglieder  beteiligen  sich  an  demselben  mit  einer 
ganz  bestimmten  Summe,  einer  Aktie,  nach  welcher 
sich  Gewinn  und  Verlust  berechnen  soll.  Man  kann 
im  allgemeinen  wohl  annehmen,  daß  sich  diese  An- 
stalten in  und  um  den  Vogelsberg  vielfach  unter  minder 
günstigen  Bedingungen  zu  entwickeln  hatten  und  wohl 
deshalb  zur  Wahl  dieser  fast  einzig  dastehenden  Unter- 
nehmungsform getrieben  wurden,  weil  es  einesteils  an 
den  nötigen  Leuten  gefehlt  haben  mag,  die  geneigt  ge- 
wesen wären,  Sparanstalten  in  der  zuerst  beschriebenen 
Form  zu  gründen,  und  weil  es  andernteils  wohl  auch  der 
Gemeinden  ermangelt  haben  wird,  die  bereit  gewesen 
wären,  die  Garantie  zu  übernehmen.  Die  Möglichkeit, 
daß  auch  solche  Kassen  gemeinnützig  wirken  können, 
steht  außer  Zweifel,  und  man  würde  Unrecht  tun,  wenn 
man  diese  auf  Aktien  gegründeten  Sparanstalten  ledig- 
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lieh  durch  Privatinteressen  veranlaßt  ansehen  wollte. 
Allerdings  wird  man  bei  Kassen,  wie  z.  B.  bei  der  zuerst 
auf  dieser  Grundlage  gegründeten  Spar-  und  Kredit- 
kasse zu  Homberg  a.  d.  Ohm  (1832),  bei  der  eine  Aktie 
200  fl.  beträgt,  und  ferner  bei  der  Sparanstalt  zu  Hungen 
(aufgelöst  1892),  bei  welcher  eine  Aktie  50  fl.  beträgt 
und  woselbst  der  Besitz  mehrere  solcher  Aktien  in  einer 
Hand  statutarisch  gestattet  ist  und  außerdem  Dividen- 
den in  Aussicht  gestellt  sind,  dem  Privatinteresse  der 
Unternehmer  doch  einiges  Gewicht  beilegen  müssen. 
Bei  den  übrigen  Kassen  dagegen  beträgt  eine  Aktie  nur 
5  oder  10  fl.  und  von  einer  besonderen  Dividende  ist  in 
den  Statuten  keine  Rede.  Streng  genommen  kann  man 
daher  auch,  mit  Ausnahme  vielleicht  von  den  beiden 
erstgenannten,  von  eigentlichen  Aktienunternehmungen, 
bei  denen  sich  die  Teilnahme  am  Gewinn  und  Verlust 
tatsächlich  nur  nach  der  Aktie  bemißt,  nicht  sprechen. 
Eine  solche  Absicht  wird  man  auch  wohl  den  Gründern 
dieser  Kasse  kaum  unterstellen  können.  Dadurch,  daß 
man  diese  Kassen  als  Aktienunternehmen  bezeichnete, 
wollte  man  sicherlich  vielmehr  nur  der  Garantieleistung 
in  einer  ganz  bestimmten,  für  die  Sparkassenmitglieder 
weniger  riskant  erscheinenden  Form  Ausdruck  ver- 
leihen, indem  man  ihre  persönliche  Haftung  über  ihre 
Stammanteile  hinaus  auszuschließen  suchte.  Da  ferner 
diesen  Anstalten  die  staatliche  Genehmigung  ihrer 
Statuten  lange  Zeit  fehlte  und  Korporationsrechte  ihnen 
überhaupt  nicht  verliehen  wurden,  so  war  und  blieb  bis 
zu  der  durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  notwendig 
gewordenen  Umwandlung  (zum  größten  Teil  geschah 
dies  in  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht)  ihre 
juristische  Konstruktion  höchst  zweifelhaft,  aber  dank 
einer  umsichtigen  Verwaltung  aller  dieser  Kassen 
wurde  diese  kleine  Schwäche  niemals  direkt  als  Nach- 
teil oder  gar  als  Schaden  empfunden. 

Wir  können  also,  um  das  Vorhergehende  nochmals 
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zusammenzustellen,  die  hessischen  Sparkassen  vor  Er- 
laß des  Sparkassengesetzes,  oder  genauer  gesagt,  vor 
dem  Inkrafttreten  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches,  weil 
sich  bereits  hiermit  schon  eine  Umwandlung  vollzog,  in- 
dem sich  z.  B.  verschiedene  auf  Aktien  gegründete  Spar- 
kassen in  Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht 
verwandelten,  folgendermaßen  gruppieren: 
L  Sparkassen  als  gemeinnützige  Privatvereine  unter 

Garantie  der  Gemeinden 
(einige  haben  jedoch  neben  den  Privatpersonen  auch 
Gemeinden  als  Mitglieder): 

a)  mit  unbeschränkter  Garantie: 

1.  in  Starkenburg:  Erbach,  Groß-Bieberau, 
Groß-Gerau,  Groß-Umstadt,  Heppenheim,  Höchst, 
Langen,  Lorsch,  Reinheim,  Seligenstadt,  Zwingen- 
berg; 

2.  in  Oberhessen:  Büdingen,  Butzbach,  Fried- 
berg, Gießen,  Grünberg,  Laubach,  Nidda,  Orten- 
berg, Schotten,  Vilbel; 

3.  in  Rheinhessen:  Oppenheim  und  die  ver- 
hältnismäßig spät  gegründete  Sparkasse  für  den 
Landbezirk  Mainz  (jetzt  Bezirkssparkasse). 

b)  mit  beschränkter  Garantie: 

Alzey  und  Bingen. 
IL  Sparkassen  als  reine  Gemeindeanstalten: 
Mainz,  Darmstadt,  Worms  und  Offenbach. 

III.  Sparkassen  als  Vereine  mehrerer  Gemeinden: 
Büdingen. 

IV.  Sparkassen  als  Privatvereine  ohne  Gemeinde  - 

garantie  auf  Aktien: 

Alsfeld,  Groß-Felda,  Herbstein,  die  beiden  Spar- 
kassen zu  Homberg  a.  d.  Ohm,   Kirtorf,  Lauter- 
bach, Schlitz  und  Ulrichstein. 
Selbst  innerhalb  dieser  einzelnen  Gruppen  jedoch 
kann  man  aber  kaum  von  einer  Einheitlichkeit  sprechen. 
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Jede  Kasse  ist  von  der  anderen,  wenn  auch  nur  wenig, 
verschieden  und  in  den  wesentlichen  Punkten  überein- 
stimmend sind  eigentlich  nur  diejenigen  Kassen,  die  an- 
fangs in  einem  Filialverhältnis  zu  einander  gestanden 
haben,  wie  z.  B.  die  Sparkassen  zu  Groß-Gerau  und 
Langen. 


IL  Die  weitere  Entwickelung  der  Sparkassen, 

Wenn  es  auch  im  Großherzogtum  Hessen  erst  ver- 
hältnismäßig spät  zur  Gründung  von  Sparkassen  kam, 
so  hat  doch  andererseits  das  Sparkassenwesen  eine 
rasche  und  intensive  Entwickelung  erfahren.  Bereits 
im  Jahre  1860,  also  nach  Ablauf  von  zirka  30  Jahren 
seit  Gründung  der  ersten  Sparkasse,  besaß  das  Groß- 
herzogtum Hessen  40  derartige  Institute,  von  welchen 
6  bis  Ende  1830,  24  bis  Ende  1840,  8  bis  Ende  1850  und 
2  bis  Ende  1860  gegründet  waren.  Die  Zahl  der  aus- 
gegebenen Sparkassenbücher  betrug  Ende  dieses  Jahres 
56  138  mit  einem  Gesamtguthaben  von  10  315  579  fl.  oder 
17  639  982  Mark.  Es  betrug  also  das  Durchschnittsgut- 
haben pro  Buch  314  Mark,  und  nehmen  wir  die  Ge- 
samtbevölkerung des  Großherzogtums  mit  rund  853  000 
Seelen  an,  so  war  in  diesem  Jahre  bereits  jeder  6.  bis 
7.  Einwohner  ein  Sparer.  Die  Entwickelung  kann  dem- 
nach als  sehr  befriedigend  bezeichnet  werden,  trotzdem 
es  während  dieser  Zeit  an  Jahren,  die  das  Gleichgewicht 
äußerst  zu  bedrohen  schienen,  nicht  gefehlt  hat.  So 
brachte  vor  allem  das  Jahr  1847  infolge  der  herrschen- 
den Teuerung  bei  einer  großen  Anzahl  von  Sparkassen 
einmal  eine  größere  Rücknahme  und  andererseits  auch 
eine  Mindereinlegung.  Ein  gleiches,  ja  sogar  bei 
manchen  Kassen  noch  in  größerem  Umfang,  fand,  ver- 
ursacht durch  die  politischen  Wirren,  in  den  darauf- 
folgenden Jahren  1848  und  1849  statt.    Alle  diese  Krisen 
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wurden  jedoch  von  sämtlichen  Kassen  glücklich  über- 
standen. 

Auch  in  den  folgenden  20  Jahren  haben  die 
hessischen  Sparkassen  bedeutende  Fortschritte  ge- 
macht. Allerdings  sind  einige  Anstalten,  nämlich  die 
Sparkassen  zu  Battenberg,  Biedenkopf,  Gladenbach  und 
Vöhl,  infolge  der  durch  den  Friedensschluß  von  1866 
bewirkten  Gebietveränderung  an  Preußen  gefallen,  aber 
durch  Neugründungen  wurde  diese  Lücke  wieder  voll- 
kommen ausgefüllt.  Ende  1880  betrug  die  Zahl  der  aus- 
gegebenen Sparkassenbücher  108  236  und  der  Gesamt- 
Einlagebestand  67  143  358  Mark.  Das  Durchschnittsgut- 
haben pro  Buch  betrug  demnach  620  Mark.  Es  ist  also 
in  diesen  20  Jahren  die  Zahl  der  Sparkassenbücher  ge- 
stiegen von  56  138  auf  108  236  d.i.  um  92,8,%  die  Ein- 
lagen von  17  639  982  Mark  auf  67  143  358  Mark,  d.  I  um 
280,6  %  ,  und  das  Durchschnittsguthaben  pro  Buch  von 
314  Mark  auf  620  Mark  d.  i.  97,5  %.  Diese  Zahlen  zeigen 
zur  Genüge  den  bedeutenden  Aufschwung  unseres  Spar- 
kassenwesens. Dieser  Fortschritt  ist  um  so  bemerkens- 
werter, als  es  auch  hier  wiederum  nicht  an  solchen 
Zeiten  gefehlt  hat,  die  im  allgemeinen  für  den  Ent- 
wickelungsgang  der  Sparkassen  nicht  gerade  als 
fördernd  bezeichnet  werden  können.  Kriegerische 
Zeiten  pflegen  der  Entwickelung  des  Sparkassenwesens 
hinderlich  zu  sein,  aber  die  Kriegsjahre  1866  und  1870/71 
vermochten  keinen  nennenswerten  Einfluß  auf  das  Spar- 
kassenwesen unseres  Landes  auszuüben.  Diesen  Zahlen 
können  wir  aber  auch  ferner  die  allerdings  nicht  sehr 
befriedigende  Tatsache  entnehmen,  daß  einmal  das 
Durchschnittsguthaben  pro  Buch,  wenn  auch  nicht  viel, 
aber  doch  immerhin  rascher  gestiegen  ist  als  die  Zahl 
der  Bücher,  daß  vor  allem  aber  die  Bücher  weit  hinter 
den  Einlagen  zurückgeblieben  sind.  Während  sich  die 
Zahl  der  ausgegebenen  Sparkassenbücher  von  100  auf 
192,8  hob,  stieg  der  Betrag  der  Einlagen  von  100  auf 
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360,8.  Dadurch  drängt  sich  uns  unwillkürlich  die  Frage 
darnach  auf,  ob  die  Sparkassen  eigentlich  noch  ihrem 
ursprünglichen  Grundsatze,  nur  ersparte  Gelder  aufzu- 
nehmen, treu  geblieben  sind,  oder  ob  sie  eine  Tendenz 
angenommen  haben,  derzufolge  sie  schon  mehr  in  die 
Kategorie  der  bankmäßigen  Institute  einzureihen 
wären.  Diese  Seite  der  Entwickelung  des  Sparkassen- 
wesens näher  zu  beleuchten,  soll  für  die  letzten 
Dezennien  durch  eingehendere  statistische  Betrach- 
tungen über  die  Sparfähigkeit  und  Spartätigkeit  der  Be- 
völkerung, über  die  soziale  Schichtung  der  Sparer  und 
über  die  Bewegung  der  Sparkassenbücher  und  Spar- 
kasseneinlagen geschehen. 

a)  Spariähigkeit  und  Spartätigkeit  der  Bevölkerung* 

Das  erstrebenswerte  Ziel  ist  hierbei,  den  Ideal- 
zustand zu  erreichen,  der  naturgemäß  dann  vorhanden 
sein  würde,  wenn  die  Spartätigkeit  gleich  der  Spar- 
fähigkeit wäre,  wenn,  mit  anderen  Worten,  jeder  sparen 
würde,  der  sparen  könnte.  Ein  Vergleich  zwischen 
Spartätigkeit  einerseits  und  Sparfähigkeit  andererseits 
zu  ziehen,  ist  ungemein  schwer,  da  der  Ausgangspunkt 
für  die  letztere  nur  annähernd  richtig  festgestellt 
werden  kann,  während  man  die  tatsächliche  Spartätig- 
keit schon  eher  zahlenmäßig  zu  ermitteln  in  der  Lage 
ist.  Als  Ausgangspunkt  für  die  Sparfähigkeit  bleibt  uns 
als  bestes  Mittel  übrig,  das  von  dem  hessischen  Ein- 
kommensteuergesetz mit  500  Mark  fixierte  Existenz- 
minimum zu  wählen.  Wir  unterstellen  also,  daß  min- 
destens jeder,  der  Einkommensteuer  bezahlt,  auch  in  der 
Lage  ist,  zu  sparen.  Ob  für  Hessen  diese  Grenze  die 
richtige  ist,  wollen  wir  dahingestellt  sein  lassen.  Man 
wird  nicht  fehlgehen,  die  Sparfähigkeit  über  das  von 
dem  Gesetz  angenommene  Existenzminimum  hinaus- 
gehen zu  lassen,  denn  gerade  das  von  den  größeren 
deutschen  Bundesstaaten  in  bezug  auf  das  Sparkassen- 
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wesen  an  der  Spitze  marschierende  Königreich  Sachsen 
weist,  trotz  eines  Existenzminimums  von  nur  400  Mark, 
die  größte  Zahl  der  Sparer  auf,  und  auch  in  Starkenburg 
war  z.  B.  im  Jahre  1885  (vergL  Tabelle  4  und  5)  die  Zahl 
der  ausgegebenen  Sparkassenbücher  etwas  größer  als 
diejenige  der  Einkommensteuerpflichtigen. 

Im  Jahre  1905  zählten  wir  im  Großherzogtum 
Hessen  1  209  175  Einwohner,  wovon  321  181  einkommen- 
steuerpflichtig waren.  In  demselben  Jahre  waren 
273  896  Sparkassenbücher  ausgegeben.  Nun  deckt  sich 
aber  die  Zahl  der  Sparkassenbücher  durchaus  nicht  mit 
der  Zahl  der  eigentlichen  Sparer,  da  sich  manchmal  in 
den  Händen  eines  Sparers  zwei  oder  mehr  Bücher  be- 
finden und  ferner  auch  Sparkassenbücher  auf  den 
Namen  von  Kindern  lauten  und  hier  doch  tatsächlich  als 
Sparer  nur  der  Vater  in  Betracht  kommen  kann.  Durch 
eine  Umfrage  bei  einzelnen  Sparkassen  wurde  mir  mit- 
geteilt, daß  man  dieses  Verhältnis  der  Sparkassenbücher 
zu  der  wirklichen  Zahl  der  Sparer  etwa  mit  5  %  veran- 
schlagen kann.  Demnach  würde  die  Zahl  der  Sparer  im 
Jahre  1905  etwa  auf  260  200  zu  stehen  kommen.  Es 
waren  also  im  Jahre  1905  von  den  321  181  Sparfähigen 
tatsächlich  260  200  d.  L  81  %  spartätig  gewesen.  Dieses 
Resultat  ist,  an  und  für  sich  betrachtet,  günstig,  denn  es 
fehlen  bei  unserer  Annahme  nur  noch  19  %  an  dem 
Idealzustand.  Es  wird  sich  ferner  noch  dieses  Resultat 
etwas  verbessern,  wenn  wir  in  Betracht  ziehen,  daß 
auch  noch  manche,  zwar  nicht  in  den  Sparkassen, 
so  doch  in  den  ebenfalls  mit  Spareinrichtung  ver- 
sehenen Genossenschaften  ihre  Ersparnisse  niederzu- 
legen pflegen. 

Vergleichen  wir  nun  weiter  das  Wachstum  der 
Sparer  mit  dem  Wachstum  des  Volkseinkommens  in  der 
Zeit  von  1885  bis  1905,  so  finden  wir,  daß  die  Zahl  der 
ersteren  (bei  der  Unterstellung,  daß  sich  die  Zahl  der 
Bücher  mit  der  der  Sparer  deckt),  gestiegen  ist  von 
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164  240  auf  273  896  d.i.  66,77  %,  das  steuerbare  Ein- 
kommen dagegen  von  238  102  800  auf  482  297  300  d.  i. 
102,56  c/c.  Es  stieg  ferner  die  steuerpflichtige  Be- 
völkerung von  19,79  auf  26,56  Hundertteile  der  Gesamt- 
bevölkerung d.i.  34,21  %.  Die  Bevölkerung  stieg  von 
956  611  auf  1  209  175  d.i.  26,40  %.  Demnach  ist  die 
steuerpflichtige  Bevölkerung  im  Verhältnis  zur  Gesamt- 
bevölkerung um  1%  rascher  gestiegen  als  die  Gesamt- 
bevölkerung, das  Volkseinkommen  ist  also,  soweit  es 
steuerlich  erfaßt  werden  konnte,  rascher  gewachsen.  Es 
hat  aber  ferner  das  Wachstum  der  Sparer  nicht  Schritt 
gehalten  mit  dem  Wachstum  des  steuerbaren  Ein- 
kommens. Letzteres  ist  nämlich  1%  mal  rascher 
gestiegen. 

Für  den  von  mir  zu  Grunde  gelegten  Zeitraum  ist, 
wie  sich  aus  nachstehender  Tabelle  ergibt,  in  jeder  Hin- 
sicht ein  Fortschritt  zu  verzeichnen.  Es  sind  nämlich 
von  1885  bis  1905  gestiegen: 


Tabelle  1 


Starkenb. 

0/ 
10 

Oberhess. 

0/ 

/o 

Rheinh. 

7o 

Großh. 
Hessen 

°/ 

10 

Die  Bevölkerung  um    .  . 

34,95 

12,82 

26,87 

26,40 

Die  Steuerpfl.  um    .    .  . 

84,27 

64,50 

57,01 

69,70 

Die  Bücher  um  .... 

59,49 

47,48 

103,56 

66,77 

Die  Einlagen  um     .    .  . 

178,92 

179,96 

204,38 

187,61 

Das  Durchschnittsguthaben 

pro  Buch  um      .    .  . 

74,90 

89,91 

49,58 

72,53 

Das  Durchschnittsguthaben 

pro  Kopf  um      .    .  . 

111,71 

148,57 

140,00 

116,83 

Aus  dieser  Tabelle  ergibt  sich,  daß  die  Zahl  der 
Bücher  (Sparer)  im  Großherzogtum  Hessen,  wie  auch 
in  den  einzelnen  Provinzen  rascher  gestiegen  ist  als  die 
Zahl  der  Einwohner  (in  Starkenburg  1%  mal,  in  Ober- 
hessen 3:>4  mal,  in  Rheinhessen  4  mal,  im  Großherzog- 
tum Hessen  2%  mal  so  rasch),  und  daß  ferner  auch  die 
Einlagen  erheblich  rascher  gestiegen  sind  (in  Starken- 
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bürg  5  mal,  in  Oberhessen  14  mal,  in  Rheinhessen 
7%  mal  und  im  Großherzogtum  Hessen  7  mal  so  rasch). 
Hieraus  kann  wiederum  auf  eine  erhebliche  Vermehrung 
des  Volkseinkommens  geschlossen  werden  (vgl.  Zeile  2, 
steuerpflichtige  Bevölkerung).  Bei  einem  Vergleich  des 
Wachstums  der  Sparkassenbücher  mit  dem  der  Einlagen 
ergibt  sich  aber  auch  andererseits  ein  starkes  Zurück- 
bleiben der  ersteren.  Das  ist  ein  Beweis  dafür,  daß  auch 
im  Großherzogtum  Hessen  der  Aufschwung  des  Spar- 
kassenwesens, ähnlich  wie  in  anderen  deutschen 
Bundesstaaten,  zum  großen  Teil  eine  Folge  der  Zu- 
wanderung nicht  ersparten  Kapitals  ist.  Wenn  sich  die 
Bücher  im  Großherzogtum  Hessen  von  100  auf  166,77 
vermehrten,  so  stiegen  die  Einlagen  von  100  auf  287,61, 
und  vergleichen  wir  die  Zahlen  in  den  einzelnen  Pro- 
vinzen, so  finden  wir,  daß  dieses  Verhältnis  am  un- 
günstigsten in  Oberhessen  ist,  dann  folgt  Starkenburg 
und  Rheinhessen.  Das  Durchschnittsguthaben  hat  sich 
innerhalb  dieses  Zeitraums  pro  Buch  von  100  auf  172,53 
Mark,  dagegen  pro  Kopf  von  100  auf  216,83  Mark  erhöht. 

b)  Die  soziale  Schichtung  der  Sparer« 

Eine  Frage,  die  sparpolitisch  als  die  wichtigste  be- 
zeichnet werden  kann,  ist  die  nach  der  gesellschaft- 
lichen Herkunft  der  Sparer.  Durch  ihre  Beantwortung 
erlangt  man  nämlich  Auskunft  darüber,  ob  die  Spar- 
kassen, entsprechend  ihrer  ursprünglichen  Bestimmung, 
in  vorwiegendem  Maße  von  den  breiten  Schichten  des 
Volkes  benutzt  werden  und  wirklich  „Ersparnisse"  der 
minderbemittelten  Volksklassen  verwalten,  oder  ob  es 
vorwiegend  die  geldbesitzenden  Klassen  sind,  die  ihre 
Kapitalien  bei  den  Sparkassen  anzulegen  pflegen.  Eine 
Berufsstatistik  steht  uns  leider  für  das  Großherzogtum 
Hessen  nicht  zur  Verfügung.  Es  war  allerdings  im  Jahre 
1895  von  dem  bayrischen  statistischen  Bureau  unter 
Vorlegung  einer  Denkschrift  ,,Zur  Frage  der  internatio- 
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nalen  Berufsstatistik",  auch  in  Hessen  die  Einführung 
eines  derartigen  Zweiges  der  Sparkassenstatistik  an- 
geregt worden  und  auch,  nachdem  die  Zentralstelle  für 
die  Landesstatistik  sich  dafür  ausgesprochen  hatte,  von 
dem  Ministerium  beschlossen  worden.    Es  sollten  Zähl- 
karten (weiße  für  die  männlichen,  rote  für  die  weib- 
lichen Einleger)  bei  der  ersten  Einzahlung  von  den  Ein- 
legern ausgefüllt  werden.   Die  Sparkassen  wandten  sich 
jedoch  energisch  gegen  die  Einführung  einer  derartigen 
Statistik,  da  den  Sparkassenverwaltungen  dadurch  er- 
hebliche Kosten  entstehen  würden  und  da  eine  Berufs- 
statistik mit  den  ins  einzelne  gehenden  Angaben  von 
dem  sparenden  Publikum  als  eine  Belästigung  und  un- 
gerechtfertigtes  Eindringen   in   die  Privatverhältnisse 
empfunden  würde.    Die  Regierung  machte  hierauf  ihren 
Entschluß  wieder  rückgängig.    Wenn   nun   auch  eine 
solche,  selbst  mit  äußerster  Sorgfalt  aufgestellte  Berufs- 
statistik nicht  ohne  weiteres  einen  Schluß  auf  die  Her- 
kunft der  Einlagen,  ob  aus  bemittelten  oder  wenig 
bemittelten  Kreisen  zu  ziehen  zuläßt,  so  hätte  sie  jedoch 
im  Verein  mit  anderen  Angaben,  wie  Größe  und  Häufig- 
keit der  Ein-  und  Rückzahlungen,  vor  allem  aber  in 
Verbindung  mit  einer  Statistik  über  die  Verteilung  der 
Sparer  und  der  Spareinlagen  nach  Höhe  des  Guthabens, 
sehr  wohl  in  der  Lage  sein  können,  ein  der  Wirklichkeit 
ähnliches  Bild  zu  liefern.    Seit  zwei  Jahren  ist  von  der 
Bezirkssparkasse  zu  Mainz,  und  seit  vorigem  Jahre  auch 
von  der  städtischen  Sparkasse  zu  Darmstadt,  für  die 
neu   hinzugekommenen   Einleger   eine  Berufsstatistik 
aufgestellt  worden,  aber  diese  Angaben  sind  noch  zu 
neu  und  auch   zu  unvollkommen,   um   einen  sicheren 
Schluß  zuzulassen.    Wir  müssen  uns  also,  wenn  wir  uns 
ein  Bild  über  die  soziale  Schichtung  der  Sparer  machen 
wollen,  mit  dem  Material  begnügen,  das  die  Sparkassen 
besitzen.    Selbst  eine  umfassende   Statistik  über  die 
Verteilung  der  Sparer  nach  Höhe  des  Guthabens  liegt 


—    24  — 


nicht  vor,  und  wir  müssen  daher  mit  den  Angaben 
einiger  Kassen  fürlieb  nehmen. 

Es  waren  z.  B.  bei  der  Bezirkssparkasse  zu  Mainz 
im  Jahre  1907  von  den  damaligen  16  391  007  Mark  Ein- 
lagen die  unteren  Bücherklassen  bis  zu  600  Mark  nur 
mit  1  430  718  Mark  oder  8,7%  beteiligt,  während  die 
mittleren  Guthaben  von  600—3000  Mark  über  5  208  549 
Mark  d.i.  31,8  %,  und  die  höchsten  Klassen  über  3000 
Mark  gar  über  9  751  740  Mark  oder  59,5  %  verfügten. 
Dagegen  waren  in  dem  gleichen  Jahre  bei  einer  Gesamt- 
zahl von  13  518  Büchern  an  den  unteren  Konten  bis  zu 
600  Mark  8465  Bücher  d.  i.  62,6  %  beteiligt  und  an  den 
mittleren  (600—3000  Mark)  und  höchsten  (über  3000 
Mark)  3732  d.  i.  27,6  %  bezw.  1321  d.  i.  9,8  %.  Während 
also  die  Konten  bis  600  Mark  beinahe  zwei  Drittel  der 
gesamten  Bücher  betragen,  beträgt  ihr  Anteil  an  dem 
Gesamtguthaben  nur  zirka  ein  Elftel. 

Aus  den  beiden  folgenden  Tabellen  können  wir  nun 
ersehen,  in  welcher  Weise  sich  die  einzelnen  Guthaben 
innerhalb  bestimmter  Betragsklassen  entwickelt  haben. 
Es  sind  für  die  Tabelle  2  (Bewegung  der  Sparkassen- 
bücher bei  den  beiden  Bezirkssparkassen  Heppenheim 
und  Höchst  i.  O.)  die  Jahre  1895,  1900  und  1905  zu 
Grunde  gelegt  und  in  Tabelle  3  (Bewegung  der  Spar- 
kassenbücher bei  der  städtischen  Sparkasse  zu  Darm- 
stadt) die  Jahre  1897,  1901,  ferner  1906  und  1907  für 
eine  andere  Abstufung  der  Betragsklassen. 

Der  Tabelle  2  zufolge  ist  in  den  Betragsklassen 
1—50  Mark,  50—100  Mark,  100—150  Mark,  150—300 
Mark  und  300 — 500  Mark  ein  Sinken  des  prozentualen 
Anteils  an  der  Gesamtzahl  der  Sparkassenbücher  zu 
beobachten.  Die  Zahl  der  Sparkassenbücher  im  Be- 
trage von  500 — 1000  Mark  ist  zwar  1900  prozentual  zur 
Gesamtzahl  noch  die  gleiche,  stieg  aber  dann,  wenn 
auch  nur  wenig,  bis  zum  Jahre  1905.  Dagegen  ist  in  den 
höheren  Betragsklassen,  1000—2000  Mark,  2000—5000 
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Mark  und  über  5000  Mark,  ein  ständiges  Anwachsen  zu 
verzeichnen.  Aehnliches  ist  in  der  Tabelle  3  für  die 
städtische  Sparkasse  zu  Darmstadt  zu  beobachten.  Auch 
hier  nimmt  in  der  Zeit  von  1897  bis  1901  die  an  den 
niederen  Konten  beteiligte  Zahl  der  Sparkassenbücher 
prozentual  ab  oder  bleibt  sich  annähernd  gleich, 
während  wiederum  in  den  höheren  Betragsklassen,  ganz 
besonders  in  der  Betragsklasse  2000 — 5000  Mark,  ein 
Steigen  zu  konstatieren  ist.  Bei  derselben  Kasse  ist  da- 
gegen von  1906  auf  1907  eine  geringe  prozentuale  Ab- 
nahme der  Zahl  der  Sparkassenbücher  mit  mehr  als 
1000  Mark  zu  verzeichnen  (Spalte  22). 

Wie  die  Verhältnisse  in  diesen  drei  Sparkassen 
liegen,  ähnlich  werden  sie  auch  wohl  für  die  übrigen 
Sparkassen  sein.  Wir  finden  also,  daß  die  Spartätigkeit 
bei  den  größeren  Konten  wächst.  Es  kann  sich  dies 
zwar  dadurch  erklären  lassen,  daß  eben  naturgemäß 
zahlreiche  Sparkassenbücher  aus  niederen  in  höhere 
Betragsklassen  aufsteigen  und,  da  diesem  Aufsteigen 
kein  entsprechendes  Abfluten  zur  Seite  steht,  in  den 
oberen  Betragsklassen  also  gewissermaßen  die  Spar- 
kassenbücher sich  anhäufen.  Aber  trotzdem  würde  das 
Wachsen  in  den  oberen  Klassen  weniger,  wenn  vielleicht 
überhaupt  nicht  in  die  Erscheinung  treten,  wenn  die 
Spartätigkeit  bei  den  unteren  und  vor  allem  bei  der 
niedrigsten  Klasse  in  bedeutenderem  Maße  steigen 
würde.  Dagegen  ist  der  Aufstieg  von  Klasse  zu  Klasse 
größer  als  der  entsprechende  Nachwuchs  von  unten, 
ganz  besonders  zeigt  sich  dies  bei  der  untersten  Klasse, 
wo  dem  Aufstieg  in  die  zweite  oder  event.  noch  höhere 
Klasse  durchaus  nicht  die  Neuausgabe  der  Bücher  im 
Betrage  bis  zu  50  Mark  entspricht.  Entweder  bewirken 
also  beträchtliche  Zuschußeinlagen  zu  bereits  vorhan- 
denen Guthaben  ein  rascheres  Aufsteigen  in  die  oberen 
Kontenklasse,  dem  eine  entsprechende  Zahl  von  kleinen 
und  kleinsten  Neueinlagen  nicht  zur  Seite  stehen,  oder 


aber  die  Neueinlagen  sind  gleich  so  groß,  daß  sie  mit 
Ueberspringung  der  unteren  Klassen  sofort  in  den 
oberen  erscheinen.  Das  eine  wie  das  andere  ist  nicht 
günstig  und  ein  Zeichen  dafür,  daß  auch  in  Hessen  die 
Sparkassen  nicht  zum  geringen  Teil  von  solchen  Kreisen 
benutzt  werden,  denen  die  Sparkasseneinlage  nicht 
mehr  ein  Notpfennig,  sondern  ein  Deposit  ist,  von  dem 
je  nach  Bedarf  Beträge  abgehoben  und  zugeschrieben 
werden.  Das  ganze  Bild  gestaltet  sich  noch  um  ein 
wesentliches  ungünstiger,  wenn  wir  in  Erwägung  ziehen, 
daß  vorstehende  Tabellen  die  unteren  Kontenklassen 
sicherlich  noch  zu  hoch  angeben,  dagegen  die  oberen  zu 
niedrig.  Denn  wenn  der  Durchschnitt  einer  Rückzahlung 
z.  B.  im  Jahre  1907  bei  der  Sparkasse  zu  Darmstadt  282 
Mark  betrug,  so  sind  bei  einer  solchen  Kasse  Ab- 
hebungen von  400,  500,  600  Mark  sicher  nichts  seltenes. 
Und  da  solche  Abhebungen  gewöhnlich  am  Quartals- 
schluß, z.  B.  zur  Zahlung  der  Wohnungsmiete  gemacht 
werden,  so  erscheint  bei  Aufstellung  einer  Statistik  am 
Jahresschluß  ein  Buch,  das  tatsächlich  in  eine  der  Be- 
tragsklassen über  1000  Mark  gehört,  durch  diese  ein- 
malige Abhebung  in  einer  der  untersten  Klassen. 

Ganz  besonders  bestätigt  aber  auch  noch  folgende 
Betrachtung  das  Vorhergesagte,  Während  bei  der 
städtischen  Sparkasse  zu  Darmstadt  im  Jahre  1906 
gegenüber  1901  und  1897  ein  prozentuales  Steigen  der 
Zahl  der  Bücher  über  1000  Mark  zu  beobachten  ist,  tritt 
auf  einmal  im  Jahre  1907  ein  Rückgang  ein.  Dieses 
Jahr,  das  im  Zeichen  der  wirtschaftlichen  Hoch- 
konjunktur steht,  hat  eine  prozentuale  Abnahme  der 
Bücher  der  oberen  Konten  bewirkt,  dadurch  nämlich, 
daß  entweder  bei  der  allgemeinen  Geldnot  der  Aufstieg 
aus  den  unteren  Klassen  sich  verlangsamte,  oder  aber, 
was  wahrscheinlicher  ist,  von  den  höheren  Klassen  be- 
deutendere Abhebungen  zum  Zwecke  anderweitiger 
günstigerer  Verwendung  gemacht  wurden. 


—    28  — 


c)  Die  Sparkassenbücher  und  Sparkasseneinlagen. 

In  diesem  Abschnitt  wollen  wir  nun  die  Bewegung 
der  Sparkassenbücher  und  Sparkasseneinlagen  be- 
trachten und  zuerst  das  örtliche  Vorkommen  der  Bücher 
hinsichtlich  der  drei  Provinzen  näher  ins  Auge  fassen. 

Es  kamen  Sparkassenbücher  auf  100  Einwohner  in 
den  Jahren; 


Tabelle  4 


1885 

1895 

1905 

in  Starkenburg  .... 

21,28 

23,69 

25,16 

in  Oberhessen  .... 

15,38 

16,78 

20,11 

in  Rheinhessen  .... 

13,09 

16,98 

21,01 

im  Großh.  Hessen    .    .  . 

17,17 

19,80 

22,65 

Im  Jahre  1885  kamen  demnach  auf  100  Einwohner 
17,17  Sparkassenbücher,  im  Jahre  1895  19,80  und  im 
Jahre  1905  22,65.  Es  hat  sich  also  das  Verhältnis  stetig 
gebessert.  Während  noch  1885  ungefähr  jeder  sechste 
Hesse  ein  Sparer  war,  war  es  im  Jahre  1905  bereits 
jeder  vierte  bis  fünfte.  Was  nun  die  einzelnen  Pro- 
vinzen anbetrifft,  so  hält  sich  über  dem  Staatsdurch- 
schnitt in  allen  drei  zu  Grunde  gelegten  Jahrgängen  die 
Provinz  Starkenburg,  während  Oberhessen  und  Rhein- 
hessen denselben  nicht  erreichen.  Jedoch  ist  die  Ent- 
wickelung  in  der  Provinz  Rheinhessen  am  günstigsten. 
Hier  nähern  sich  die  Zahlen  immer  mehr  dem  Staats- 
durchschnitt, während  sich  in  Oberhessen  im  Jahre  1895 
die  Zahl  etwas  entfernt,  dagegen  1905  sich  wieder  etwas 
genähert  hat.  In  der  Provinz  Starkenburg  bleiben,  wie 
schon  erwähnt,  die  Zahlen  über  dem  Staatsdurchschnitt, 
aber  dieses  Plus  hat  sich  im  Jahre  1905  bereits  auf  zirka 
die  Hälfte  reduziert. 

Vergleichen  wir  nun  noch  mit  vorstehenden  Zahlen 
diejenigen  Zahlen,  welche  uns  die  einkommensteuer- 
pflichtige Bevölkerung  in  Prozenten  der  Gesamt- 
bevölkerung angeben. 
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Es  kamen  Einkommensteuerpflichtige  auf  100  Ein 
wohner  in  den  Jahren: 


Tabelle  5 


1885 

1905 

in  Starkenburg  .... 

18,85 

25,74 

in  Oberhessen  .... 

16,91 

24,66 

in  Rheinhessen  .... 

23,67 

29,29 

im  Großh.  Hessen    .    .  . 

19,79 

26,56 

Hier  ist  das  Verhältnis  wesentlich  anders.  Den 
Staatsdurchschnitt  von  19,79  bezw.  26,56  übersteigt  hier 
die  Provinz  Rheinhessen,  während  Starkenburg  und 
Oberhessen  darunter  bleiben.  Rheinhessen  hat  also 
prozentual  die  größte  Zahl  der  Einkommensteuerpflich- 
tigen, dann  folgt  Starkenburg  und  zuletzt  Oberhessen. 
Unterstellen  wir  also  wieder,  daß  jeder,  der  Einkommen- 
steuer bezahlt,  auch  in  die  Lage  versetzt  ist,  Er- 
übrigungen zu  machen,  so  müßte,  was  die  Zahl  der 
Sparer  bezw.  Sparkassenbücher  anbelangt,  Rheinhessen 
an  erster,  Starkenburg  an  zweiter  und  Oberhessen  an 
dritter  Stelle  stehen.  Wir  können  aber  aus  der  vor- 
herigen Tabelle  ersehen,  daß  1885,  was  die  Zahl  der  auf 
100  Einwohner  treffenden  Sparkassenbücher  anlangt, 
Starkenburg  an  erster,  Oberhessen  an  zweiter  und 
Rheinhessen  an  letzter  Stelle  steht.  Das  Verhältnis  hat 
sich  allerdings  1905  insofern  geändert,  als  nun  Rhein- 
hessen in  die  zweite  Stelle  aufgerückt  ist  und  so  den 
Platz  mit  Oberhessen  getauscht  hat.  Rheinhessen, 
welches  sowohl  1885  wie  auch  1905  am  sparkräftigsten 
war,  war  dagegen  1885  am  wenigsten,  1905  unter  den 
drei  Provinzen  an  zweiter  Stelle  spartätig.  Dieses  Bild 
ändert  sich  jedoch  wieder  sehr  zu  Gunsten  der  Provinz 
Rheinhessen,  wenn  wir  in  Betracht  ziehen,  daß  sich  da- 
selbst in  dem  Zeitraum  von  1885  bis  1905  die  Zahl  der 
Einkommensteuerpflichtigen   von  23,67   auf   nur  29,29 
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Hundertteile  der  Gesamtbevölkerung  d.  i.  23,7  %  ge- 
hoben hat,  dagegen  in  Starkenburg  von  18,85  auf  25,74 
=  36,6  %  und  in  Oberhessen  gar  von  16,91  auf  24,66 
=  45,8%  (vergl.  auch  Tabelle  1,  Zeile  2).  Während 
also  in  Rheinhessen  die  Sparkraft  in  diesem  zwanzig- 
jährigen Zeitraum  lange  nicht  in  dem  Maße  zugenommen 
hat  wie  in  Starkenburg  und  sogar  im  Vergleich  zu  Ober- 
hessen zirka  um  die  Hälfte  zurückbleibt,  so  hat  sich 
jedoch  die  Zahl  der  Sparer  bezw.  Sparkassenbücher 
außerordentlich  stark  vermehrt  und  sich  wesentlich  der- 
jenigen Zahl  genähert,  die  wir  als  Maßstab  für  die  Spar- 
fähigkeit angenommen  haben.  In  Oberhessen  und 
Starkenburg  hat  sich  allerdings  auch  die  Zahl  der  auf 
100  Einwohner  entfallenden  Bücher  vermehrt,  aber  mit 
der  bedeutend  rascheren  Zunahme  der  einkommen- 
steuerpflichtigen und  somit  der  sparkräftigen  Be- 
völkerung durchaus  nicht  schritthaltend,  so  daß  sich  hier 
der  Abstand  sogar  stark  vergrößert  hat.  Oberhessen, 
das  die  größte  Zunahme  der  auf  100  Einwohner  ent- 
fallenden Steuerpflichtigen  zu  verzeichnen  hat,  ist  am 
weitesten  zurückgeblieben,  während  in  Starkenburg 
1885  bei  18,85  Einkommensteuerpflichtigen  auf  100  Ein- 
wohner sogar  21,28  Sparkassenbücher  vorhanden  waren 
(also  die  von  uns  angenommene  Grenze  der  Sparfähig- 
keit überschritten  war),  hatte  sich  dieses  Verhältnis 
1905  wieder  verschlechtert  und  zwar  so,  daß  die  Zahl 
der  Sparkassenbücher  sich  ungefähr  mit  der  Zahl  der 
Einkommensteuerpflichtigen  deckte. 

Das  Bild,  das  wir  von  der  Verbreitung  der  Spar- 
kassenbücher in  den  drei  Provinzen  gewonnen  haben, 
kann  zwar  im  großen  und  ganzen  nicht  als  ungünstig  be- 
zeichnet werden,  läßt  aber  doch  in  vielfacher  Beziehung 
zu  wünschen  übrig,  insbesondere  wenn  man  bedenkt, 
daß  sich  die  Vermutung  bestätigt  findet,  daß  nämlich 
die  Sparfähigkeit  über  das  Existenzminimum  von  500 
Mark  hinausgeht.    Es  läßt  aber  auch  gleichzeitig  er- 
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kennen,  daß  Wohlhabenheit  nicht  allein  ausschlag- 
gebend für  die  Spartätigkeit  ist,  sondern  auch  andere 
Umstände  einen  wesentlichen  Einfluß  dabei  ausüben. 

Auch  das  zeitliche  Vorkommen  zeigt,  ähnlich  wie 
das  örtliche,  keine  ganz  befriedigende  Entwickelung.  Es 
gestaltete  sich  die  Bewegung  der  Sparkassenbücher  von 
1885  bis  1905 a)  folgendermaßen: 


Tabelle  6 


Sparkassenbücher 

Sparkassenbücher 

Jahr 

Zunah 

me 

Jahr 

Zunah 

me 

(Ende) 

Zahl 

absolut 

°/ 

(0 

(Ende) 

Zahl 

absolut 

0/ 

lo 

1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 

164  240 
167  732 
170  912 
173  890 
177  980 
183  265 
187  891 
190  635 
193  575 
199034 

3482 
3190 
2978 
4090 
5285 
4626 
2744 
2940 
5459 

2,12 

1,90 

1,74 

2,35 

2,91 

2,52 

1,46 

1,54  " 

2,82 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 

205  713 
212  803 
219  508 
226  998 
236  927 
242  033 
248  637 
255  046 
260  568 
268  254 
273  896 

6679 
7090 
6705 
7490 
9929 
5106 
6604 
6409 
5522 
7686 
5642 

3,36 
3,45 
3,15 
3,41 
4,37 
2,16 
2,73 
2,58 
2,17 
2,95 
2,06 

Es  zeigt  zwar,  wie  wir  aus  dieser  Tabelle  ent- 
nehmen können,  die  Entwickelung  einen  stetigen  Fort- 
schritt. Aber  schon  die  Zahlen  der  absoluten  Zunahme 
und  noch  mehr  die  prozentuale  Zunahme  lassen  aber 
auch  die  große  Unruhe  in  dieser  Entwickelung  sehr 
deutlich  erkennen.  Das  ist  ein  Beweis  dafür,  daß  von 
einer  gleichmäßig  sich  vermehrenden  Einbürgerung  des 
Sparens  keine  Rede  ist.  Das  gleiche  Bild  erhalten  wir, 
wenn  wir  die  Bewegung  der  Sparkassenbücher  bei  den 

*)  Zahl  der  Bücher  ist  den  verschiedenen  Jahrgängen  der  Mit- 
teilungen der  Großh.  Hess.  Zentralstelle  für  die  Landestatistik  ent- 
nommen und  zum  Teil  von  mir  auf  Grund  von  Umfragen  ergänzt. 
Die  übrigen  Zahlen  sind  von  mir  berechnet. 
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einzelnen  Kassen  betrachten.  Nachstehende  Tabelle 
zeigt  uns  die  Bewegung  der  Sparkassenbücher  einer 
größeren  Sparkasse,  der  städtischen  Sparkasse  zu 
Mainz,  und  einer  kleineren,  der  Bezirkssparkasse  zu 
Schotten. 


Tabelle  7 


Städtische  Sparkasse 

Bezirkssparkasse 

zu  Mainz 

zu  Schotten 

T,  1  _ 

Jahr 

Zahl  der  Bücher  ist 

T  1  

Jahr 

Zahl  der  Bücher  ist 

gewachsen  um: 

gewachsen  um : 

(Ende) 

absolut 

%> 

(Ende) 

absolut 

% 

1888 

1314 

1  IQ 

/,  ly 

1888 

1 1 

0,57 

1889 

1  f\i  Q 
IUI  V 

A  ÖA 

1889 

1  oc; 
—  LZO 

—  0,41 

1890 

OZj 

O  QA 

1890 

ZoZ 

lU,ol 

1891 

570 

2,52 

1891 

29 

1,20 

1892 

544 

2,39 

1892 

—  238 

—  9,72 

1893 

955 

4,02 

1893 

—  177 

—  8,01 

1894 

664 

2,69 

1894 

43 

2,12 

1895 

1139 

4,44 

1895 

—  35 

—  1,69 

1896 

894 

3,38 

1896 

10 

0,49 

1897 

859 

3,14 

1897 

43 

2,10 

1898 

1015 

3,59 

1898 

27 

1,29 

1899 

604 

2,07 

1899 

—  42 

—  1,98 

1900 

90 

0,30 

1900 

—  21 

-  1,01 

1901 

396 

1,32 

1901 

28 

1,36 

1902 

1157 

3,82 

1902 

63 

3,02 

1903 

856 

2,72 

1903 

115 

5,35 

1904 

965 

2,98 

1904 

72 

3,18 

1905 

862 

2,59 

1905 

77 

3,30 

1906 

544 

1,59 

1906 

67 

2,78 

1907 

238 

0,69 

1907 

—  26 

-  1,05 

1908 

326 

0,93 

1908 

Auch  hier  zeigt  sich  dasselbe  Bild  der  Regellosig- 
keit, ja  sogar  in  noch  verstärkterem  Maße  ganz  besonders 
aber,  wenn  wir  die  Entwickelung  bei  der  Sparkasse 
Schotten  betrachten.  Während  bei  der  städtischen 
Sparkasse  zu  Mainz  diese  Unruhe  in  der  Entwickelung 
lange  nicht  in  dem  Umfange  in  Erscheinung  tritt,  wie 
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bei  der  Sparkasse  zu  Schotten,  und  ferner  bei  jener  ein 
Anpassen  an  die  allgemeine  wirtschaftliche  Lage  er- 
kennen läßt,  indem  sich  in  den  Aufschwungsperioden 
eine  allgemeine  Verlangsamung  der  Zunahme  der 
Bücher  bemerkbar  macht,  ist  diese  Entwickelung  bei 
der  Sparkasse  zu  Schotten  eine  bedeutend  schwanken- 
dere und  beweist  gleichzeitig,  daß  hier  neben  allgemein 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  solche  lokaler  Natur 
einen  bedeutenden  Einfluß  ausgeübt  haben. 

Was  die  Sparkasseneinlagen  anbetrifft,  so  betrugen 
dieselben  Ende  1905  im  Großherzogtum  Hessen 
276  903  707  Mark.  Sie  sind  also  seit  1885,  wo  sie 
96  279  873  Mark  ausmachten,  um  180  623  834  Mark  ge- 
stiegen, d.i.  um  187,61  %.  In  dem  gleichen  Zeitraum 
hat  sich  der  Kopfbetreff  der  Einlagen  von  101  Mark  auf 
220  Mark  d.i.  um  116,83  %,  und  das  Durchschnittsgut- 
haben für  das  Buch  von  586  Mark  auf  1011  Mark  d.  i.  um 
72,53  %  gehoben. 

Das  ist  an  sich  eine  günstige  Entwickelung.  Be- 
trachten wir  indessen  die  Entwickelungslinien,  wie  sie 
uns  nachstehende  Tabelle  zeigt,  so  kommen  wir  zu 
einem  weniger  ansprechenden  Ergebnis. 

Die  Einlagen  haben  sich  zwar,  wie  uns  Spalte  2  vor 
Augen  führt,  in  jedem  Jahr  vergrößert,  jedoch  die  Zu- 
nahme ist  durchaus  nicht  gleichmäßig,  wie  wir  aus 
Spalte  3  entnehmen  können.  Sie  ist  sprunghaft  und  läßt 
deutlich  durch  das  starke  Abnehmen  in  den  Jahren  wirt- 
schaftlicher Hochkonjunktur  (1890/91,  1900)  erkennen, 
daß  die  den  Sparkassen  zufließenden  Gelder  durchaus 
nicht  allein  Ersparnisse  sind,  sondern  zum  guten  Teil 
Vermögensmassen  der  Wohlhabenderen  und  Wohl- 
habenden, die  die  Sparkasse  gewissermaßen  als  Depo- 
sitenkasse für  ihre  augenblicklich  zur  Verfügung 
stehenden  Kapitalien  benutzen,  um  sie  bei  günstigerer 
anderweitiger  Verwendung  wieder  abzuheben. 
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Tabelle  8  Bewegung  der  Einlagen  und 


Einlagen 

Durchschnittsguthab 

en 

Jahr 

Am  Ende  des 
Jahres  nebst 
gutgeschriebener 
Zinsen 
Mk. 

Zu- 
nahme 

o/o 

pro 

Buch 

pro  Kopf 

Mk. 

Zu- 

no.hm  6 

o/o 

Mk. 

Zu- 
nahme 

"/0 

1 

Z 

4 

c 
D 

6 

7 

1885 

96  279  873 

586 

IUI 

1886 

101  646  470 

5,58 

606 

3,41 

1  HC 

lÜD 

3,96. 

1887 

106  245  725 

4,52 

622 

2,64 

"5  D  1 

1888 

111  924  612 

5,35 

644 

3,54 

11/1 

114 

A  £0 

1889 

118  089  218 

5,51 

663 

2,95 

1  on 

1890 

123  352  148 

4,46 

673 

1,51 

1  O/l 

1^4 

1891 

128  194  267 

3,93 

682 

1,34 

1  Oö 

1892 

134  779  768 

5,14 

707 

3,67 

1  "27 
1 JO 

O  Ol 

1893 

141  388  686 

4,90 

730 

3,25 

1  T7 

A  ^1 

1894 

150  019  475 

6,10 

754 

3,28 

1  4A 

D,U4 

1895 

159  811  937 

6,53 

III 

3,05 

154 

5,48 

1896 

169  119  831 

5,82 

795 

2,31 

163 

5,84 

1897 

179  698  148 

6,25 

819 

3,02 

168 

3,07 

1898 

189  485  140 

5,45 

835 

1,95 

174 

3,57 

197  400  946 

4,18 

833 

-0,24 

179 

2,87 

1900 

203  257  140 

2,97 

840 

0,84 

181 

Ul 

1901 

217  408  790 

6,96 

874 

4,05 

191 

5,52 

1902 

234  077  858 

7,67 

918 

5,03 

203 

6,28 

1903 

247  189  886 

5,60 

949 

3,38 

211 

3,94 

1904 

262  682  347 

6,27 

979 

3,16 

220 

4,27 

1905 

276  903  707 

5,42 

1011 

3,27 

229 

4,09 

Auch  die  Entwickelungslinien  der  Durchschnitts- 
guthaben pro  Buch  und  Kopf  zeigen  große  Schwankungen 
(Spalte  5  und  7)  und  die  Wellenberge  und  Wellentäler 
innerhalb  dieser  beiden  Linien  decken  sich  ebenso- 
wenig, wie  sie  mit  denjenigen  der  Linien  der  prozentualen 
Gesamtzunahme  zusammenfallen.  Während  z.  B.  das 
Durchschnittsguthaben  pro  Buch  von  1888  auf  1889  von 
3,54  %  auf  2,95  %  fiel,  hob  sich  dasjenige  pro  Kopf  von 
4,59  auf  5,26  %.  1899  auf  1900  stieg  dagegen  jenes  von 
—  0,24  auf  +  0,84,  dieses  aber  sank  von  2,87  auf  1,11  %. 
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Rücknahmen1)  1885—1905. 


Neueinlagen,  Zuschuss- 
einlagen nebst 
Zinszuschreibungen 

Rückn 

ahmen 

Ueberschuß 
der  Einlagen 

über  die 
Rücknahme 

in  Million 

Mk. 

Von 
100  Mk. 
wurden 
zurück- 
genommen 

Mk. 

Jahres- 

ii^pro 
Buch 

Mk. 

Betrag  in 
1000 
Mk. 

Zunahme 
gegen  das 
Vorjahr 

°/o 

Betrag  in 
1000 
Mk. 

Zunahme 
gegen  das 
Vorjahr 

o/o 

Q 
ö 

Q 

10 

11 

12 

13 

14 

22  047 

15  870 

6,18 

72 

38 

22  587 

2,5 

17  220 

8,5 

5,37 

77 

32 

23  737 

0,7 

19  138 

11,1 

4,60 

81 

27 

26  250 

10,6 

20  578 

7,5 

5,67 

78 

33 

27  742 

5,7 

21  544 

4,8 

6,20 

78 

35 

27  918 

0,6 

22  991 

6,7 

4,93 

82 

27 

27  384 

—  0,2 

22  277 

-  3,1 

5,11 

81 

27 

30  194 

10,3 

23  605 

6,0 

6,59 

78 

35 

31  808 

5,3 

24  662 

4,5 

7,15 

78 

37 

34  683 

9,4 

26  053 

5,6 

8,63 

75 

43 

37  090 

6,9 

27  297 

4,8 

9,79 

70 

48 

38  067 

2,6 

28  759 

5,3 

9,31 

76 

44 

41  291 

8,5 

30  713 

7,5 

10,58 

74 

48 

42  822 

3,9 

33  035 

7,6 

9,79 

77 

43 

43  747 

2,2 

9,3 

/,6o 

Ol 

oo 

62 

44  039 

0,7 

37  436 

3,7 

6,60 

85 

27 

51646 

17,3 

36  925 

-  1,4 

14,72 

72 

59 

56  185 

8,8 

39  610 

7,3 

16,58 

70 

65 

55  794 

—  0,7 

42  631 

7,6 

13,16 

76 

51 

58  829 

5,4 

43  378 

1,8 

14,45 

74 

54 

61  216 

4,1 

47  051 

8,5 

14,17 

77 

52 

*)  Die  Spalten  2,  8  und  10  sind  den  verschiedenen  Jahrgängen 
der  Mitteilungen  der  Großh.  Hess.  Zentralstelle  für  die  Landesstatistik 
entnommen,  das  übrige  ist  von  mir  berechnet. 


Ebenfalls  äußerst  schwankend  sind  die  Zahlen, 
welche  uns  den  Ueberschuß  der  jährlichen  Einlagen 
über  die  Rückzahlungen  angeben  (Spalte  12).  Anstatt 
daß  sich  der  Ueberschuß  möglichst  konstant  von  Jahr 
zu  Jahr  vermehrt,  wechselt  er  fortwährend,  um  bald 
denjenigen  des  vorhergehenden  Jahres  beträchtlich  zu 
übersteigen,  bald  aber  auch  ganz  außerordentlich  zu- 
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rückzubleiben-  Bedenken  wir  ferner  noch,  daß  in  den 
Einlagen  (Spalte  8)  auch  die  jährlichen  Zins- 
zuschreibungen  enthalten  sind,  die  immerhin,  wenn 
auch  nur  wenig,  ausgleichend  wirken,  so  stellt  sich  in 
Wirklichkeit  das  Bild  in  noch  schlechterem  Lichte  dar. 

Spalte  13  zeigt  die  auf  100  Mark  entfallenden  jähr- 
lichen Rücknahmen  und  gestattet  einen  Vergleich  der 
Einlagen-  und  Rücknahmebewegung.    Im  Durchschnitt 
wurden  in  diesem  Zeitraum  von  100  Mark  Neu-  bezw. 
Zuschußeinlagen    nebst    Zinszuschreibungen    77  Mark 
jährlich  wieder  zurückgenommen.     Während  z.  B.  im 
Jahre  1900  die  Rücknahme  mit  85  von  100  Mark  am 
stärksten  ist,  fällt  sie  dagegen  im  nächsten  Jahre  bereits 
ganz  erheblich,  ein  Zeichen  der  rückläufigen  Konjunk- 
tur und  der  größeren  Geldflüssigkeit.    Ganz  ähnliches 
ist  in  dem  Jahrfünft  1890 — 1895  zu  beobachten.  Die 
Jahre  1890  und  1891  sind  Jahre  wirtschaftlicher  Hoch- 
konjunktur.   Sie  zeichnen   sich  aus   durch  allgemeine 
Geldknappheit,  was  sich  auch  bei  den  Sparkassen  da- 
durch bemerkbar  macht,  daß  von  den  Einlagen  im  Laufe 
des  Jahres  ein  über  den  Durchschnitt  hinausgehender 
Teil  wieder  abgehoben  wird.    In  den  folgenden  Jahren 
rückläufiger  Konjunktur  und  steigender  Geldflüssigkeit 
nehmen  die  Rücknahmen  ab,  während  sich  in  der  dann 
folgenden  Aufschwungsperiode,  die  die  Jahre  1895  bis 
1900  umfaßt,  wieder  eine  Vermehrung  der  Rücknahmen 
beobachten  läßt,  die,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  im 
Jahre  1900  ihren  Höhepunkt  erreicht. 

Interessant  ist  ferner  eine  Betrachtung  der  Spalte 
9  und  Spalte  11,  welche  die  prozentuale  Zunahme  der 
Einlagen  bezw.  Rücknahmen  jedesmal  gegenüber  dem 
Vorjahre  angeben.  Man  findet  z.  B.,  daß  in  den  Jahren 
wirtschaftlichen  Aufschwungs,  wie  1888  bis  1890  91  und 
1895  bis  1900,  die  Einlagen  spärlicher  fließen,  dagegen 
in  den  Krisenjahren  1892  und  1901  sofort  in  die  Höhe 
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schnellen.  Die  Jahre  wirtschaftlichen  Aufschwungs 
gaben  demnach  vielfach  Veranlassung  zu  anderweitiger, 
höher  verzinslicher  Anlage,  während  in  der  Nieder- 
gangsperiode die  Gelder  wieder  zahlreicher  der  sicheren 
und  darum  allerdings  auch  weniger  hoch  verzinslichen 
Sparkassenanlage  zufließen.  Was  die  Rücknahmen  an- 
belangt, so  nehmen  diese,  wie  wir  aus  Spalte  11  ersehen 
können,  1891  gegenüber  dem  Vorjahre  sehr  bedeutend 
ab,  steigen  aber  im  folgenden  Jahre  schon  wieder  be- 
trächtlich. Ein  ähnliches  Sinken  und  dann  wieder  An- 
wachsen der  Rücknahmen  läßt  sich  1901  und  1902  be- 
obachten. Es  werden  also  während  der  Hausse  nicht 
nur  die  Einlagen  geringer,  sondern  auch  die  Abnahmen 
größer,  um  dann  bei  einbrechender  Krisis,  wie  die  Jahre 
1891  und  1901  zeigen,  wieder  stark  zurückzugehen.  Bald 
darauf  macht  sich  aber  auch  wieder  ein  rasches  Steigen 
der  Rücknahmen  (1892/1902)  bemerkbar,  zu  dem  z.B. 
1902  noch  ein  bedeutendes  Zurückgehen  der  Einlagen 
hinzukommt.  Wie  das  Steigen  der  Rücknahmen 
während  der  Hausse  mit  ihrer  wachsenden  Rentabilität 
der  großen  Unternehmen  dadurch  zu  erklären  ist,  daß 
eben  Gelder  zu  anderweitiger,  höher  verzinslicher  An- 
lage abgehoben  werden,  so  findet  das  Steigen  der  Rück- 
nahme während  der  Depression  seine  Erklärung  in  dem 
Umstand,  daß  sich  nun  die  unerfreulichen  Folgen  einer 
Krisis,  wie  Arbeitslosigkeit  und  dergl.,  geltend  machen 
und  zur  Angriffnahme  der  Ersparnisse  nötigen.  Während 
also,  wie  wir  wohl  mit  ziemlicher  Sicherheit  annehmen 
können,  zur  Zeit  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  und 
der  Spekulation  die  Abhebung  meistens  auf  Kosten  der 
höheren  Guthaben,  also  von  den  besser  situierten 
Klassen,  zwecks  rentablerer  Verwendung  stattfinden, 
erfolgen  zur  Zeit  des  wirtschaftlichen  Niedergangs  die 
Abhebungen  wohl  hauptsächlich  von  denjenigen,  denen 
das  Guthaben  tatsächlich  ein  , »Notpfennig"  ist.  Diese 
Annahme  finden  wir  im  großen  und  ganzen  z.  B.  durch 
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folgende  Betrachtung  bestätigt:  Bei  der  städtischen 
Sparkasse  zu  Darmstadt  betrug  der  Durchschnitt  einer 
Rückzahlung  im  Jahre  1907  (Hochkonjunktur)  282  Mark, 
dagegen  im  folgenden  Jahre  nur  249  Mark.  Während 
also  der  Durchschnitt  einer  Rückzahlung  um  33  Mark 
oder  um  11,7  %  sank,  fiel  der  Gesamtbetrag  der  Rück- 
nahmen nur  um  734  720  Mark  d.  i.  8,5  %.  1907  müssen 
demnach  weniger,  aber  größere  Abhebungen  gemacht 
worden  sein,  dagegen  1908  an  Zahl  wohl  mehr,  aber  im 
Betrag  dafür  kleinere. 

Betrachten  wir  nun  noch  die  letzte  Spalte  dieser 
Tabelle,  welche  uns  das  Jahresersparnis  pro  Buch  an- 
gibt. Wir  sehen,  daß  dasselbe  in  den  Jahren  1890/91 
und  1900,  also  in  denjenigen  Jahren,  in  denen  der  wirt- 
schaftliche Aufschwung  seinen  Höhepunkt  erreichte,  am 
geringsten  ist.  An  sich  sind  die  Zahlen  der  Spalte  14 
nicht  als  ungünstig  zu  bezeichnen,  denn  die  Jahres- 
ersparnisse pro  Buch  weisen  ganz  erhebliche  Beträge 
auf.  Jedoch  müsen  wir  bedenken,  daß  in  diesen  Zahlen 
auch  die  Zinszuschreibungen  enthalten  sind,  die  ansehn- 
liche Summen  ausmachen.  Da  erst  seit  1900  von  der 
hessischen  Sparkassenstatistik  die  jährlichen  Zinszu- 
schreibungen getrennt  von  den  Neueinlagen  aufgeführt 
werden,  so  müssen  wir  uns  mit  einem  Vergleich  für  die 
letzten  Jahre  der  vorhergehenden  Tabelle  der  Jahre 
1900  bis  1905  begnügen. 

Es  betrug: 


Tabelle  9 


im 
Jahre 

der  Uebeschuß  der 
Neueinlagen  über  die 
Rücknahmen  in  1000  Mk. 

die  Zinsen- 
zuschreibung in 
1000  Mk. 

Das  Jahres- 
ersparnis pro  Buch 
Mk. 

1900 

1456 

5146 

6 

1901 

8988 

5733 

36 

1902 

10390 

6185 

41 

1903 

6887 

6275 

26 

1904 

9004 

6447 

34 

1905 

7209 

6956 

26 
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Diese  Tabelle  gibt  uns  den  tatsächlichen  lieber- 
schuß  der  Neueinlagen  und  Zuschußeinlagen  über  die 
Rücknahmen,  sowie  das  wirkliche  Jahresersparnis  pro 
Buch  an.  Gleichzeitig  können  wir  durch  einen  Vergleich 
der  Spalten  2  und  3  dieser  Tabelle  ersehen,  daß  die 
jährlichen  Zinszuschreibungen  ungefähr  Schritt  mit  den 
jährlichen  Neueinlagen  gehalten  haben,  ja  sogar  1900 
außerordentlich  letztere  überragten,  welches  Verhältnis 
sich  allerdings  z.  B.  1902  umkehrte. 

Aehnlich  wie  bei  der  Betrachtung  der  Sparkassen- 
bücher wollen  wir  auch  hier  nun  noch  die  Bewegung 
der  Einlagen  bei  zwei  einzelnen  Sparkassen  verfolgen, 
und  zwar  nehmen  wir  wieder  die  städtische  Sparkasse 
zu  Mainz  und  die  Bezirkssparkasse  zu  Schotten. 

Tabelle  10 


Die  Guthaben  der  Einleger  sind  gewachsen : 


Jahr 

bei  der  städtischen 
Sparkasse  zu  Mainz 

bei  der  Bezirkssparkasse 
zu  Schotten 

um  1000  Mk. 

Jo 

um  1000  Mk. 

°/ 

10 

1888 

1  578 

9,6 

33 

5,2 

1889 

1,025 

5,7 

8 

1,3 

1890 

771 

4,0 

8 

1,2 

1891 

578 

3,0 

28 

4,2 

1892 

901 

4,4 

31 

4,4 

1893 

1340 

6,3 

36 

4,9 

1894 

1  992 

8,8 

40 

5,2 

1895 

1  758 

7,1 

18 

2,2 

1895 

2  072 

8,8 

27 

3,3 

1897 

2  112 

7,4 

28 

3,3 

1898 

2  052 

6,7 

29 

3,3 

1899 

221 

0,7 

18 

2,0 

1900 

-648 

—  2,0 

0,5 

0,1 

1901 

1  514 

4,7 

35 

3,8 

1902 

1  630 

4,8 

64 

6,6 

1903 

1475 

4,2 

106 

10,2 

1904 

1  743 

4,7 

109 

9,6 

1905 

1  768 

4,6 

97 

7,8 

1906 

1  137 

2,8 

111 

8,2 

1907 

-  895 

—  2,2 

23 

1,6 

1908 

-451 

-  1,1 
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Noch  deutlicher  wie  in  der  Tabelle  8  Spalte  3 
treten  in  dieser  (Spalte  3  und  5)  die  Jahre  1890,  1900 
und  1907  hervor.  Durch  einen  Vergleich  der  beiden 
Spalten  3  und  5  können  wir  aber  auch  feststellen,  daß 
trotz  des  ähnlichen  Verlaufs  der  Entwicklung  insofern 
jedoch  ein  Unterschied  zu  beobachten  ist,  als  bei  der 
Sparkasse  zu  Schotten  niemals  eine  Verminderung 
des  Gesamtguthabens  gegenüber  dem  Vorjahre  statt- 
gefunden hat.  Es  machen  sich  zwar  auch  bei  der  Spar- 
kasse zu  Schotten  die  Jahre  der  Hochkonjunktur  und 
ganz  besonders  das  Jahr  1907  durch  ein  bedeutend  lang- 
sameres Steigen  des  Gesamtguthabens  bemerkbar,  aber 
es  hat  doch  niemals  zu  einer  die  Neueinlegung  über- 
steigenden Rücknahme  geführt.  Ist  letzteres  aber  in 
Jahren  wirtschaftlichen  Aufschwungs,  wo  jedem  in 
hohem  Maße  die  Möglichkeit  zu  ausreichendem  Erwerb 
gegeben  ist,  der  Fall,  so  muß  dies  seine  Erklärung  in 
dem  Umstand  finden,  daß  ein  großer  Teil  dieser  ab- 
gehobenen Gelder  zu  anderweitiger  produktiver  Anlage 
verwendet  wird.  Daraus  sind  wir  wohl  den  Schluß  zu 
ziehen  berechtigt,  daß  das  sparende  Publikum  bei 
beiden  Kassen  verschieden  ist.  Die  von  den  aus- 
gesprochen ländlichen  Sparern  der  Sparkasse  zu 
Schotten  gemachten  Einlagen  stellen  in  höherem  Maße 
als  diejenigen  von  den  städtischen  Sparern  der  Spar- 
kasse zu  Mainz  gemachten  Einlagen  tatsächlich  Erspar- 
nisse dar. 

Zum  Schluß  sei  noch  kurz  auf  den  Durchschnitt 
einer  Einzahlung  hingewiesen.  Die  Höhe  einer  durch- 
schnittlichen Einzahlung  betrug  im  Jahre  1907: 


bei  der  Sparkasse  zu  Zwingenberg    .    .  Mark  103, — 

,,         ,,  Darmstadt  .    .    .  ,,      135, — 

u      ,,          ,,          ,,   Offenbach    ...  151, — 

11      ,1          11          11   Grünberg    ...  „      152, — 

,,      ,,                        Schotten     ...  ,,      155, — 

,1      ,,    städt.  Sparkasse  zu  Mainz  .    .  167, — 
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bei  der  Sparkasse  zu  Heppenheim     .    .    Mark  190, — 
,,  ,,  Höchst  i.  O.   .    .       ,,      281, — 

Diese  Zahlen  beweisen  ebenfalls,  daß  die  Spar- 
kassengelder zum  großen  Teil  aus  den  bemittelteren 
Kreisen  stammen.  Sie  charakterisieren  ferner  aber  auch 
das  Unpraktische  des  Sparens.  Wenn  tatsächlich  ein 
solcher  Betrag  von  über  100  Mark  auf  einmal  von  dem 
sogen.  , »kleinen  Mann"  eingezahlt  wird,  so  hat  diese 
Summe  doch  meistens  nur  durch  langes  zinsloses  Liegen- 
lassen im  eigenen  Hause  zusammenkommen  können. 
Einen  weiteren  Beleg  für  dieses  unpraktische  Sparen 
bietet  die  Häufigkeit  der  Einzahlungen.  Im  Jahre  1907 
kamen  z.  B.  bei  der  Sparkasse  zu  Offenbach  auf  jedes 
Buch  nur  2  bis  3  Einzahlungen,  in  Lorsch  3  bis  5,  bei 
der  Sparkasse  zu  Höchst  dagegen  schon  15. 

Ueberblicken  wir  das  Vorhergehende  nochmals,  so 
gelangen  wir  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Entwickelung 
unseres  Sparkassenwesens  zwar  in  jeder  Hinsicht  Fort- 
schritte gemacht  hat,  daß  dieses  an  sich  erfreuliche  Bild 
andererseits  aber  auch  durch  den  Umstand  getrübt  wird, 
daß,  wie  wir  gesehen,  dieser  Aufschwung  kein  ruhiger 
und  sicherer  ist.  Und  dies  eben  ist  ein  untrügerisches 
Zeichen  dafür,  daß  sich,  und  zwar  in  nicht  unbedeuten- 
der Menge,  Einlagen  in  die  Sparkassen  gedrängt  haben 
und  immer  mehr  hineindrängen,  die  nicht  dem  eigent- 
lichen Zweck,  dem  diese  Institute  zu  dienen  berufen 
sein  sollen,  entsprechen.  Auch  in  Hessen  läßt  die  Ent- 
wickelung der  Sparkassen,  wenn  auch  nicht  in  allzu  auf- 
fallender Weise,  dieTendenz  erkennen,  Depositenbanken 
der  besser  situierten  Klassen  zu  werden,  und  während, 
wie  wir  aus  dem  Vergleich  der  Sparkassen  zu  Mainz  und 
Schotten  haben  entnehmen  können,  die  kleinerenKassen 
mit  überwiegend  ländlichem  Kundenkreis  ihren  Charak- 
ter als  Sparanstalten  eher  noch  bewährt  haben,  ist  dies 
bei  den  großen  Sparkassen,  besonders  mit  städtischer 
Kundschaft,  durchaus  nicht  mehr  der  Fall. 
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III.  Die  Sparkassen  in  ihrem  Verhältnis 

zu  anderen  ähnlichen  Instituten, 

insbesondere  zur  Landeshypothekenbank 

als  Geldausgleichungsstelle. 

Im  dritten  Kapitel  des  ersten,  geschichtlichen  Teils 
möchte  ich  nun  noch  auf  das  Verhältnis  der  Sparkassen 
zu  anderen,  in  mancher  Beziehung  ähnlichen  Instituten 
eingehen  und  insbesondere  das  Verhältnis  zur  hessischen 
Landeshypothekenbank  als  Geldausgleichstelle  näher 
erörtern.  In  erster  Linie  sind  hier  die  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  zu  nennen,  deren  Errichtung  in 
der  Form  der  Spar-  und  Darlehnskassen  in  den  siebziger 
Jahren  auch  in  Hessen  allerorts  begann.  Mit  Bangen 
verfolgten  die  Sparkassen  die  rasche  Entwickelung 
dieser  Institute,  von  deren  Seite  sie  eine  starke  Kon- 
kurrenz, nicht  nur  was  das  Sammeln  von  ersparten 
Geldern  anbetrifft,  befürchteten,  sondern  vor  allem 
auch  hinsichtlich  der  Unterbringung  ihrer  ange- 
sammelten Vermögensmassen.  Von  dem  Verband  der 
oberhessischen  Sparkassen  und  außerdem  auch  von  der 
Spar-  und  Leihkasse  des  Landkreises  Mainz  (jetzt  Be- 
zirkssparkasse Mainz)  wurde  daher  im  Jahre  1891  die 
Herstellung  einer  Geschäftsverbindung  mit  den  Spar- 
und  Darlehnskassen  zum  Zwecke  der  Gewährung  von 
Kredit  an  dieselben,  sowie  zur  Aufnahme  und  Ver- 
zinsung von  Geldüberschüssen  angeregt.  Diesem  Plane 
traten  aber  mit  Energie  und,  wenn  auch  nur  einstweilen, 
mit  Erfolg  die  Genossenschaften  entgegen.  In  einem 
Bericht  an  das  Ministerium  vom  30.  Januar  1892  weist 
der  Vorsitzende  des  Verbandes  landwirtschaftlicher 
Genossenschaften,  Kreisrat  Haas-Offenbach,  auf 
die  Gefahren  hin,  die  eine  derartige  Geschäftsverbin- 
dung unbedingt  mit  sich  bringen  müßte.  Es  würde  vor 
allem  nicht  bei  den  vorerst  in  Betracht  kommenden 
beiden  Kassen  Mainz  und  Gießen  bleiben,  sondern 
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andere  Kassen  würden  den  einmal  betretenen  Weg 
ebenfalls  zu  gehen  geneigt  sein,  wodurch  die  eigene,  im 
Jahre  1883  gegründete  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftsbank zu  Darmstadt  lahm  gelegt,  wenn  nicht  gar 
vollständig  in  ihrer  Existenz  untergraben  werden  würde, 
und  wodurch  ferner  aber  auch  dem  Genossenschafts- 
wesen im  allgemeinen  in  seiner  einheitlichen  Ent- 
wicklung und  in  seiner  zentralisierten  Gestaltung  und 
Leitung  ein  schwerer  Schlag  zugefügt  würde.  Die  auf 
gesetzlicher  Basis  beruhenden  Genossenschaften  sowie 
die  Genossenschaftsbank  selbst  seien  zwar  in  der  Lage, 
jegliche  Konkurrenz  mit  Einzelgeschäften  sowohl  wie 
auch  mit  Anstalten  zu  bestehen,  allerdings  unter  der 
einen  Voraussetzung,  daß  die  Waffen  hierzu  nicht  zu 
ungleich  seien.  Die  Sparkassen  seien  aber  in  jeder 
Hinsicht  privilegiert,  ein  Kampf  mit  ihnen  sei  ein 
äußerst  ungleicher.  Die  Genossenschaften  würden  ge- 
zwungen sein,  in  diesem  Kampf  zuerst  die  Repressalie 
des  umfänglichen  Einbruchs  in  die  eigentliche  Domäne 
der  Sparkassen,  das  Hypotheken-  und  Kaufschillings- 
geschäft, zu  gebrauchen  und  würden  auf  diese  Weise 
wieder  einen  Zustand  herbeiführen,  dem  sie  durch  die 
Gründung  der  Genossenschaftsbank  gerade  zu  begegnen 
bestrebt  gewesen  wären.  Aber  auch  für  die  Sparkassen 
sei  eine  derartige  Geschäftsausdehnung  nicht  an- 
gemessen. Sie  stehe  in  vollem  Widerspruch  zu  den  bei 
der  Errichtung  der  Sparkassen  maßgebend  gewesenen 
Grundsätzen,  da  die  Sparkassen  vor  allem  nicht  dem 
Personalkredit  zu  dienen  berufen  seien. 

Wie  schon  erwähnt,  war  das  Vorgehen  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften,  trotzdem  die  obere 
landwirtschaftliche  Behörde  nichts  gegen  eine  derartige 
Geschäftsausdehnung  einzuwenden  gehabt  hätte  und 
das  Kreisamt  Mainz  sogar  sich  sehr  dafür  aussprach, 
von  Erfolg,  denn  die  Eröffnung  kündbarer  Kontokorrent- 
kredite an  eingetragene  Genossenschaften  mit  unbe- 
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schränkter  Haftpflicht  wurde  nicht  gestattet.  So  blieb 
also  vorerst  diese  Art  der  Geschäftsausdehnung  den 
Sparkassen  untersagt.  Jedoch  Ende  des  Jahres  1898 
wurde  der  Spar-  und  Leihkasse  für  den  Landkreis  Mainz 
auf  ein  erneutes  Gesuch  hin  der  Kontokorrentverkehr 
gestattet,  allerdings  mit  einer  kleinen  Modifikation,  die 
aber  wenig  besagen  will:  daß  nämlich  die  Eröffnung  von 
Kontokorrenten  an  Genossenschaften  auf  einen  be- 
stimmten Bezirk,  und  zwar  für  die  Sparkasse  Mainz- 
Land  auf  die  Provinz  Rheinhessen,  zu  beschränken  sei. 
In  den  nächsten  Jahren  sind  einige  Sparkassen  diesem 
Beispiel  noch  gefolgt. 

Eine  weitere  und  wie  mir  scheint  tatsächlich 
größere  Gefahr  drohte  den  Sparkassen  dadurch,  daß 
durch  Gesetz  vom  15.  Oktober  1890,  als  Erweiterung 
der  schon  seit  dem  20.  März  1880  bestehenden  Landes- 
kultur-Rentenanstalt, eine  Anstalt,  die  Landeskredit- 
kasse,  geschaffen  wurde,  deren  Aufgabe  gemäß  Art.  I 
ist,  ,,das  Wohl  der  Landwirtschaft  und  der  landwirt- 
schaftlichen Bevölkerung  durch  Erleichterung  in  der  Be- 
schaffung der  erforderlichen  Geldmittel  zu  fördern." 
Sofort  als  der  Plan  zur  Errichtung  einer  solchen  Anstalt 
auftauchte,  richtete  der  Verband  der  oberhessischen 
Sparkassen,  da  er  mit  Recht  in  diesem  Institut  einen  ge- 
fährlichen Konkurrenten  auf  dem  Gebiete  der  hypo- 
thekarischen Beleihungen  erblickte,  eine  Protesteingabe 
an  das  Ministerium.  In  dieser  bestreitet  er  die  Notwen- 
digkeit der  Errichtung  einer  Landeskreditkasse,  da  die 
bestehenden  Sparkassen  in  der  Lage  und  jederzeit  bereit 
seien,  dem  Anleihebedürfnis  auf  Hypotheken  in  zu- 
lässigem Maße  für  die  jeweiligen  Bedürfnisse  zu  ge- 
nügen, sowohl  was  die  Anforderungen  an  die  Güte  der 
Unterpfänder,  als  auch  was  den  jeweiligen  Zinsfuß  und 
die  Möglichkeit  einer  successiven  Amortisation  an- 
belange. Wie  schon  erwähnt,  kam  das  Institut  trotz  des 
energischen  Widerstandes  der  Sparkassen  zustande,  und 
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schon  nach  kurzer  Zeit  machten  sich  die  befürchteten 
Einwirkungen  auch  tatsächlich  geltend.    Selbst  von  der 
Leitung  der  Landeskreditkasse   wurde   von  der  Kon- 
kurrenz, welche  aus  ihrem  Geschäftsbetrieb  den  Spar- 
kassen entstand,  kein  Hehl  gemacht  und  auch  anerkannt, 
daß  diese  schweren  Uebelstände  selbst  dadurch  nicht 
voll  ausgeglichen  würden,  daß  die  Sparkassen  in  der 
Lage  seien,  statutarisch  die  Beleihungsgrenze  für  die 
Anleiher  günstiger   zu   gestalten,   etwa  auf  60  %  des 
Unterpfandes,  während  die  Landeskreditkasse  an  50  % 
gebunden  ist.    Auf  der  Verbandstagung  der  Spar-  und 
Leihkassen  im  Oktober  1897  wurde  über   diesen  un- 
günstigen Einfluß  der  Landeskreditkasse  und  auf  welche 
Art  und  Weise  man  eventuell  Abhilfe  schaffen  könne, 
verhandelt.   Es  wurde  beschlossen,  bei  dem  Ministerium 
darum  nachzusuchen,  daß  auch  den  Sparkassen  wenig- 
stens   ein   Teil    derjenigen   Begünstigungen  gewährt 
würden,  welche  der  Landeskreditkasse   in   so  hohem 
Maße  zuerkannt  worden  waren.  Erfolg  hatte  aber  dieses 
Vorgehen  keinen,  da  man  sich  von  dem  Sparkassen- 
gesetz, das  nun  wieder  das  Ministerium  beschäftigte, 
Abhilfe  in  jeder  Hinsicht  versprach. 

Als  dann  Ende  der  neunziger  Jahre  von  verschie- 
denen Seiten  das  Projekt  einer  Pfandbriefbank,  die 
nicht,  wie  die  Landeskreditkasse,  nur  den  Interessen 
der  ländlichen  Grundbesitzer  zu  dienen  berufen  sein 
sollte,  angeregt  wurde,  war  man  bestrebt,  um  das  Miß- 
trauen der  Sparkassen  nicht  sogleich  wieder  auf  das 
neue  Unternehmen  zu  übertragen,  weitgehende  Rück- 
sicht auf  sie  zu  nehmen.  Dieses  Streben  fand  vor  allem 
seinen  Ausdruck  in  Art.  I  des  Gesetzes  betreffend  die 
Errichtung  einer  Landeshypothekenbank  vom  12.  Juli 
1902,  wonach  den  Sparkassen  die  Möglichkeit  gegeben 
ist,  sich  als  Aktionäre  bei  der  Gründung  der  Bank  zu 
beteiligen.  Von  diesem  Recht  machten  allerdings  nur 
zwei   Sparkassen,   nämlich   die   Spar-   und  Leihkasse 
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Oppenheim  und  die  Kreissparkasse  Bingen,  Gebrauch. 
Da  ferner  die  Landeshypothekenbank  auch  kündbare 
Darlehen  zu  geben  berechtigt  ist,  so  hat  man  ihr  im  In- 
teresse der  Sparkassen  und  um  —  wie  es  in  dem  Aus- 
schußbericht heißt  —  ein  gutes  Einvernehmen  mit  den 
Sparkassen  und  ein  friedliches,  konkurrenzloses  ge- 
meinsames Arbeiten  nach  gleichem  Ziel  zu  ermöglichen, 
eine  statutarisch  räumliche  Beschränkung  dahin  auf- 
erlegt, solchen  Kredit  nur  zu  gewähren,  wenn  die  Spar- 
kasse des  Bezirks  des  Anleihers  selbst  das  Kredit- 
bedürfnis zu  befriedigen  nicht  in  der  Lage  ist,  voraus- 
gesetzt, daß  die  betreffende  Sparkasse  in  Geschäfts- 
verbindung mit  der  Bank  steht.  Ebenfalls  mit  Rücksicht 
auf  die  Sparkassen  enthielt  sich  die  Bank  des  Depositen- 
geschäfts, das  ihr  nach  dem  Reichs-Hypothekenbank- 
gesetz  in  gewissem  Umfange  zusteht,  und  sie  begab  sich 
ferner  noch  des  Rechts,  Agenturen  oder  Vertretungen 
im  Bezirk  einer  Aktionärsparkasse  ohne  deren  Zu- 
stimmung zu  errichten.  Waren  schon  so  gleich  bei  Er- 
richtung der  Bank  eine  Anzahl  Bestimmungen  getroffen 
worden,  die  alle  danach  hinzielten,  die  Sparkassen  mög- 
lichst gegen  eventuelle  Schädigungen  sicher  zu  stellen 
und  das  Mißtrauen,  das  dem  früheren  Institut,  der 
Landeskreditkasse,  gegenüber  herrschte,  nicht  auch 
auf  die  neue  Anstalt  zu  übertragen,  so  war  es  aber  vor 
allem  die  von  der  Landeshypothekenbank  angeregte  und 
im  Jahre  1905  zustande  gekommene  Einrichtung  einer 
Geldausgleichstelle,  die  jedes  doch  noch  eventuell  ent- 
standene Mißtrauen  zu  beseitigen  geeignet  war. 

Bereits  einige  Jahre  vorher  war  schon  in  Spar- 
kassenkreisen der  Wunsch  nach  einem  gemeinsamen 
Zentralinstitut,  in  das  man  die  momentan  überflüssigen 
Gelder,  die  zur  dauernden  Anlage  nicht  geeignet  waren, 
abführen  und  im  Bedarfsfall  wieder  abheben  konnte, 
aufgetaucht.  Auf  dem  Sparkassenverbandstage  zu 
Frankfurt  a.  M.  am  2,  Juni  1898  war  dieses  Thema  von 
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Kammerdirektor  K  o  r  e  1 1  in  Büdingen  in  einem  Vor- 
trag: „Ist  die  Gründung  einer  Zentralsparkasse  oder 
einer  sonstigen  Anstalt  für  Geldvermittlung  für  die 
Spar-  und  Leihkassen  im  Großherzogtum  Hessen  an- 
gezeigt?" eingehend  erörtert  und  ungefähr  folgendes 
ausgeführt  worden.  Es  sei  bei  dem  Geschäftsgang  der 
Sparkassen  unvermeidlich,  daß  vorübergehend  größere 
Kapitalien  in  der  Kasse  vorhanden  seien  als  gebraucht 
würden,  oder  daß  andererseits  größerer  Geldbedarf 
vorhanden  sei,  als  die  paraten  Mittel  befriedigen 
könnten.  In  ersterem  Falle  sei  es  nicht  angebracht,  die 
augenblicklich  überflüssigen  Gelder  sofort  in  Wert- 
papieren anzulegen,  wenn  bestimmt  darauf  gerechnet 
werden  dürfe,  daß  sie  in  nicht  zu  ferner  Zeit  wieder  ge- 
braucht würden.  Die  Folge  davon  sei  aber  ein  Brach- 
liegen der  betreffenden  Kapitalien.  Im  zweiten  Falle 
seien  die  Gelder  nur  gegen  Sicherheit  (Hinterlegung 
von  Wertpapieren  und  dergleichen)  und  zu  nicht  gerade 
mäßigem  Zinsfuß  zu  erhalten.  Aus  allen  diesen  Gründen 
sei  die  Errichtung  einer  Zentralsparkasse,  die  einerseits 
die  überflüssigen  Gelder  aufzunehmen  und  andererseits 
auch  wieder  den  Sparkassen  bei  Bedarf  bis  zu  einer  be  * 
stimmten  Summe  Vorschüsse  zu  leisten  bereit  wäre,  un- 
bedingt ein  Erfordernis  der  Zeit.  „Drei  Wege  —  so 
führt  Korell  in  seinem  Vortrage  weiter  aus  —  scheinen 
hier  möglich: 

1.  Entweder  schließen  die  sämtlichen  Sparkassen, 
vertreten  durch  den  Vorstand,  einen  Vertrag  mit 
einem  bestehenden  Bankhause,  oder 

2.  der  Verband  hessischer  Sparkassen  gründet  eine 
Zentralkasse  für  die  hessischen  Sparkassen,  oder 

3.  der  Verband  schafft  eine  Zentral-Ausgleichs-  und 
Vermittlungstelle  zwischen  den  einzelnen  Spar- 
kassen, welche  keine  selbständigen  Geschäfte 
macht." 
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Bei  der  Untersuchung,  welcher  der  drei  erwähnten 
Wege  nun  der  beste  ist,  kommt  K  o  r  e  1 1  zu  dem  Ergeb- 
nis, daß  als  unbedenklich  und  empfehlenswert  der  Ver- 
trag mit  einem  Bankhause  übrig  bleibe,  jedoch  fügt  er 
hinzu:  „eine  Möglichkeit  wäre  schließlich  noch  gegeben, 
den  Sparkassen  zu  helfen,  wenn  nämlich  der  hessische 
Staat  die  Landeskreditkasse  in  ihrer  jetzigen  Gestalt 
aufheben  und  an  ihre  Stelle  eine  Zentralsparkasse  nach 
dem  Muster  der  preußischen  Zentral-Genossenschafts- 
kasse  errichten  würde". 

Diese  von  den  Sparkassen  ausgehende  Bestrebung 
nach  einer  gemeinsamen  Geldausgleichstelle  war  mit 
ein  Grund  zur  Errichtung  der  Landeshypothekenbank 
gewesen.  Im  Juni  und  Oktober  1904  wurden  schon 
zwischen  der  Landeshypothekenbank  und  den  Spar- 
kassen, und  zwar  den  öffentlichen  Sparkassen  (diese 
Unterscheidung  durch  das  unterdessen  zustande  ge- 
kommene Sparkassengesetz  herbeigeführt)  wegen  der 
Errichtung  einer  solchen  Geldausgleichstelle  Verhand- 
lungen gepflogen.  Nachdem  hierauf  unter  Zustimmung 
der  beteiligten  Ministerien  das  grundlegende  Regulativ 
vereinbart  worden  war,  wurde  dasselbe  am  8.  Juli  1905 
von  dem  Sparkassenverband  in  seiner  Generalversamm- 
lung angenommen.  Nach  §  1  dieses  Abkommens  stellt 
sich  die  hessische  Landeshypothekenbank  dem  Verband 
der  hessischen  öffentlichen  Sparkassen  als  Geldaus- 
gleichstelle zur  Verfügung,  soweit  es  sich  um  Sparkassen 
handelt,  die  an  ihr  als  Aktionäre  beteiligt  sind.  Jedoch 
will  sie  gemäß  §  2,  soweit  es  ihr  möglich  ist,  diese  ver- 
mittelnde Tätigkeit  tunlichst  auch  auf  die  bei  ihr  als 
Aktionäre  nicht  beteiligten  Kassen  ausdehnen. 

In  doppelter  Weise  kann  nun  die  Bank  dem  Be- 
gehren der  Sparkassen  entsprechen.  Entweder  be- 
friedigt sie  das  Geldbedürfnis  der  Sparkassen  aus 
verfügbaren  laufenden  Mitteln,  wie  Einlagen  anderer 
Sparkassen,   oder  durch  Wechseldiskontierung,  durch 
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welche  sie  in  den  Stand  gesetzt  ist,  unabhängig  von 
Bareingängen  anderer  Kassen  jedem  Ansuchen  zu  ent- 
sprechen. In  jedem  Falle  sendet  die  Sparkasse,  wenn 
sie  einen  Vorschuß  wünscht,  einen  Solawechsel  mit  An- 
gabe der  ihr  passenden  Rückzahlungsfrist  ein.  Die 
Bank  entscheidet  dann,  auf  welche  Weise  sie  das  Be- 
gehren befriedigen  will.  Die  Sparkassen  haben  also  da- 
nach nicht  das  Recht,  die  Beschaffung  von  Vorschuß- 
mitteln auf  dem  Diskontwege,  also  durch  Weitergabe 
eingereichter  Wechsel,  zu  verlangen.  Die  Entscheidung 
darüber  muß  der  Bank  deswegen  vorbehalten  bleiben, 
weil  sie  eventuell  Gelder  von  anderen  Sparkassen  noch 
unterzubringen  hat  und  in  solchen  Fällen  nicht  genötigt 
werden  kann,  für  sie  eine  andere  Unterkunft  zu  suchen 
als  im  Ausgleichungsverkehr  selbst,  d.  h.  durch  Aus- 
leihung an  Sparkassen.  Handelt  es  sich  nur  um  ein 
Darlehen  von  einigen  Tagen  oder  Wochen,  so  tritt  in 
der  Regel  an  Stelle  eines  Wechsels  ein  gewöhnlicher 
Schuldschein.  Damit  der  Wechsel  den  Sparkassen  bei 
Verfall  nicht  durch  jeden  beliebigen  Inhaber  direkt  zur 
Zahlung  vorgelegt  wird,  setzt  die  Landeshypotheken- 
bank einen  entsprechenden  Vermerk  darauf  und  die 
Sparkasse  löst  dann  ihrerseits  die  Wechsel  so  ein,  als 
wenn  sie  alle  bei  der  Bank  zahlbar  gestellt  wären.  Die 
Bank  liefert  den  Sparkassen  auf  Wunsch  die  Wechsel- 
blanketts,  bezeichnet  mit  Nummern  und  Litera,  gegen 
Ersatz  der  Druckkosten.  Andere  Wechselformulare 
sollen  in  der  Regel  nicht  benutzt  werden.  Der  Spar- 
kassenvorstand nimmt  die  Wechselblanketts  in  Ver- 
wahrung und  haftet  der  Bank  für  etwaige  mißbräuch- 
liche Benutzung.  Ganz  besonders  zeigt  sich  jedoch  die 
Loyalität  der  Bank  darin,  daß  sie  diese  ganze  Aufgabe 
der  Geldausgleichung  übernimmt,  ohne  für  sich  irgend 
einen  Vorteil  herauszuschlagen.  Es  soll,  wie  es  in  dem 
Abkommen  heißt,  die  Geschäftsführung  getrennt  von 
der  Buchhaltung  der  Bank  erfolgen,  und  zwar  so,  daß 
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sich  kein  Gewinnüberschuß  ergibt.  Es  gilt  hiernach  als 
Regel,  daß  für  Einlagen  im  allgemeinen  derjenige  Zins- 
satz vergütet  wird,  zu  dem  die  Gelder  tatsächlich  weiter 
angelegt  werden,  und  daß  Vorschußnehmern  nicht  mehr 
als  der  Selbstkostenpreis  berechnet  wird. 

Die  Landeshypothekenbank  war,  wie  wir  aus  allem 
ersehen  können,  ernstlich  bestrebt,  den  Sparkassen  in 
jeder  Hinsicht  entgegenzukommen  und  ihnen  keinerlei 
Schaden  zuzufügen.  Das  wurde  auch  von  den  Spar- 
kassen stets  anerkannt.  Die  Umsätze  bei  der  Bank 
illustrieren  folgende  Zahlen: 

1905  war  der  Eingang  4,36  Mill.  Mk.,  der  Ausgang  4,28  Mill.  Mk. ; 

1906  war  der  Eingang  11,87  Mill.  Mk.,  der  Ausgang  11,19  Mill.  Mk. ; 

1907  war  der  Eingang  9,40  Mill.  Mk.,  der  Ausgang  10,65  Mill.  Mk. ; 

1908  war  der  Eingang  9,85  Mill.  Mk,,  der  Ausgang  10,85  Mill.  Mk. ; 

Hiernach  ist  allerdings  im  Jahre  1907  ein  Rückgang 
zu  verzeichnen.  Aber  der  Grund  hierfür  liegt  nicht 
etwa  in  einer  zwischen  den  beiden  Teilen  eingetretenen 
Mißstimmung,  sondern  ist  vielmehr  in  dem  ganzen  Wirt- 
schaftscharakter des  betreffenden  Jahres  zu  erblicken, 
in  welchem  infolge  der  Hochkonjunktur  einmal  weniger 
brachliegende  Gelder  bei  den  Sparkassen  vorhanden 
waren  und  zum  anderen  die  Zinssätze  für  Vorschüsse 
eine  Höhe  erreichten,  die  gegenüber  dem  Aktivzins  der 
Sparkassen  die  äußerste  Mäßigung  in  der  Aufnahme 
solcher  Vorschüsse  zur  Pflicht  machten.  Daß  aber  auch 
von  einer  gefährlichen  Konkurrenz  der  Bank  für  die 
Sparkassen  nicht  die  Rede  sein  kann,  zeigen  zur  Genüge 
nachstehende  Zahlen,  die  die  Ablösungsbeträge  in  den 
einzelnen  Jahren  angeben.  Es  gingen  von  den  Spar- 
kassen an  Hypotheken  und  Kaufschillingsforderungen 
sowie  Forderungen  von  Kommunen  auf  die  Bank  über: 
1903:   1  075  858  Mark  oder  0,54  %  ihres  Besitzstandes 

an  solchen  Anlagen, 
1904;   1  708  999  Mark  oder  0,71  %  ihres  Besitzstandes 

an  solchen  Anlagen, 
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1905:    1  652  118  Mark  oder  0,62  %  ihres  Besitzstandes 

an  solchen  Anlagen, 

1906:    1  307  299  Mark  oder  0,50  %  ihres  Besitzstandes 

an  solchen  Anlagen, 

1907:      824  634  Mark  oder  0,31  %  ihres  Besitzstandes 

an  solchen  Anlagen, 

1908:      828  337  Mark  oder  0,30%  ihres  Besitzstandes 

an  solchen  Anlagen. 

Aber  auch  an  denjenigen  Hypotheken,  welche  jähr- 
lich im  Großherzogtum  Hessen  neu  aufgenommen  zu 
werden  pflegen,  partizipiert  die  Bank  nur  mit  geringen 
Beträgen,  so  daß  den  Sparkassen  neben  anderen  In- 
stituten noch  genügend  Gelegenheit  zur  Unterbringung 
ihrer  Gelder  verbleibt.  Wir  können  hieraus  ersehen, 
daß  diese  beiden  an  sich  so  verschiedenen  Institute, 
denen  jedoch  das  eine  gemeinsam  ist,  daß  sie  nämlich 
beide  gemeinnützig  zu  wirken  bestrebt  sind,  sehr  wohl 
neben  einander  neid-  und  konkurrenzlos  in  voller 
Harmonie  mit  Erfolg  arbeiten  können,  wenn  jedes  das 
ihm  zufallende  Arbeitsfeld  benutzt,  wenn  vor  allem 
die  Landeshypothekenbank  amortisablen  unkündbaren 
Hypothekarkredit  gewährt  und  die  Sparkassen  die- 
jenigen Kreditbedürfnisse  befriedigen,  die  aus  irgend 
einem  Grunde  eine  Amortisation  nicht  wünschenswert 
erscheinen  lassen.  Auch  da,  wo  es  der  Landes- 
hypothekenbank gesetzlich  nicht  mehr  möglich  ist, 
Kredit  zu  gewähren,  können  die  Sparkassen,  da  sie  in 
engerer  Fühlung  mit  der  kreditsuchenden  Bevölkerung 
stehen,  etwa  durch  Erhöhung  der  Beleihungsgrenze  und 
dergleichen,  noch  Kredit  geben  und  so  in  Verbindung 
mit  dem  Realkredit,  auf  Grund  ihrer  genaueren  Kennt- 
nis der  persönlichen  Verhältnisse  der  Schuldner,  eine 
Art  Personalkredit  pflegen,  gegen  welchen  auch  die 
entschiedensten  Gegner  dieser  Geschäftstätigkeit  der 
Sparkassen  nichts  einzuwenden  haben  werden. 
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Zweiter  Teil. 

Der  Gesetzgeber  und  die  hessischen 
Sparkassen. 

L  Die  Ministerialerlasse  von  1862  und  1866. 

Wie  wir  dem  ersten  Kapitel  des  geschichtlichen 
Teils  haben  entnehmen  können,  hat  im  Großherzogtum 
Hessen  der  Staat  selbst  die  Gründung  von  Sparkassen 
nicht  in  die  Hand  genommen.  Er  hat  aber  ferner  auch 
nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  der  Verordnung 
seinen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  und  Weiterbildung  des 
Sparkassenwesens  auszuüben  versucht,  sondern  sich 
lediglich  damit  begnügt,  für  diejenigen  Kassen,  die  von 
Gemeinden  gegründet  sind  oder  bei  denen,  was  aller- 
dings die  Regel  ist,  die  Gemeinden  wenigstens  die 
Garantie  übernommen  haben,  Genehmigung  der 
Statuten  zu  verlangen.  Im  übrigen  hat  die  Regierung 
durch  Ministerialerlasse  an  die  mit  der  Aufsicht  über 
die  Sparkassen  betrauten  Kreisämter  ihrer  Meinung  und 
ihren  Wünschen  hinreichende  Beachtung  zu  verschaffen 
gewußt.  Zwei  von  diesen  Ministerialerlassen,  das  Spar- 
kassenwesen im  Großherzogtum  Hessen  betreffend, 
sind  von  allgemeinem  Interesse,  so  die  Erlasse  aus  den 
Jahren  1862  und  1866. 

Durch  den  ersteren  wurde  die  hessische  Sparkassen- 
statistik eingeleitet.  Angeregt  wurde  die  Einführung 
dieses  Zweiges  der  Statistik  durch  den  damaligen  Ober- 
rechnungsdirektor W  e  h  n  e  r.  Man  hoffte,  daß  eine 
solche  Statistik  einen  beachtenswerten  Beitrag  zur 
Kenntnis  der  Zustände  bei  den  einzelnen  Kassen  ab- 
geben würde,  die  vor  allem  dazu  dienen  sollte,  recht- 
zeitig die  Aufmerksamkeit  auf  die  von  den  verschie- 
denen Kassen  eingeschlagenen  Richtungen  zu  lenken, 
wodurch  wiederum  Gelegenheit  gegeben  wäre,  etwaige 
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Ausschreitungen  und  Mängel  bald  zu  beseitigen.  Man 
hoffte  ferner  aber  auch,  hierdurch  einen  Schritt  näher 
zu  der  so  überaus  wünschenswerten  Gleichförmigkeit 
der  Statuten  in  vielen  Punkten  zu  tun.  Die  in  dem  Erlaß 
näher  bezeichneten  Auskünfte  mußten  von  allen  Spar- 
kassen, für  welche  die  Gemeinden  Gewähr  geleistet 
hatten  oder  deren  Rechnungen  von  der  Oberrechnungs- 
kammer abgeschlossen  wurden,  geliefert  werden. 

Der  Ministerialerlaß  von  1866  betrifft  nun  die  Ver- 
hältnisse und  Behandlung  der  Sparkassen  im  all- 
gemeinen. Auch  dieser  Erlaß  fand  seine  Anregung  durch 
die  Oberrechnungskammer.  Der  Zweck  der  Sparkassen 
—  so  heißt  es  in  dem  Erlaß  —  bestand  ursprünglich 
darin: 

1.  kleine  Erübrigungen  nutzbar  zu  machen  und  da- 
durch zur  Sparsamkeit  anzuregen; 

bei  mehreren  Kassen  reihte  sich  noch  der  weitere 
Zweck  an: 

2.  durch  kleine  Vorschüsse  ohne  Realsicherheit  dem 
Wucher  zu  begegnen. 

Als  sich  Ueberschüsse  bildeten,  nahm  man  auch  noch: 

3.  die   Förderung   gemeinnütziger  wohltätiger  An- 
stalten 

unter  die  Zwecke  auf. 

Tatsächlich  seien  nun  aber  die  Kassen  in  der  An- 
nahme von  Einlagen  mitunter  weit  über  ihren  ursprüng- 
lichen Zweck,  nämlich  nur  Ersparnisse  zu  sammeln, 
hinausgegangen.  Sie  könnten  sich  nicht  leicht  dazu 
entschließen,  Einlagen  zurückzuweisen,  und  sie  seien 
andererseits  aber  auch  bestrebt,  möglichst  alle  Darlehns- 
suchende  zu  befriedigen,  oft  sogar  durch  Kapitalauf- 
nahme, Durch  diese  Ausdehnung  der  Kassen  wachse 
aber  auch  wieder  die  Schwierigkeit  der  Verwaltung 
und  Berechnung,  vor  allem  aber  die  Gefahr  von  Ver- 
lusten. Ebenso  wie  schon  in  einem  Erlaß  von  1840  er- 
füllt das  bedeutende  Anschwellen  der  Sparkassenein- 
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lagen  das  Ministerium  mit  Sorge,  und  es  ist  bestrebt, 
diesem  Anschwellen  entgegenzuwirken,  „ohne  aber  — 
wie  es  in  der  Verfügung  ausdrücklich  heißt  —  die  Frei- 
heit der  Bewegung  in  der  Gestaltung  und  Verwaltung 
der  Sparkassen  im  ganzen  zu  beschränken."  Sollten 
jedoch  die  Sparkassenverwaltungen  diesen  Absichten 
der  Regierung  in  geeigneter  Weise  entgegenzukommen 
nicht  bereit  sein,  so  werde  die  Regierung  zwar  nicht  in 
der  Lage  sein,  zu  Recht  bestehende  statutarische  Be- 
stimmungen zu  verändern;  wohl  aber  werde  sie  in 
diesem  Falle  dem  Vereine  und  den  gewährleistenden 
Gemeinden  Aufschluß  über  ihr  Verlangen  geben  und  in 
Erwägung  ziehen,  ob  nicht  die  Behandlung  der  Rech- 
nung durch  die  Oberrechnungskammer  zurückzunehmen 
sei.  Die  Kreisämter  werden  aufgefordert,  in  diesem 
Sinne  auf  die  Sparkassenverwaltungen  einzuwirken,  und 
am  Schlüsse  der  Verfügung  werden  noch  diejenigen 
Punkte  besonders  hervorgehoben,  auf  die  es  nach  An- 
sicht des  Ministeriums  bei  der  Zurückführung  der  Spar- 
kassen auf  ihre  wahre  Bedeutung  hauptsächlich  an- 
kommt.   Es  soll  hiernach: 

1.  ein  Maximum  für  die  einmalige  Einlage  und  für 
die  Einlagen  im  ganzen  bestimmt  werden  (auch 
für  Vormundschaftsgelder,  wenngleich  ihnen  wohl 
einiger  Vorzug  gesichert  werden  kann); 

2.  soll  der  Zinsfuß  für  höhere  Einlagen  ermäßigt 
werden  und  Zinsen  sollen  denjenigen  Einlagen, 
namentlich  den  größeren,  versagt  werden,  die  bald 
wieder  zurückgezogen  werden; 

3.  sollen  diejenigen  Einlagen  gekündigt  werden,  die 
dem  Zweck  der  Kasse  nicht  entsprechen;  und 

4.  sollen  durch  zweckmäßige  Bestimmungen,  so 
namentlich  in  bezug  auf  Bestimmungen  des 
Minimums  der  Einlagen,  der  Zahlzeiten  und  der- 
gleichen, diejenigen  Einlagen  vermehrt  werden, 
für  welche  die  Sparkassen  eigentlich  bestimmt  sind. 
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Was  weiterhin  die  Anlagen  der  Sparkassenbestände 
betrifft,  so  soll: 

1.  Bedacht  genommen  werden  auf  Maßhaltung  in  der 
Belastung  der  Gemeinden  mit  Bürgschaften  und 
auf  strenge  Durchführung  der  Bedingungen  solcher 
Anleihen; 

2.  sollen  nur  ganz  sichere  Anlagen  gemacht  werden, 
namentlich  soll  die  Anlage  in  Kurspapieren  von 
nicht  vorzüglich  sicherem  Wert  vermieden  werden. 

Und  da  ferner  der  dritte  Zweck,  Förderung  gemein- 
nütziger und  wohltätiger  Anstalten,  doch  nur  Neben- 
zweck sei,  soll  auf  Verminderung  der  Ueberschüsse  hin- 
gewirkt werden: 

1.  durch  die  schon  oben  erwähnte  zweckmäßige  Be- 
schränkung der  Einlagen; 

2.  durch  Gewährung  aller  Vorteile,  welche  die 
Kassen  zu  gewähren  imstande  sind,  sowohl  an  die 
Einleger  wie  die  Anleiher,  zumal  an  solche,  für 
welche  die  Kassen  eigentlich  bestimmt  sind;  und 

3.  durch  Verwendungen,  die  den  wahren  Wert  der 
Kassen  fördern. 

IL  Der  Einfluß  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches. 

Lange  Zeit  blieben  die  Sparkassen  von  jeglicher  ge- 
setzgeberischer Einwirkung  verschont.  Erst  das  In- 
krafttreten des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  übte,  wenn 
auch  nicht  direkt,  so  doch  indirekt,  einen  wesentlichen 
Einfluß  auf  das  gesamte  deutsche  Sparkassenwesen  und 
somit  auch  auf  das  Sparkassenwesen  des  Großherzog- 
tums Hessen  aus. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  läßt  in  §  1807  Ziff.  5 
die  Anlegung  von  Mündelgeld  bei  inländischen  öffent- 
lichen Sparkassen  dann  zu,  wenn  sie  von  der  zustän- 
digen Behörde  des  Bundesstaates,  in  welchem  sie  ihren 
Sitz  haben,  zur  Anlegung  von  Mündelgeld  für  geeignet 
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erklärt  sind.  Nach  den  Vorarbeiten  zum  B.G.B,  sind 
öffentliche  Sparkassen  solche,  die  einem  öffentlichen 
Organismus  angegliedert  sind  und  unter  öffentlicher 
Aufsicht  stehen.  Gemäß  Art.  99  des  E.G.  zum  B.G.B, 
sollen  die  landesgesetzlichen  Vorschriften  über  die 
öffentlichen  Sparkassen,  unbeschadet  der  Vorschriften 
des  §  808  des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  und  der  Vor- 
schriften des  §  1807  Ziff.  5  unberührt  bleiben. 

Während  also  die  Reichsgesetzgebung  den  öffent- 
lichen Sparkassen  unter  bestimmten  Voraussetzungen 
den  Vorzug  gewährt,  daß  Mündelgelder  bei  denselben 
angelegt  werden  können,  überläßt  sie  es  der  Landes- 
gesetzgebung, vorzuschreiben,  welche  Sparkassen  als 
öffentliche  zu  betrachten  sind,  und  erklärt,  daß  die 
eventuell  bestehenden  landesgesetzlichen  Vorschriften 
durch  die  Reichsgesetzgebung  nicht  berührt  werden. 

Für  das  Großherzogtum  Hessen  bleibt  also  die  im 
Art.  2  Ziff.  6  des  Gesetzes  vom  18.  Juni  1887,  „die  An- 
legung vormundschaftlicher  und  pflegschaftlicher  Gelder 
betreffend",  enthaltene  Bestimmung  bestehen,  wonach 
die  Anlegung  von  Mündelgeld  bei  öffentlichen,  staatlich 
genehmigten  und  mit  der  Garantie  eines  Kreises  oder 
einer  Gemeinde  versehenen  Sparkasse  zulässig  ist.  Dies 
bestimmt  auch  der  Art.  125  des  Hess.  A.G.  zum  B.G.B., 
der  der  Begründung  des  Gesetzes  zufolge  eine  Erklärung 
des  §  1807  Ziff.  5  abgeben  soll,  nochmals  ausdrücklich: 
„Eine  öffentliche  Sparkasse,  die  im  Großherzogtum 
Hessen  ihren  Sitz  hat,  ist  zur  Anlegung  von  Mündelgeld 
geeignet,  wenn  sie  staatlich  genehmigt  ist  und  eine  Ge- 
meinde oder  ein  anderer  Kommunalverband  für  die  Er- 
füllung ihrer  Verbindlichkeiten  haftet." 

Ferner  handelt  §808  Abs.  2  des  B.G.B,  von  der 
Kraftloserklärung  der  qualifizierten  Legitimations- 
papiere, zu  welchen  auch  die  Sparkassenbücher  ge- 
hören. Gemäß  E.G.  Art.  102  bleiben  aber  auch  die  evtl. 
für  die  Kraftloserklärung  solcher  Papiere  bestehenden 
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anderen  Verfahren,  als  das  durch  die  Z.P.O.  geregelte 
Aufgebotsverfahren,  bestehen.  Das  Hess.  A.G.  zum 
B.G.B,  bestimmt  daher  im  Art.  71,  daß  unter  bestimmten 
Voraussetzungen  von  den  Sparkassen  für  die  Kraftlos- 
erklärung  von  Sparkassenbüchern  ein  anderes  Ver- 
fahren, als  das  Aufgebotsverfahren,  mit  Genehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  in  der  Satzung  festgesetzt 
werden  kann.  Ausnahmslos  haben  die  Sparkassen  von 
dieser  Möglichkeit  eines  vereinfachten  Aufgebotsver- 
fahrens Gebrauch  gemacht.  Es  erfolgt  hiernach  die 
Kraftloserklärung  nicht  durch  das  Gericht,  sondern 
durch  Beschluß  des  Aufsichtsrates,  nachdem  zuvor  der 
Vorstand  auf  Kosten  des  Antragstellers  durch  ein-  oder 
zweimaliges  Einrücken  in  einer  oder  mehreren  Zeitungen 
(gewöhnlich  in  der  „ Darmstädter  Zeitung"  und  in  dem 
betreffenden  Kreisblatt)  den  Inhaber  des  Einlagebuches 
unter  Androhung  des  Rechtsnachteiles,  daß  die  Kraft- 
loserklärung erfolgen  werde,  aufgefordert  hat,  seine 
Ansprüche  binnen  einer  bestimmten  Frist  von  dem  Er- 
scheinen der  Bekanntmachung  bei  der  Sparkasse  geltend 
zu  machen. 

Eine  weitere,  sehr  wichtige  Frage  rückte  aber  durch 
das  Inkrafttreten  des  B.G.B  wieder  in  den  Vordergrund. 
Es  ist  dies  die  vor  allem  für  den  Hypothekenverkehr 
so  überaus  wichtige  Frage  der  Rechtsfähigkeit  der  Spar- 
kassen. Sind  die  Sparkassen  juristische  Personen  oder 
nur  Sozietäten  mit  der  Folge,  daß  alle  Mitglieder  per- 
sönlich verhaftet  sind,  im  Prozesse  persönlich  klagen 
und  verklagt  und  Eintragungen  in  das  Hypothekenbuch 
bezw.  Grundbuch  nur  auf  ihrer  aller  Namen  gemacht 
werden  können? 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und  das  Hess.  A.G.  zu 
demselben  beschäftigen  sich  nicht  mit  den  juristischen 
Personen  des  öffentlichen  Rechts,  abgesehen  von  §  89 
des  B.G.B.,  der  die  Frage  der  Haftung  betrifft.  Daher  ist 
auch  in  den  seitherigen  Rechtszustand  derjenigen  Spar- 
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kassen,  die  auf  Grund  des  öffentlichen  Rechts  juristische 
Persönlichkeit  hatten,  durch  das  neue  bürgerliche  Recht 
nicht  eingegriffen  worden.  Es  waren  nun  allerdings  die 
Sparkassen,  wenigstens  die  mit  Gemeindegarantie  aus- 
gestatteten, infolge  einer  sich  allmählich  ausbildenden, 
wohlwollenden  und  vor  allem  durch  eine  Reichsgerichts- 
entscheidung befestigenden  Gerichtspraxis  auch  ohne 
ausdrückliche  Verleihung  ähnlich  wie  juristische  Per- 
sonen behandelt  worden.  Eine  besondere  Verleihung 
der  Rechtsfähigkeit  an  diese  Kassen  nach  Inkrafttreten 
des  B.G.B,  wäre  im  Grunde  genommen  daher  überflüssig 
gewesen.  Aber  die  Behandlung  der  Sparkassen  als 
juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechts  war  doch 
in  hohem  Grade  bedenklich,  denn  durch  Genehmigung 
der  Statuten  allein  wird  dieser  Charakter  der  Kassen 
doch  wohl  kaum  bedingt,  und  alle  anderen  Gesichts- 
punkte, die  für  sie  als  Anstalten  des  öffentlichen  Rechts 
sprechen  könnten,  wie  Garantieleistung  durch  die  Ge- 
meinden, Beitreibung  der  Ausstände  auf  dem  Ver- 
waltungswege etc.,  können  mehr  oder  weniger  ebenfalls 
nicht  als  stichhaltige  Gründe  bezeichnet  werden.  Diese 
Bedenken,  die  zwar  auch  unter  dem  alten  Recht  hin  und 
wieder  aufzutauchen  pflegten,  zeigten  sich,  wie  gesagt, 
bei  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  in  erhöhtem  Maße 
wieder,  zumal  einige  Hypothekenbuch-  und  Grundbuch- 
richter sich  weigerten,  weiterhin  Hypotheken-Ein- 
tragungen auf  den  Namen  der  Sparkassen  vorzu- 
nehmen. Wenn  nun  auch  eine  Entscheidung  des  Ober- 
landesgerichts zu  Darmstadt  den  mit  Gemeindegarantie 
versehenen  und  unter  öffentlicher  Aufsicht  stehenden 
Sparkassen  nach  wie  vor  juristische  Persönlichkeit  zu- 
sprach, so  erschien  es  trotzdem  der  mit  ihrer  Aufsicht 
betrauten  Behörde  und  auch  den  Sparkassen  selbst 
überaus  wünschenswert,  zur  Vermeidung  schwerer 
wirtschaftlicher  Fehler  diesem  doch  immerhin  zweifel- 
haften Zustand  durch  baldige  Verleihung  der  Rechts- 
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fähigkeit  zu  begegnen.  Durch  Verhandlungen  der 
Regierung  mit  dem  Verband  der  hessischen  Spar-  und 
Leihkassen  wurden  Bestimmungen  ausgearbeitet,  deren 
Erfüllung  an  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit  ge- 
knüpft war,  und  hierauf  erfolgte  noch  im  Laufe  des 
Jahres  1901  die  Verleihung  an  fast  alle  Sparkassen. 

III.  Das  hessische  Sparkassengesetz. 

a)  Seine  Vorgeschichte. 

Trotzdem  im  Großherzogtum  Hessen  gesetzliche 
Bestimmungen  bis  zum  Erlaß  des  Sparkassengesetzes  im 
Jahre  1902  nicht  bestanden  haben,  und  auch  sonstige 
Einwirkungen  auf  das  Sparkassenwesen  in  der  Form 
von  Ministerialverfügungen  in  nennenswerter  Weise 
seit  1866  nicht  mehr  stattgefunden  haben,  haben  sich 
die  Sparkassen  zu  ansehnlichen  Instituten  entwickelt, 
deren  wohltätiger  Einfluß  einerseits  auf  die  Sparsamkeit 
der  Bevölkerung,  andererseits  aber  auch  auf  die  Grund- 
entschuldung ganz  außer  Zweifel  steht.  Ist  nun  auch 
hin  und  wieder  eine  Kasse  mehr  oder  weniger  einmal 
von  ihrem  eigentlichen  Zwecke,  nur  ersparte  Gelder 
aufzunehmen,  abgewichen,  so  war  dies  mehr  durch  die 
Zeitverhältnisse  bedingt,  als  durch  den  Drang,  die  sich 
selbst  auferlegten  Schranken  zu  sprengen,  und  hat 
übrigens  auch  niemals  solche  Dimensionen  angenommen, 
die  zu  größerer  Sorge  Anlaß  zu  geben  geeignet  waren. 
Diese  freie  Entfaltung,  durch  die  sich  jede  einzelne 
Sparkasse  gewissermaßen  individuell,  dem  Kreise  ihrer 
Einleger  sich  anpassend,  entwickeln  konnte,  hat  aber 
wesentlich  dazu  beigetragen,  die  von  allem  Anfang  an 
bestehende  Vielgestaltigkeit  der  einzelnen  Kassen  unter 
einander  immer  mehr  auszubilden  und  zu  vergrößern. 
Dies  im  Verein  mit  dem  weiteren  Umstand,  daß  die 
Statuten  der  einzelnen  Kassen  mit  wenigen  Ausnahmen 
einen  so  sonderbaren,  zu  den  derzeitigen  Verhältnissen 
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nicht  mehr  passenden  Inhalt  aufwiesen,  indem  in  ihnen 
noch  viel  zu  sehr  Gewicht  auf  eingehende  Darlegung 
der  die  Gründer  beseelenden  edlen  Motive  als  auf  Her- 
stellung sicherer  Rechtsverhältnisse  nach  innen  und 
außen  und  einer  praktischen  Verwaltung  gelegt  war, 
ließ  die  Frage  der  gesetzlichen  Regelung  dieses  etwas 
chaotischen  Zustandes  in  der  Tat  ebenso  wünschens- 
wert wie  notwendig  erscheinen.  Die  Anregung  aber, 
durch  gesetzliche  Bestimmungen  größere  Gleichmäßig- 
keit in  diese  Vielgestaltigkeit  zu  bringen,  ging  jedoch 
nicht,  wie  man  annehmen  sollte,  von  den  Sparkassen- 
kreisen selbst  aus,  sondern  vielmehr  von  Kreisen,  die 
direkt  mit  den  Sparkassen  gar  nichts  zu  tun  hatten. 

Bereits  im  Jahre  1892  hatte  nämlich  der  Vorsitzende 
des  Verbandes  der  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaften, Regierungsrat  Haas-  Offenbach,  anläßlich 
der  von  einigen  Sparkassen  angeregten  Frage  der  Ein- 
führung des  Kontokorrentverkehrs  derselben  mit  den 
Spar-  und  Darlehnskassen,  die  gesetzliche  Regelung  des 
gesamten  hessischen  Sparkassenwesens  gestreift  und  in 
demselben  Jahre  wurde  auch  von  dem  Landesausschuß 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  dem  Ministerium  ein 
Gesuch  unterbreitet,  worin  die  Bitte  ausgesprochen 
wurde,  hauptsächlich  im  Interesse  der  garantieleisten- 
den Gemeinden  das  Sparkassenwesen  durch  ein  beson- 
deres Gesetz  einheitlich  zu  regeln.  Die  Regierung 
konnte  sich  jedoch  vorerst  nicht  dazu  entschließen,  eine 
entsprechende  Gesetzesvorlage  einzubringen.  Erst  als 
im  Jahre  1896  durch  die  Annahme  des  B.G.B,  für  das 
ganze  deutsche  Reich  die  vorhin  erörterten  Ein- 
wirkungen sich  geltend  machten,  insbesondere  sich  die 
Notwendigkeit  ergab,  gesetzliche  Vorschriften  darüber 
zu  erlassen,  welche  Sparkassen  im  Sinne  des  B.G.B, 
und  des  Hess.  A.G.  zum  B.G.B,  als  öffentliche  Spar- 
kassen zu  betrachten  sind,  schwanden  bei  der  Regierung 
die  noch  vorhandenen  Bedenken  und  sie  entschloß  sich, 
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dem  von  Regierungsrat  Haas  und  dem  Landesausschuß 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  ausgegangenen  An- 
suchen näher  zu  treten. 

Im  Dezember  1897  erließ  die  Regierung  eine  Ver- 
fügung an  alle  Kreisämter,  worin  diese  aufgefordert 
wurden,  Erkundigungen  von  den  Sparkassenvorständen 
einzuziehen,  ob  und  inwiefern  ein  Bedürfnis  nach  dem 
Erlaß  eines  solchen  Gesetzes  bestehe,  insbesondere  ob 
sich  dasselbe  auf  alle  Sparkassen  oder  nur  auf  die  mit 
Gemeindegarantie  versehenen  zu  erstrecken  habe,  und 
welchen  Hauptgrundsätzen  eventuell  in  dem  Gesetz 
Ausdruck  zu  geben  sei. 

Inzwischen  hatte  sich  aber  auch  der  im  Jahre  1895 
gegründete  Verband  der  Spar-  und  Leihkassen  im  Groß- 
herzogtum Hessen,  dessen  Zweck  gemäß  §  3  der 
Satzungen  Beratung  und  Beschlußfassung  über  gemein- 
same Interessen  und  Vertretung  nach  innen  und  außen 
ist,  ebenfalls  der  Sache  angenommen  und  ein  gemein- 
sames Vorgehen  aller  Kassen  des  Landes  bewirkt.  Eine 
vorläufig  anberaumte  Vorstandssitzung  sprach  sich 
schon  einstimmig  gegen  den  Erlaß  eines  Sparkassen- 
gesetzes aus,  und  die  dann  am  2.  Juni  1898  in  Frank- 
furt a.  M.  unter  Beisein  von  zwei  Regierungsvertretern 
abgehaltene  Verbandsversammlung  teilte  vollkommen 
die  von  dem  Vorstand  vertretene  Ansicht. 

Dieser  Beschluß  der  Generalversammlung  wurde 
von  dem  Vorsitzenden,  Oberamtsrichter  Dr.  M  i  c  k  e  1  - 
Grünberg,  dem  Ministerium  unterbreitet.  „Diese  Ent- 
scheidung —  so  heißt  es  in  dem  Bericht  —  beruht  auf 
der  Erwägung,  daß  die  im  Großherzogtum  Hessen  be- 
stehenden Kassen  seit  etwa  50  Jahren  ohne  besonderes 
Sparkassengesetz  von  kleinen  Anfängen  an  zu  großen 
Intstituten  angewachsen  sind,  und  zwar  auf  Grund  von 
Statuten,  die  einerseits  sämtlich  von  der  Regierung 
genehmigt  und  in  ihrer  Ausführung  überwacht  werden, 
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andererseits  aber  in  ihren  Fundamentalgrundsätzen  so 
verschieden  sind,  daß  gar  nicht  denkbar  ist,  dieselben 
könnten,  ohne  einzelne  Kassen  ganz  zu  beseitigen,  nach 
einem  einheitlichen  Maßstabe  umgeformt  werden/' 

Unterdessen  waren  auch  auf  das  oben  erwähnte 
Ministerialausschreiben  vom  Dezember  1897  die  Be- 
richte der  einzelnen  Kreisämter  eingelaufen.  Fast  alle 
berichteten,  nachdem  sie  Erkundigungen  bei  den  Spar- 
kassenvorständen eingezogen  hatten,  im  Sinne  des  Vor- 
standsbeschlusses. Nur  das  Kreisamt  zu  Gießen  war  in 
der  Lage,  dem  Ministerium  mitzuteilen,  daß  die  Spar- 
und  Leihkasse  Gießen  für  den  Erlaß  eines  Sparkassen- 
gesetzes sei.  Persönlich  bemerkte  am  Schlüsse  seines 
Berichtes  der  Provinzialdirektor  v.  B  e  c  h  t  h  o  1  d  je- 
doch, daß  er  mit  Rücksicht  auf  den  erwähnten  Beschluß 
der  Verbandsversammlung  den  Erlaß  eines  Gesetzes 
nicht  befürworten  könne. 

Trotz  alledem  blieb  die  Regierung  in  dem  nun  ein- 
mal gefaßten  Entschluß,  die  durch  das  B.G.B,  notwendig 
gewordenen  Bestimmungen  durch  ein  Sparkassengesetz 
zu  regeln,  fest.  Eine  im  Januar  1899  ergangene  weitere 
Verfügung:  „Die  Sparkassen,  für  welche  Gemeinden 
Bürgschaft  übernommen  haben  betreffend",  forderte  die 
Kreisämter  auf,  ihr  Gutachten  abzugeben  über  die- 
jenigen Bestimmungen,  unter  welchen  eine  Sparkasse 
im  Sinne  des  Gesetzes  als  eine  „öffentliche"  bezeichnet 
werden  kann.  Gleichzeitig  wurde  den  Kreisämtern  der 
Entwurf  einer  Zusammenstellung  der  Bestimmungen, 
welche  hierüber  nach  Ansicht  des  Ministeriums  zu 
treffen  seien,  übersandt.  Die  Kreisämter  erklärten 
sich  im  wesentlichen  mit  den  Ausführungen  des 
Ministeriums  einverstanden.  Das  Ministerium  be- 
rücksichtigte ferner  aber  auch  den  von  dem 
früheren  Referenten  über  .  das  Sparkassenwesen  und 
nunmehrigen  Provinzialdirektor  der  Provinz  Ober- 
hessen, v.  Bechthold,  gemachten  Vorschlag,  bei  der 
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Beratung  eines  Gesetzentwurfes  den  Sparkassenverband 
anzuhören,  insofern,  als  es  am  18.  Oktober  1900  dem- 
selben den  Entwurf  eines  Gesetzes  über  die  öffent- 
lichen Sparkassen  nebst  Begründung  mit  dem  Ersuchen 
vorlegte,  die  Vorstände  der  Sparkassen,  und  zwar  aller, 
unter  Mitteilung  dieses  Entwurfs  zu  einer  Beratung 
über  denselben  zusammentreten  zu  lassen.  Es  fand 
hierauf  auch  eine  gemeinsame  Beratung  des  von  dem 
nunmehrigen  Referenten  des  Sparkassenwesens,  von 
B  r  e  i  d  e  r  t,  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfes  statt  und 
die  hierbei  von  den  Sparkassen  beantragten  Aende- 
rungen  fanden  durchweg  bei  dem  Ministerium  Berück- 
sichtigung. Am  12.  Dezember  1900  konnte  bereits  das 
Ministerium  des  Innern  den  Entwurf  den  Ständen,  zu- 
nächst der  Zweiten  Kammer,  zur  verfassungsmäßigen 
Beratung  und  Beschlußfassung  vorlegen.  Gleichzeitig 
wurde  der  Verbandsleitung  der  hessischen  Spar-  und 
Leihkassen  mitgeteilt,  daß  dem  gestellten  Antrage,  den 
Entwurf  nochmals  dem  Sparkassenverband  vorzulegen, 
nicht  stattgegeben  werden  könne,  da  die  Beschleunigung 
der  Vorlage  des  Sparkassengesetzes  an  die  Landstände 
durch  die  Notwendigkeit  einer  baldigen  Beratung  des 
bereits  früher  vorgelegten  Entwurfs  eines  Pfandbrief- 
bankgesetzes bedingt  sei.  Am  24.  Juni  1902  kam  dann 
die  Gesetzesvorlage  in  der  Zweiten  Kammer  zur  Ver- 
handlung. Das  Gesetz  wurde  angenommen  und  nach- 
dem auch  die  Erste  Kammer  ihre  Zustimmung  erklärt 
hatte,  wurde  dasselbe  am  8.  August  1902  publiziert. 

b)  Das  Gesetz  selbst  und  seine  Wirkung  auf  die 
Sparkassen. 

Das  Sparkassengesetz  zerfällt  in  vier  Teile: 

A.  Allgemeine  Bestimmungen. 

B.  Besondere  Bestimmungen  für  die  Gemeinde- 

und  Kreissparkassen. 


—  64 


C.  Besondere  Bestimmungen  für  die  Bezirks- 

sparkassen. 

D.  Uebergangs-  und  Schlußbedingungen. 

Der  Art.  1  verlangt  allgemein  die  nach  Art.  125  des 
Hess.  A.  G.  zum  B.  G.  B.  notwendige  staatliche  Ge- 
nehmigung (Anerkennung),  welche  nach  Art.  2  Abs.  2 
nur  auf  Antrag  durch  das  Ministerium  des  Innern  er- 
folgt. Im  Art.  2  Abs.  1  sind  dann  die  notwendigen  Vor- 
aussetzungen einer  solchen  Anerkennung  aufgeführt. 
Es  muß  die  Sparkasse: 

1.  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  entsprechen,  und 

2.  muß  sie  angegliedert  sein   an   einen  öffentlichen 
Organismus  entweder: 

a)  in  der  Form  der  Gemeinde-  oder  Kreisspar- 
kasse, wenn  die  Sparkasse  Gemeinde-  oder 
Kreisanstalt  ist,  oder 

b)  in  der  Form  der  Bezirkssparkasse,  wenn 
mehrere  Gemeinden  oder  auch  mehrere  Kreise 
sich  zum  Betriebe  einer  Sparkasse  und  zwar 
in  der  Gestalt  eines  rechtsfähigen  Vereins 
(§§22  ff.  B.G.B.)  vereinigen. 

Eine  Angliederung  an  eine  Provinz  oder  gar  an 
den  Staat  selbst  in  der  Form  der  Staatssparkassen  ist 
also  in  dem  Gesetz  nicht  vorgesehen,  und  dies  mit  Recht, 
wie  ja  auch  die  Begründung  des  Gesetzes  (Druckseite 
No.  425  S.  14)  sagt,  weil  die  historische  Entwickelung 
diesen  Weg  nicht  eingeschlagen  hat.  Es  stehen  ferner 
gemäß  Art.  3  Abs.  1  die  Sparkassen  unter  Staatsauf- 
sicht, welche  unter  der  oberen  Leitung  des  Ministeriums 
des  Innern  durch  dasjenige  Kreisamt,  in  dessen  Bezirk 
die  betreffende  Sparkasse  ihren  Sitz  hat  (§  24  B.G.B.), 
ausgeübt  wird.  Nach  Absatz  2  dieses  Artikels  werden 
ferner  die  Rechnungen  der  Sparkassen  von  der  Ober- 
rechnungskammer geprüft  und  abgeschlossen.    Diese  in 
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Abs.  2  des  Art.  3  vorgeschriebene  Prüfung  und  Abschluß 
der  Rechnungen  durch  die  Oberrechnungskammer  ist 
sicherlich  als  ein  weitgehender  Eingriff  in  die  Selbst- 
verwaltung der  Sparkassen  zu  bezeichnen.  Aber  dieser 
Eingriff  wird,  wie  auch  der  Abgeordnete  Dr.  Gut- 
fleisch in  seinem  Bericht  betont  (Druckseite  No.  903 
S.  5),  von  den  Sparkassen  nicht  als  drückend  empfun- 
den werden,  da  er  einerseits  vielfach,  wenn  nicht 
meistens,  kalkulatorischer  und  formeller  Art  sein  wird 
und  andererseits  für  Hessen  dieser  Eingriff  aber  auch 
nicht  allein  dem  Hergebrachten  (1860  wurden  bereits 
die  Rechnungen  von  25  Kassen  von  der  Oberrechnungs- 
kammer geprüft),  sondern  auch  den  sonstigen  gesetz- 
lichen Ordnungen  der  Staatsaufsicht  entspricht;  denn 
auch  die  Gemeinderechnungen  unterliegen  der  Revision. 
Art.  4  und  6  zählen  diejenigen  Punkte  auf,  über  die  eine 
Kasse  mindestens  Bestimmungen  treffen  muß,  nämlich 
über  Verwaltung  und  Vertretung,  Kasse-  und  Rech- 
nungsführung, Anlegung  des  Sparkassenvermögens,  Be- 
rechnung und  Verwendung  des  Reingewinns  und  Bildung 
eines  Reservefonds.  Art.  5  bestimmt,  daß  das  Vermögen 
in  hessischen  Staatsschuldverschreibungen  oder  in 
Schuldverschreibungen  der  hessischen  Landeshypo- 
thekenbank angelegt  werden  darf  und  daß  durch  Satzung 
dies  nicht  ausgeschlossen  werden  darf.  Ferner  ist  der 
Vertrieb  dieser  Papiere  steuerfrei  zulässig.  Hier  ist  den 
Sparkassen  ein  äußerst  weiter  Spielraum  gelassen,  der 
nur  insofern  eine  Einschränkung  erfahren  kann,  als  das 
Ministerium,  welches  die  Satzungen  zu  genehmigen  hat, 
hinsichtlich  der  statutenmäßigen  Festsetzung,  welche 
Vermögensanlagen  seitens  der  einzelnen  Kassen  vorge- 
nommen werden  dürfen,  Einspruch  zu  erheben  in  der 
Lage  ist.  Wie  die  Begründung  (Druckseite  No.  425 
S.  16/17)  zu  diesem  Artikel  bemerkt,  war  der  Grund- 
satz, die  gesetzlichen  Bestimmungen  nur  auf  das  Not- 
wendigste zu  beschränken,  die  Veranlassung,  von  einer 
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Aufzählung  der  einzelnen  Arten  der  Vermögensanlagen, 
welche  zulassend  sein  sollen,  abzusehen.  Wenn  nun 
auch  von  einer  bis  ins  einzelne  gehenden  Aufzählung 
hätte  Abstand  genommen  werden  können,  so  wäre  es 
doch  wohl  am  Platze  gewesen,  wenigstens  zu  bestimmen, 
daß  nur  mündelsichere  Anlagen  gemacht  würden,  was 
leicht  unter  einem  entsprechenden  Hinweis  auf  die  be- 
treffenden Bestimmungen  des  B.G.B.  (§  1807)  hätte  ge- 
schehen können.  Die  Regierung  hielt  aber,  wie  gesagt, 
engere  Schranken  zu  setzen  nicht  für  notwendig,  da  bis- 
her keine  Nachteile  durch  das  Ueberschreiten  jener 
Schranken  sich  bemerkbar  gemacht  haben  und  da  ja 
auch  die  Gemeinden  oder  Kreise  für  eventuelle  Fehl- 
beträge aufzukommen  haben.  Ganz  abgesehen  aber 
hiervon  hätte  sich  die  Regierung  auf  keinen  Fall  die 
Gelegenheit  entgehen  lassen  dürfen,  ausdrücklich  fest- 
zusetzen, daß  ein  bestimmter  Prozentsatz  des  Spar- 
kassenvermögens in  hessischen  Staatspapieren  und 
Pfandbriefen  der  hessischen  Landeshypothekenbank 
angelegt  werden  müsse,  um  so  diesen  Wertpapieren,  da 
mit  dem  Anwachsen  des  Sparkassenvermögens  dann 
gleichzeitig  auch  die  prozentuale  Mußanlage  wachsen 
würde,  dauernd  einen  erweiterten  Markt  und  somit 
einen  günstigeren  Kurs  zu  verschaffen.  Statt  dessen  be- 
gnügt sich  das  Gesetz  damit,  vorzuschreiben,  daß  diese 
Anlage  zulässig  ist  und  daß  sie  durch  Satzung  nicht  aus- 
geschlossen werden  darf.  Ebenso  bestimmt  Abs.  3  Art.  6, 
daß  die  Anlegung  des  zehnten  Teils  der  Rücklage  in 
Aktien  der  hessischen  Hypothekenbank  zulässig  ist  und 
durch  Satzung  nicht  beschränkt  werden  kann.  In  den 
letzten  Artikeln,  7,  8  und  9,  der  Allgemeinen  Be- 
stimmungen, die  sich  eng  an  analoge  des  Hypotheken- 
bankgesetzes anlehnen,  sind  den  Sparkassen  weit- 
gehende Privilegien  gewährt.  Es  wird  das  Verfahren 
der  Zwangsvollstreckung  im  Verwaltungswege  auf 
Forderungen  der  öffentlichen  Sparkassen  anwendbar  er- 
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klärt,  es  werden  ferner  die  von  dem  zuständigen  Ver- 
treter der  Sparkasse  ordnungsmäßig  unterschriebenen 
und  mit  Siegel  oder  Stempel  der  Sparkasse  versehenen 
Urkunden  über  eine  Erklärung  oder  ein  Ersuchen  einer 
öffentlichen  Sparkasse  den  öffentlichen  Urkunden 
gleichgestellt,  und  es  werden  endlich  noch  die  Staats- 
und Gemeindebehörden  den  öffentlichen  Sparkassen 
gegenüber  zur  Auskunftserteilung  und  Hilfeleistung 
verpflichtet. 

Die  beiden  nächsten  Artikel  enthalten  die  für  die 
Gemeinden-  und  Kreissparkassen  geltenden  Sonder- 
bestimmungen. Das  Gesetz  will  durch  die  Bezeichnung 
Gemeinde-  oder  Kreissparkasse  ausdrücken,  daß  diese 
Kassen  keine  selbständige  rechtliche  Persönlichkeit  mit 
selbständigem  Vermögen  oder  selbständiger  Verbind- 
lichkeit darstellen,  sondern  nur  ein  Teil  des  Gemein- 
wesens, zu  dem  sie  gehören,  sind  und  alle  ihre  Rechte 
und  Verbindlichkeiten  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
dieses  Gemeinwesens  sind.  Die  rechtliche  Konstruktion 
dieser  Sparkassen  entspricht  demnach  derjenigen  der 
noch  giltigen  altpreußischen  Gesetzgebung  (Sparkassen- 
reglement vom  12.  Dezember  1838),  während  die 
neueren  Gesetze  auf  diesem  Gebiete  (badisches  und 
elsaß-lothringisches  Sparkassengesetz  von  1895  bezw. 
1897)  den  Gemeinde-  und  Kreissparkassen  eigene 
juristische  Persönlichkeit  beilegen.  Zur  Erhöhung  der 
Sicherheit  der  Gläubiger  der  Kasse,  besonders  der  Ein- 
leger, ist  in  Art.  11  bestimmt,  daß  das  Sparkassenver- 
mögen von  dem  übrigen  Gemeindevermögen  getrennt  zu 
halten  ist  und  daß  dasselbe  vorzugsweise  zur  Befrie- 
digung jener  dienen  soll. 

Die  Art.  12  bis  30  enthalten  ebenfalls  Bestimmungen 
spezieller  Natur,  nämlich  solche  für  die  Bezirksspar- 
kassen, die  einen  Sondercharakter  insofern  besitzen,  als 
sie  im  Gegensatz  zu  den  Gemeinde-  undKreissparkassen 
rechtsfähige  Vereine  sind.    Infolgedessen  finden  auf  sie 
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die  §§  22  ff.  des  B.G.B.,  insoweit  sie  nicht  durch  das 
Sparkassengesetz  selbst  geändert  werden,  Anwendung. 
Der  erste  Artikel  dieses  besonderen  Teils,  Art.  12,  zählt 
in  Ergänzung  des  Art.  4  der  Allgemeinen  Bestimmungen 
diejenigen  Punkte  auf,  die  eine  Bezirkssparkasse 
statutarisch  regeln  muß,  nämlich  Ein-  und  Austritt  der 
Mitglieder,  Leistung  etwaiger  Beiträge,  Ansprüche  aus- 
scheidender Mitglieder,  Amtszeit  der  in  der  Mitglieder- 
versammlung gewählten  Vertreter,  Berufung  und  Zu- 
ständigkeit der  Mitgliederversammlung,  Rechtsverhält- 
nis der  Beamten,  Sitz  der  Kasse  und  Verwendung  des 
Vermögens  im  Falle  der  Auflösung.  Die  folgenden 
Artikel  13  bis  28  enthalten  nun  über  vorgenannte  Punkte 
nähere  Vorschriften,  In  den  beiden  letzten  Artikeln 
(29  und  30)  dieses  die  Bezirkssparkassen  betreffenden 
Abschnittes  sind  noch  besondere  Bestimmungen  über 
die  Staatsaufsicht  getroffen.  Bei  Festsetzung  der  Be- 
fugnisse der  Aufsichtsbehörde  haben  der  Begründung 
des  Gesetzes  zufolge  (Druckseite  No.  425  S.  25)  die  Vor- 
schriften der  Verwaltungsgesetze  über  das  Verhältnis 
der  Aufsichtsbehörde  zur  Gemeindeverwaltung  im  all- 
gemeinen als  Anhalt  gedient.  Die  Sparkassen  räumen 
aber  tatsächlich  der  Aufsichtsbehörde  vielfach  weiter- 
gehende Befugnisse  ein.  Nach  Art.  29  letzter  Absatz 
kommen  die  in  §  29  und  §  37  des  B.G.B,  den  Amts- 
gerichten übertragenen  Obliegenheiten  und  Befugnisse 
in  Ansehung  der  Sparkassen  der  Aufsichtsbehörde  zu. 
Diese  den  Aufsichtsbehörden  übertragene  Funktion  ist, 
wie  die  Begründung  (Druckseite  No.  425  S.  25)  bemerkt, 
aus  Zweckmäßigkeitsgründen  und  zur  Vermeidung  von 
Differenzen  erfolgt.  Der  Artikel  30,  der  von  dem  Be- 
schwerdeweg handelt,  enthält  insofern  gegenüber  dem 
seitherigen  Gebrauch  eine  Neuerung,  als  auf  einen  Be- 
schluß des  Kreisamts  Rekurs  an  den  Kreisausschuß  und 
gegen  dessen  Entscheidung  wieder  Rekurs  an  den  Pro- 
vinzialausschuß   möglich  ist,   während   vorher  nur  Be- 
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schwerde  an  das  Ministerium  zulässig  war.  Letzte  In- 
stanz ist  auch  jetzt  noch  das  Ministerium  des  Innern. 

Der  letzte  Abschnitt  enthält  Uebergangs-  und 
Schlußbestimmungen.  Da  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Sparkassengesetzes  Gemeinden  oder  Kreise  einer 
anderen  als  einer  öffentlichen  Sparkasse  nicht  mehr  bei- 
treten und  auch  keine  Haftung  mehr  wirksam  über- 
nehmen können,  so  ist  vor  allem,  um  den  Sparkassen 
keine  Gefahr  zu  bereiten,  bestimmt,  daß  für  diejenigen, 
die  sich  nicht  in  öffentliche  umwandeln  wollen,  die  Ge- 
meindegarantie erst  mit  dem  21.  Dezember  1907  er- 
löschen soll.  Um  ferner  auch  die  Interessen  der  Einzel- 
mitglieder möglichst  zu  wahren,  ist  diesen  bis  zum 
31.  Dezember  1907  ein  begrenztes  Mitgliedsrecht  ein- 
geräumt worden. 

Durch  Verordnung  wurde  als  Tag  des  Inkraft- 
tretens der  1.  Januar  1904  bestimmt.  Um  den  Sar- 
kassen die  Umwandlung  möglichst  zu  erleichtern,  wurde 
von  der  Regierung  in  Verbindung  mit  dem  hessischen 
Sparkassenverband  ein  Musterstatut  ausgearbeitet.  Die 
Wirkung,  die  das  Sparkassengesetz  ausübte,  war  nun, 
je  nach  der  Art  der  Sparkassen,  eine  sehr  verschiedene. 
Während  die  Sparkassen,  die  seither  schon  Anstalten 
einer  Gemeinde  oder  eines  Kreises  waren  (wie  z.  B.  die- 
jenigen zu  Mainz,  Darmstadt,  Offenbach,  Worms, 
Eschollbrücken,  Alzey)  in  ihrem  Wesen  und  ihrer  Orga- 
nisation grundsätzlich  unberührt  blieben,  verhielt  es 
sich  dagegen  mit  den  übrigen,  als  der  Mehrzahl,  wesent- 
lich anders.  Es  fiel  dabei  besonders  ins  Gewicht,  daß 
sie  nicht  alle  von  rechtsfähigen  Vereinen  betrieben 
wurden,  daß,  wo  solche  Vereine  bestanden,  oft  auch 
Einzelpersonen  als  Mitglieder  beteiligt  waren,  und  selbst 
da,  wo  die  Mitglieder  des  rechtsfähigen  Vereins  aus- 
schließlich Gemeinde  oder  Kreise  waren,  die  Vor- 
schriften des  B.G.B,  und  die  besonderen  Anforderungen, 
die  das  Sparkassengesetz  hauptsächlich  in  den  Artikeln 
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12,  15  und  19  an  die  Satzungen  der  Bezirkssparkassen 
stellte,  in  den  meisten  Fällen  eine  durchgreifende 
Umgestaltung  der  bisherigen  Satzungen  erforderlich 
machten.  Im  Laufe  des  Jahres  1903  vollzog  sich  jedoch 
schon  die  Umwandlung  und  Bestätigung  der  Satzungen 
bei  der  Mehrzahl  der  Sparkassen,  so  daß  mit  dem  In- 
krafttreten des  Gesetzes  am  1.  Januar  1904  die  An- 
erkennung von  21  Kassen  als  öffentliche  Sparkassen  er- 
folgen konnte.  Bereits  Ende  April  desselben  Jahres 
erfolgte  die  Anerkennung  weiterer  11  Sparkassen.  Eine 
weitere  Anerkennung  ist  in  den  letzten  Jahren  nicht 
mehr  erfolgt.  Wir  besitzen  augenblicklich  32  öffent- 
liche Sparkassen,  zu  welchen  noch  hinzukommen  einige 
private  Sparkassen,  d.  h.  solche  Anstalten,  bei  denen  das 
Sparen  ebenfalls  Selbstzweck  ist,  die  aber  nicht  dem 
Sparkassengesetz  entsprechen.  Es  sind  dies  vor  allem 
die  ursprünglich  als  Aktiengesellschaften  gegründeten 
Institute  des  nördlichen  Vogelsberges.  Von  diesen  neun 
Anstalten  haben  sich  fünf,  nämlich  die  Sparkassen  zu 
Alsfeld,  Groß-Felda,  Kirtorf,  Ulrichstein  und  die  Spar- 
und  Kreditkasse  zu  Homberg  a.  d.  Ohm  schon  gleich 
nach  Inkrafttreten  des  B.G.B,  in  Gesellschaften  m.  b.  H. 
umgewandelt,  während  die  Sparkasse  zu  Schlitz  Aktien- 
gesellschaft geblieben  ist.  Zwei  weitere  dieser  Kassen, 
die  Sparkassen  zu  Herbstein  und  Lauterbach,  haben 
sich  dem  hessischen  Sparkassengesetz  unterworfen,  sind 
also  ,, öffentliche"  Sparkassen  geworden,  und  die  letzte 
dieser  Anstalten,  der  Spar-  und  Vorschußverein  zu  Hom- 
berg a.  d.  Ohm,  hat  sich  in  eine  Genossenschaft  m.  b.  H. 
umgewandelt  und  sich  dem  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaftsverband in  Darmstadt  angegliedert.  So- 
mit ist  diese  Kasse  aus  der  Kategorie  der  eigentlichen 
Sparinstitute  ausgeschieden.  Ferner  gehört  noch  zu  den 
nicht  öffentlichen  Sparkassen  die  Spar-  und  Hospital- 
kasse zu  Wimpfen, 
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A.  Sparkassenpolitik  in  räumlicher  und 
zeitlicher  Beziehung, 

L  Die  Sparstellen. 

Wie  erwähnt,  besitzen  wir  im  Großherzogtum 
Hessen  zur  Zeit  32  öffentliche  Sparkassen,  zu  denen 
noch  als  private  Sparkassen,  d.  h.  solche,  welche  dem 
Gesetz  nicht  entsprechen,  7  weitere  Anstalten  hinzu- 
kommen. Diese  39  Institute  verteilen  sich  auf  die  ein- 
zelnen Provinzen  wie  folgt: 

Starkenburg:  15  Kassen  (14  öffentliche,  1  private), 
Oberhessen:    18  Kassen  (12  öffentliche,  6  private), 
Rheinhessen:    6  Kassen  (  6  öffentliche,  0  private). 
Diese  Zahl  von  39  Sparkassen  ist  aber  nicht  etwa 
im  Laufe  der  letzten  Jahre  erreicht  worden,  sondern 
schon  in  den  fünfziger  Jahren,  also  nach  Ablauf  von 
zirka  30  Jahren  seit  Gründung  der  ersten  Kassen,  besaß 
das  Großherzogtum  Hessen  bereits  eine  derartige  An- 
zahl von  Sparanstalten. 

Eine  Vermehrung  hat  also  in  den  letzten  50  Jahren 
nicht  mehr  stattgefunden.  An  Neugründungen  hat  es 
aber  trotzdem  nicht  gefehlt,  sie  haben  aber  nur  die 
Lücken  ausgefüllt,  die  die  Auflösung  einiger  Kassen,  wie 
z.  B.  der  Sparkassen  zu  Lieh,  Hungen  und  Rheindürk- 
heim, und  vor  allem  infolge  der  Gebietsveränderung  des 
Friedensschlusses  von  1866  bewirkte  Verlust  an  solchen 
verursacht  hatte.  An  sich  betrachtet,  erscheint  die  Zahl 
von  39  Sparanstalten  für  das  gesamte  Großherzogtum 
Hessen,  so  daß  auf  rund  200  qm  nur  eine  Sparkasse 
kommt,  nicht  groß.  Es  ist  aber  zu  beachten,  daß  sich 
mit   dieser  Ziffer   die  Anzahl   der   vorhandenen  Spar- 


stellen  nicht  deckt.  Viele  Sparkassen  haben  neben  ihrer 
eigentlichen  Amtsstelle,  und  zwar  alle  auch  schon  seit 
über  25  Jahren,  noch  eine  Anzahl  Filialen,  auch 
Agenturen  genannt,  die  sowohl  Gelder  annehmen,  als 
auch  Auszahlungen  machen,  oder  aber  sie  haben  An- 
nahmestellen für  ganz  kleine  Beträge  (sogen.  Pfennig- 
sparkassen), meist  ohne  Auszahlungsberechtigung. 
Insgesamt  haben  wir  augenblicklich  zirka  76  solcher 
Sammel-  und  Annahmestellen.  Am  besten  können  wir 
uns  ein  Bild  von  der  in  Hessen  gegebenen  Spargelegen- 
heit an  Hand  nachstehender  Tabelle  machen: 


Tabelle  11. 


Zahl 

der 

Es  kamen  auf 
qkm 

Es  kamen  auf 
Bewohner 

Spar- 
kassen 

Spar- 
stellen 

Eine 
Spar- 
kasse 

Eine 
Spar- 
stelle 

Eine 
Spar- 
kasse 

Eine 
Spar- 
stelle 

Prov.  Starkenburg  .    .  . 

15 

38 

201 

79 

36200 

14289 

„     Oberhessen   .    .  . 

18 

68 

183 

48 

16486 

4364 

„     Rheinhessen  .    .  . 

6 

9 

229 

153 

52775 

41047 

Großh.  Hessen  .... 

39 

115 

197 

67 

31005 

10515 

Das  Bild  würde  aber  unvollständig  sein,  wenn  ich 
unerwähnt  lassen  wollte  diejenige  Spargelegenheit,  die 
sich  in  den  verschiedenen  genossenschaftlichen  In- 
stituten bietet,  welche,  wie  schon  einmal  erwähnt,  neben 
ihrem  Hauptzweck,  dem  der  Kreditgewährung,  auch  die 
Annahme  von  Spareinlagen  pflegen.  Hier  handelt  es 
sich  aber  nur  darum,  die  Spargelegenheit,  welche  die 
eigentlichen  Sparanstalten  bieten,  zu  betrachten.  Für 
das  gesamte  Großherzogtum  kommt  also  nach  vor- 
stehender Tabelle  auf  je  197  qkm  eine  Sparkasse  und 
bereits  auf  je  67  qkm  eine  Sparstelle.  Wie  wir  ferner 
aus  der  Tabelle  entnehmen  können,  ist  die  Spargelegen- 
heit in  der  Provinz  Oberhessen  weitaus  die  günstigste. 
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Es  kommt  daselbst  auf  je  183  qkm  eine  Sparkasse  und 
auf  je  48  qkm  eine  Sparstelle.  In  Starkenburg  dagegen 
kommt  auf  je  201  qkm  eine  Sparkasse  und  auf  je  79  qkm 
eine  Sparstelle,  in  Rheinhessen  auf  je  229  qkm  eine 
Sparkasse  und  auf  je  153  qkm  eine  Sparstelle. 

Aber  innerhalb  der  einzelnen  Provinzen  selbst  be- 
stehen, was  die  Spargelegenheit  anbetrifft,  ganz  bedeu- 
tende Unterschiede.  In  Oberhessen  ist  zum  Beispiel  die 
Spargelegenheit  im  südlichen  Teil  der  Provinz,  also  in 
der  Wetterau,  äußerst  minimal.  Von  den  sich  in  der 
Provinz  Oberhessen  befindenden  68  Sparstellen  ent- 
fallen nicht  weniger  als  64,  nämlich  8  öffentliche  Kassen, 
6  private  Sparkassen  und  50  Filialen  auf  den  nördlichen 
Teil,  während  nur  4  Sparstellen,  nämlich  die  Sparkassen 
zu  Butzbach,  Friedberg,  Vilbel  und  Büdingen,  die  Spar- 
gelegenheit des  südlichen  Teiles  der  Provinz  darstellen. 
Während  also  im  nördlichen  Teile  die  Spargelegenheit 
außerordentlich  groß  ist  und  ganz  besonders  günstig  ist 
für  den  Sparkassenbezirk  Gießen,  da  diese  Kasse  nicht 
weniger  als  30  Filialstellen  mit  der  Berechtigung,  auch 
Auszahlungen  in  kleineren  Beträgen  zu  machen,  besitzt, 
ist  die  Spargelegenheit  im  südlichen  Teil  äußerst  ge- 
ring, und  selbst  die  bequemere  Erreichung  der  Spar- 
kassen kann  diesen  Uebelstand  nicht  vollkommen  auf- 
heben. Hier  vermehrte  Spargelegenheit  zu  schaffen, 
müßte  Aufgabe  der  Sparkassen  sein.  Nicht  etwa  durch 
Neugründung  von  Sparanstalten,  sondern  vielmehr 
durch  Errichtung  von  Filialen  oder  ähnlichen  Einrich- 
tungen würde  dieser  Uebelstand  vollkommen  beseitigt 
werden  können. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  in  der  Provinz 
Starkenburg.  Auch  hier  ist  eine  gleichmäßige  Ver- 
teilung der  daselbst  bestehenden  38  Sparstellen  durch- 
aus nicht  vorhanden.  Die  Bewohner  der  Main-  und 
Rheinebene  besitzen  im  großen  und  ganzen  eine  ver- 
hältnismäßig  gute  Spargelegenheit,   wozu  noch  hinzu- 
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kommt  die  überaus  leichte  und  bequeme  Erreichung  der 
einzelnen  Kassen.  Auch  der  nördliche  und  östliche 
Teil  des  Odenwaldes  besitzt  noch  eine  einigermaßen 
gute  Spargelegenheit,  dagegen  ist  im  mittleren  und  süd- 
lichen Teil  des  Odenwaldes  (von  Wimpfen,  das  ja  auch 
ganz  isoliert  liegt,  abgesehen)  eine  Spargelegenheit  ohne 
verhältnismäßig  weite  Entfernungen  zurückzulegen, 
überhaupt  nicht  gegeben.  Daß  auf  diese  Weise  mancher 
Spargroschen  verloren  geht,  der  unter  anderen  Um- 
ständen der  Sparkasse  zufließen  würde,  ist  ohne  Zweifel. 
Denn  was  vor  allen  Dingen  notwendig  ist,  um  die  Spar- 
samkeit anzuregen,  ist  einmal  bequemes  und  zweitens 
billiges  Erreichen  der  Sparstelle.  Beides  ist  aber  da- 
selbst nicht  möglich.  Der  Weg  zur  Sparstelle  ist  zu  weit 
und  auch  im  allgemeinen  mit  zu  hohenKosten  verknüpft. 
Haben  nun  auch  die  in  Frage  kommenden  Kassen,  wie 
die  zu  Zwingenberg,  Heppenheim  und  Erbach,  einige 
Filialstellen  errichtet,  so  reichen  diese  doch  bei  weitem 
nicht  aus.  Auch  hier  wird  es  noch  Aufgabe  der  in  Be- 
tracht kommenden  Sparkassen  sein,  durch  weitere  Ein- 
richtungen dieser  Art  die  Maschen  des  Sparkassen- 
netzes zu  verengern. 

Ganz  besonders  ungünstig  ist  aber  die  Spar- 
gelegenheit in  der  Provinz  Rheinhessen.  Rheinhessen 
hat  schon  an  sich  nur  9  Sparstellen  und  diese  liegen  dazu 
noch  gewissermaßen  an  der  Peripherie  der  Provinz. 
Während  sich  also  im  Innern  der  Provinz  überhaupt 
keine  Sparstelle  befindet,  ist  z.  B.  die  den  Bewohnern 
der  Stadt  Mainz  gegebene  Gelegenheit  zum  Sparen 
äußerst  bequem  und  günstig.  Da  sich  einmal  an  Ort 
und  Stelle  zwei  Sparkassen  befinden  und  ferner  noch 
der  städtischen  Sparkasse  eine  Ersparungsanstalt  nach 
dem  Abholungssystem  in  Wochenbeiträgen  angegliedert 
ist,  und  die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  einen  Spar- 
markenvertrieb mit  11  Ausgabestellen  besitzt.  Günstiger 
wird   die  Spargelegenheit   wenigstens   für   den  Kreis 
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Worms  werden,  wenn  das  von  der  städtischen  Sparkasse 
zu  Worms  neuerdings  geplante  Projekt  der  Errichtung 
von  Annahmestellen  in  allen  größeren  Orten  des  Kreises 
Verwirklichung  finden  sollte. 

Wenn  nun  auch,  wie  wir  gesehen  haben,  in  manchen 
Teilen  des  Großherzogtums  der  Bevölkerung  eine  über- 
aus große  Gelegenheit,  ihre  Ersparnisse  niederzulegen, 
gegeben  ist,  so  ist  doch  in  anderen  Teilen  wieder  das 
Sparkassennetz  äußerst  lückenhaft.  Diesem  Mangel 
durch  Errichtung  von  Filialen  zu  begegnen,  sollte  eine 
der  Hauptaufgaben  der  in  Betracht  kommenden  Spar- 
kassen sein. 

Hieran  anschließend  möchte  ich  nur  ganz  kurz  auch 
der  Postsparkassen  gedenken,  wie  wir  sie  in  anderen 
Ländern,  wie  Frankreich  und  Oesterreich,  finden  und 
wie  sie  auch  durch  den  Gesetzentwurf  von  1885  für  das 
Deutsche  Reich  geplant  waren.  Einen  großen  Vorteil 
hätte  ihre  Einführung  gebracht,  nämlich  die  denkbar 
größte  und  bequemste  Spargelegenheit.  Durch  die  un- 
gemein ausgedehnte  Verzweigung  unseres  Postwesens, 
das  fast  in  jedem  kleinen  und  kleinsten  Ort  eine  Post- 
anstalt besitzt,  und  woselbst  das  nicht  einmal  der  Fall 
ist,  durch  die  Heranziehung  der  Landbriefträger,  wäre 
ein  Sparkassennetz,  ausgedehnt  über  das  ganze  Land, 
entstanden,  wie  es  engmaschiger  und  vollkommener  von 
anderer  Seite,  selbst  bei  dem  besten  Willen,  nicht  ge- 
schaffen werden  kann.  Aber  wir  können  trotz  dieses 
Vorzuges  nur  begrüßen,  daß  dieser  Entwurf,  dank  eines 
energischen  Vorgehens  aller  deutschen  Sparkassen,  ver- 
bunden mit  einer  Petition  an  den  Reichstag,  nie  Gesetz 
geworden  ist.  Denn  die  Postsparkassen,  wie  sie  gedacht 
waren,  würden  zweifelsohne  die  Existenz  unserer  Lokal- 
sparanstalten gefährdet  haben.  Sie  würden  ferner  aber 
auch  die  ersparten  Gelder  dem  großen  Reservoir  des 
Reiches  zugeführt  haben  und  nicht  mehr  im  Wege  des 
lokalen  Kredits    vorwiegend   denjenigen  Klassen,  aus 
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denen  die  Beträge  geflossen  und  für  welche  die  Spar- 
kassen auch  in  dieser  Hinsicht  in  erster  Linie  zu  dienen 
berufen  sind. 

IL  Die  Annahmezeiten. 

Ein  weiterer  Punkt,  auf  welchen  die  Sparkassen  ihr 
Augenmerk  richten  müssen,  ist  die  Festsetzung  der  Ge- 
schäftsstunden. Die  Sparkassen  sollen  erstens  einmal 
oft,  womöglich  täglich  geöffnet  sein.  Dies  ist  nun  aller- 
dings, ganz  besonders  für  kleinere  Kassen,  aus  finan- 
ziellen Gründen  nicht  immer  angebracht,  und  es  wird 
für  solche  vielfach  genügen,  wenn  die  Kasse  wöchent- 
lich zwei-  bis  dreimal  offen  ist.  Man  wird  aber  bei  der 
Auswahl  der  Tage  auf  alle  möglichen  Dinge  zu  achten 
haben,  und  so  werden  z.  B.  die  Sparanstalten  in  den 
Städten  oder  größeren  Orten  eventuell  die  Markttage 
zu  wählen  haben,  weil  diese  Tage  den  von  auswärts 
kommenden  Sparern  zur  Hinterlegung  ihrer  Spar- 
groschen am  bequemsten  sind.  Auch  am  Sonntag  wird 
eine  Kassenöffnung  ihren  guten  Einfluß  ausüben.  Was 
dann  weiterhin  die  Geschäftsstunden  anbetrifft,  so  sind 
diese  ebenfalls  dem  Sparer  so  bequem  wie  möglich  zu 
legen.  Während  der  Mittagsstunden  und  nach  Feier- 
abend wird  hier  wohl  die  günstigste  Zeit  sein.  Bei  uns 
in  Hessen  hat  die  weitaus  größte  Zahl  der  öffentlichen 
Sparkassen  wöchentlich  nur  zwei  bis  drei  Geschäfts- 
tage, einige  sogar  nur  einen.  Nur  die  größeren  An- 
stalten, wie  die  städtischen  Sparkassen  zu  Mainz,  Darm- 
stadt, Offenbach,  Worms,  die  Bezirkssparkassen  zu 
Mainz  und  Gießen  haben  täglich  ihre  Kassen  geöffnet. 
Sonntags  ist  überhaupt  keine  Sparkasse  dem  Spar- 
verkehr offen.  Früher,  hauptsächlich  in  den  ersten 
Jahren  unseres  Sparkassenwesens,  waren  dagegen  viele 
Kassen  Sonntags  vormittags  nach  beendigtem  Gottes- 
dienste geöffnet.  Leider  hat  sich  dies  im  Laufe  der  Zeit 
geändert. 
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Was  die  Tageszeit  anbetrifft,  so  haben  fast  alle  An- 
stalten ihre  Geschäftsstunden  von  8  bis  12  bezw.  1  Uhr 
und  eventuell  noch  nachmittags  von  2  bis  4  Uhr  bezw. 
5  Uhr.  Nur  zwei  Sparkassen  haben  an  ihren  Geschäfts- 
tagen auch  während  der  Mittagsstunden  geöffnet,  das 
sind  die  Sparkassen  zu  Erbach  von  9  bis  3  Uhr  nach- 
mittags und  die  Sparkasse  von  Seligenstadt  von  8  bis 
4  Uhr  nachmittags,  letztere  für  den  seit  dem  1.  Januar 
1908  eingeführten  Scheckverkehr  sogar  täglich  von 
8  bis  6  Uhr. 

III.  Einrichtungen,  die  dem  gleichen  Zweck  dienen, 

Haben  nun  auch  unsere  Sparkassen  in  obiger  Hin- 
sicht manches  zu  tun  versäumt,  so  haben  sie  jedoch 
andererseits  vieles  wieder  wett  zu  machen  versucht. 
Eine  Reihe  von  Sparkassen  hat  durch  Einführung  der 
Sparmarken  nicht  nur  den  Sparwilligen  eine  größere 
und  bequemere  Spargelegenheit  geschaffen,  sondern 
ihnen  hierdurch  gleichzeitig  auch  die  Möglichkeit  ge- 
geben, kleinere  Beträge,  die  sonst  nicht  von  den  Spar- 
kassen angenommen  werden,  verzinslich  zurückzulegen. 
So  gibt  z.  B.  die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  Sparkarten 
aus,  in  welche  50  Sparmarken  ä  20  Pfennig  eingeklebt 
werden  können.  11  Ausgabestellen  (Kolonialwarenhand- 
lungen) besorgen  den  Vertrieb  der  Marken.  Ist  diese 
Karte  vollgeklebt,  so  wird  der  Betrag,  wie  es  ausdrück- 
lich heißt,  nicht  bar  vergütet,  sondern  gegen  Rückgabe 
derselben  ein  auf  10  Mark  lautendes  Sparkassenbuch 
kostenlos  verabfolgt  oder  bei  bereits  vorhandenem 
Sparkassenbuch  dieser  Betrag  in  dieses  eingetragen. 
Eine  ähnliche  Einrichtung  besteht  bei  der  städtischen 
Sparkasse  zu  Darmstadt.  Dort  ist  mit  der  eigentlichen 
Sparkasse  eine  Pfennigsparkasse  verbunden,  die  mit 
ihren  25  Stationen  innerhalb  der  Stadt  (meist  Geschäfts- 
häuser) die  Erhebung  von  Beträgen  zu  10,  20,  50  Pfg. 
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und  lMark  gegen  Aushändigung  entsprechender  Marken 
besorgt.  Auch  die  städtische  Sparkasse  zu  Worms  hat 
den  Verkauf  von  Sparmarken  eingeführt.  Hier  befinden 
sich  die  Verkaufsstellen  in  den  Volksschulen.  Es  sind 
dies  also  gewissermaßen  Schulsparkassen,  um  bei  den 
Kindern  den  Sinn  für  Sparsamkeit  zu  erwecken.  Hier- 
durch ist  eine  bei  derselben  Kasse  schon  einmal  1878 
getroffen  gewesene  Einrichtung  in  etwas  anderer  Form 
wieder  ins  Leben  gerufen  worden.  Eine  ganz  ähnliche 
Einrichtung  besteht  auch  bei  der  Bezirkssparkasse  zu 
Schotten. 

Zur  weiteren  Erleichterung  des  Sparens,  ganz  be- 
sonders für  kleine  Einleger,  hat  die  städtische  Sparkasse 
zu  Offenbach,  und  seit  dem  1.  Juli  1908  auch  die  Be- 
zirkssparkasse zu  Mainz,  die  sogenannten  Heimspar- 
kassen eingeführt.  Die  beiden  Sparkassen  haben  eine 
Anzahl  von  Sparbüchsen  angeschafft  und  dieselben  an 
die  Sparer  verteilt.  Der  Schlüssel  verbleibt  bei  der 
Sparkasse,  so  daß  sie  anderwärts  nicht  geöffnet  werden 
können.  Von  Zeit  zu  Zeit  sind  die  Sparbüchsen  zwecks 
Entleerung  zur  Sparkasse  zu  bringen  und  die  ent- 
nommenen Beträge  werden  dann  dem  Sparer  in  seinem 
Einlagebuch  verzinslich  gutgeschrieben,  Auf  diese 
Weise  hat  z.  B.  die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  mit  100 
ausgegebenen  Sparbüchsen  innerhalb  der  ersten  sechs 
Monate  nach  Einführung  3006,61  Mark  gesammelt.  Ver- 
gleichen wir  hiermit  die  im  vollen  Geschäftsjahr  1908 
durch  Sparmarkenverkauf  bei  derselben  Kasse  aufge- 
brachte Summe  von  3040  Mark,  so  erhellt  daraus  ohne 
weiteres  der  größere  Vorzug  und  Beliebtheit  der  Spar- 
büchsen. Es  ist  sicherlich  nicht  der  Reiz  des  Neuen,  der 
den  Sparbüchsen  so  große  Beliebtheit  verschafft,  son- 
dern sie  sind  tatsächlich  dem  Sparer  bequemer,  da  er 
den  immerhin  manchmal  unbequemen  Weg  zur  Spar- 
markenverkaufsstelle nicht  zu  machen  hat  und  eine  ge- 
eignete Spargelegenheit  im  Hause  vorfindet. 
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Eine  weitere  Erleichterung  des  Sparverkehrs  hat 
ferner  die  städtische  Sparkasse  zu  Mainz  in  der  Form 
einer  nach  dem  Abholungssystem  eingerichteten  Er- 
sparungsanstalt  eingeführt.  Die  Idee,  eine  Erleichterung 
des  Sparens  durch  Abholung  der  Beträge  in  den  Woh- 
nungen zu  schaffen,  ist  schon  alt.  Sie  wurde  aber  in 
neuerer  Zeit  von  dem  Redakteur  des  ,, Berliner  Lokal- 
Anzeigers",  Scherl,  der  das  Abholungssystem  mit 
einer  Art  Lotterie  in  Verbindung  bringen  wollte,  wieder 
neu  belebt.  Viele  Sparkassen,  allerdings  meist  nur 
städtische,  haben  daraufhin  das  Abholungssystem, 
natürlich  ohne  Lotterie,  eingeführt.  In  Hessen  war  es, 
wie  schon  erwähnt,  zuerst  die  städtische  Sparkasse  zu 
Mainz.  Wöchentlich  holt  sie  durch  einen  besonderen 
Beamten  bei  den  Mitgliedern,  die  sich  an  dem  System 
beteiligen,  Beiträge  von  0,50 — 10  Mark  gegen  Wochen- 
beitragsscheine ab.  Die  so  gesammelten  Geldbeträge 
werden  dann  mit  Beginn  des  auf  die  Einlage  folgenden 
Kalenderjahres  mit  3y2  %  verzinst.  In  welcher  Weise 
sich  dieses  Abholungssystem  bei  der  städtischen  Spar- 
kasse zu  Mainz  entwickelt  hat,  zeigen  nachstehende 
drei  Tabellen: 

Tabelle  12. 

Es  wurden  bei  den  Mitgliedern  abgeholt: 

1905:  1128814  Mk.  gegen  404  699  Wochenbeitragsscheine. 
1906:  1191  171    „       „  427120 
1907:  1252097    „       „  454226 
1909:  1283216    „       „  472238 

Demnach  wurden  durchschnittlich  in  einer  Woche 
abgeholt: 

Tabelle  13. 

1905:  22500  Mk.  gegen  8100  Wochenbeitragsscheine. 
1906:  23800    „       „  8500 
1907:  25000    „       „  9100 
1908:  22600    „       „  9400 
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Ferner  betrug  der  Stand  der  Mitglieder,  bei  welchen 
die  Beträge  abgeholt  werden: 

Tabelle  14. 

Am  1.  Januar  1906:  8555  Personen  mit  24045  Wochenbeitragsscheinen. 
„    1.     „     1907:  9089      „         „  25378 
„1.      „     1908:  9586       „         „  26348 
1.      „     1909:10048      „         „  27344 

Wir  ersehen  aus  diesen  Zahlen,  daß  sich  sowohl  die 
abgeholten  Beträge,  wie  auch  die  Mitglieder,  welche 
sich  an  diesem  Abholungsverfahren  beteiligen,  ständig 
vermehrt  haben.  Es  stieg  in  diesem  dreijährigen  Zeit- 
raum (1905 — 1908)  die  jährliche  Abholungssumme  von 
1  128  814  Mark  auf  1  283  216  Mark  d.i.  13,67%,  und 
es  stieg  gleichzeitig  die  Zahl  derjenigen,  welche  sich  an 
dem  Abholungssystem  beteiligten,  von  8555  auf  10  048 
d.i.  17,45%.  Dieses  Ergebnis  kann  in  jeder  Hinsicht 
befriedigen,  ganz  besonders  aber,  weil  wir  ersehen 
können,  daß  die  Zahl  der  Mitglieder  rascher  und  zwar 
um  rund  4  %  rascher  gestiegen  ist,  als  der  Betrag  der 
abgeholten  Beträge.  Ist  dies  doch  ein  Zeichen  dafür,  daß 
diese  ganze  Einrichtung  auch  wirklich  ihrem  Zweck  ent- 
sprechend benutzt  wird,  nämlich  vorwiegend  von  den- 
jenigen Personen,  denen  das  Sparen  wöchentlich  nur  in 
ganz  kleinen  Summen  möglich  ist. 

Auch  die  städtische  Sparkasse  zu  Worms  hat  seit 
dem  1.  Juli  1907  bei  ihrer  Pfennigsparkasse  das  Ab- 
holungsverfahren in  Verbindung  mit  den  Sparmarken 
eingeführt.  Es  werden  bei  dieser  Sparkasse  ebenfalls 
zwecks  Erleichterung  der  Abführung  der  kleinsten  Be- 
träge die  Einlagen,  welche  monatlich  höchstens  10  Mark, 
vierteljährlich  höchstens  30  Mark  betragen  dürfen,  so 
daß  also  die  ersparte  jährliche  Summe  im  Maximum 
120  Mark  betragen  kann,  auf  Wunsch  wöchentlich, 
halbmonatlich,  monatlich  oder  vierteljährlich  in  der 
Wohnung  der  Sparer  unentgeltlich  abgeholt.  Der 
Kassenbote  verabfolgt  Sparmarken,  welche  auf  Sammel- 
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karten  aufgeklebt  werden  und  später  zur  Gutschrift 
einzureichen  sind.  Ueber  die  auf  diese  Weise  eingelegten 
Gelder  können  die  Sparer  jederzeit  verfügen,  sie  können 
aber  auch  mit  der  Kasse  vereinbaren,  daß  diese  Ein- 
lagen bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  gesperrt  bleiben 
sollen,  z.  B.  bis  zum  50.  Lebensjahre,  bis  zur  Heirat  der 
Tochter,  bis  zum  Eintritt  des  Sohnes  zum  Militär  etc. 
In  diesen  Fällen  sollen  die  Einlagen  einen  Ersatz  der 
Alters-,  Aussteuer-  und  Militärdienstversicherungen 
bieten.  In  Fällen  der  Not  werden  jedoch  den  Sparern 
schon  vor  Ende  der  Sperrfrist  die  Gelder  samt  Zinsen 
und  Zinseszinsen  ausgezahlt.  Am  Ende  des  Geschäfts- 
jahres 1907,  also  nach  halbjährigem  Bestehen  der  Ein- 
richtung, wurden  bereits  bei  237  Sparern  Einlagen  ab- 
geholt und  zwar: 

bei  113  Sparern  wöchentlich, 
,,  2  ,,  halbmonatlich, 
,,  120  ,,  monatlich, 
„  2  ,,  vierteljährlich. 
Aus  dem  soeben  Erörterten  können  wir  ersehen, 
daß  die  Sparkassen,  allerdings  auch  nur  ein  verhältnis- 
mäßig kleiner  Teil,  bestrebt  war  und  ist,  durch  Ein- 
richtungen der  verschiedensten  Art  das  zu  schaffen,  was 
für  eine  Belebung  und  Vermehrung  der  Sparfähigkeit 
unbedingt  erforderlich  ist,  nämlich  größtmöglichste  Be- 
quemlichkeit für  den  Sparer,  damit  er  ohne  viel  Auf- 
wand an  Zeit  stets  in  den  Stand  gesetzt  ist,  seine  Er- 
sparnisse zurückzulegen.  Die  Vermehrung  der  Spar- 
gelegenheit durch  Errichtung  von  Filialen  oder  Agen- 
turen ist  in  erster  Linie  geeignet,  der  nicht  an  dem  Sitz 
der  Kasse  vorhandenen  Bevölkerung  eine  günstige  Spar- 
gelegenheit zu  schaffen.  Die  Sparmarken,  hauptsäch- 
lich von  Geschäften  imAuftrage  der  Kassen  ausgegeben, 
erleichtern  die  Spargelegenheit  ungemein,  und  in  noch 
höherem  Maße  tun  dies  die  Sparbüchsen  und  ganz  be- 
sonders das  Abholungssystem.    Leider  eignet  sich  das 
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Abholungssystem  nur  für  städtische  Bezirke.  Auf  dem 
platten  Lande  ist  mit  ihm  ein  viel  zu  großer  Kostenauf- 
wand für  die  betreffende  Sparkasse  verknüpft.  Hier 
könnte  das  System  nur  dann  eingeführt  werden,  wenn, 
wie  Professor  Schanz  bemerkt,  als  Abholer  die  Brief- 
träger funktionieren  würden.  Diese  letztgenannten  Ein- 
richtungen haben  ferner  auch  dadurch  einen  ganz  beson- 
deren Wert,  da  sie  nicht  nur  die  Spargelegenheit 
vermehren,  sondern  auch  ermöglichen,  die  kleineren  und 
kleinsten  Beträge,  die  sonst  wohl  verloren  gingen,  zu 
sammeln. 

B.  Sparkassenpolitik 
in  geschäftlicher  Beziehung« 

L  Einlagepolitik. 

Ihrer  Aufgabe  gemäß  sollten  die  Sparkassen  eigent- 
lich jeden  Betrag,  auch  wenn  er  noch  so  klein  ist,  an- 
zunehmen bereit  sein,  um  auch  jenen  die  Möglichkeit 
zu  geben,  ihre  Erübrigungen  sofort  zurückzulegen, 
denen  es  ihrer  wirtschaftlichen  Inferiorität  zufolge  nicht 
möglich  ist,  Ersparnisse  in  einer  bestimmten  Höhe  zu 
machen.  Eine  gewisse  Grenze,  unter  welcher  Beträge 
nicht  mehr  angenommen  werden,  wird  wohl  oder  übel 
jedoch  von  den  Sparkassen  festgesetzt  werden  müssen, 
schon  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  sonst  die  Ver- 
buchungskosten  viel  zu  hoch  würden.  Unbedenklich 
kann  dies  aber  auch  von  denjenigen  Kassen  geschehen, 
die,  wie  wir  gesehen  haben,  durch  besondere  Einrich- 
tungen, wie  Sparmarken,  Sparbüchsen  etc.,  die  unter 
diese  Grenze  fallenden  Einlagen  zu  sammeln  die  Mög- 
lichkeit gegeben  haben.  Dieser  Mindestbetrag  einer 
Einlage,  höher  als  1  Mark  normiert,  dürfte  aber  wohl 
kaum  seine  Berechtigung  haben.  Von  dem  größten  Teil 
der  hessischen  öffentlichen  Sparkassen  ist  daher  auch 
der  Mindestbetrag  einer  Einlage  auf  1  Mark  festgesetzt. 
Bei   einer  Reihe   von  Sparanstalten  beträgt   er  aber 
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2  oder  3  Mark,  und  einige  haben  sogar  5  Mark  als 
Mindestbetrag  bestimmt,  eine  Summe,  die  ohne  Zweifel 
viel  zu  hoch  ist. 

Andererseits  haben  aber  auch  die  Sparkassen  eine 
Grenze  nach  oben  zu  ziehen.    Es  soll  eben  nicht  jeder 
beliebig  hohe  Betrag  in  die  Sparkasse  fließen.  Dies 
würde  einmal  nicht  dem  Prinzip  unserer  Sparkassen  ent- 
sprechen und  andererseits  birgt  aber  auch  das  Ein- 
dringen zu  hoher  Beträge  eine  große  Gefahr  für  die 
Kassen  selbst  in  sich,  da  sie  hauptsächlich  in  Zeiten 
großer  Geldflüssigkeit,  und  gerade  dann  pflegen  ja  auch, 
wie  wir  gesehen  haben,  die  Einlagen  und  vor  allem  die 
hohen,  zum  großen  Teil  nicht  ersparten  Einlagen  stärker 
zu  fließen,  nicht  in  entsprechendem  Maße  in  der  Lage 
sein  werden,  das  Geld,  so  wie  es  das  Interesse  und  die 
Sicherheit  der  Einleger  fordert,  unterzubringen.  Unsere 
hessischen  öffentlichen  Sparkassen   haben   sich  daher 
auch  durchweg   vorbehalten,   wenn  ausreichende  Ge- 
legenheit zur  geeigneten  Anlage  vorrätigen  Geldes  nicht 
vorhanden  ist,  Neueinlagen  über  eine  bestimmte  Summe 
hinausgehend  zurückweisen  zu  dürfen.    Dieser  Betrag 
schwankt  im  allgemeinen  zwischen  100  und  1000  Mark. 
Haben  dagegen  Kassen,  wie  es  tatsächlich  der  Fall  ist, 
einen  höheren  Betrag  als  1000  Mark  (z.  B.  wie  die  Spar- 
kasse zu  Höchst  i.  O.  5000  oder  Erbach  10  000  Mark)  zur 
unbedingten  Annahme  festgesetzt,  so  kann  dies  unter 
keinen  Umständen   mehr   als   Sicherheitsventil  gegen 
eine  etwaige  Geldüberschwemmung  bezeichnet  werden. 
Ebenso  gut  hätten  sie,  wie  die  Sparkassen  zu  Offenbach 
und  Alzey,  überhaupt  keine  Grenze  zu  setzen  brauchen. 
Am  besten,  glaube  ich,  hat  die  Sparkasse  zu  Oppenheim 
diesen  Punkt  geregelt.    Sie  setzt  einen  bestimmten  Be- 
trag ein  für  allemal  überhaupt  nicht  fest,  sondern  über- 
läßt es  dem  Vorstand,  bei  Bedarf  einen  Maximalbetrag 
der  Einlage  zu  bestimmen.    In  den  allermeisten  Fällen 
wird  ja  die  Grenze  von  500  Mark  genügen.    Aber  es 
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kann  doch  einmal  vorkommen,  daß  selbst  solche  Ein- 
lagen, wenn  sie  in  größerer  Anzahl  auf  einmal  gemacht 
werden,  die  Sparkassen  in  Verlegenheit  bringen,  und 
statutarisch  sind  sie  dann  eben  zur  Annahme  ver- 
pflichtet. Aus  demselben  Grunde  haben  sich  die 
meisten  Sparkassen,  um  gegen  alle  Eventualitäten  ge- 
sichert zu  sein,  auch  noch  das  Recht  vorbehalten,  Ein- 
lagen, die  eine  gewisse  Summe  überschritten  haben, 
unter  Einhaltung  einer  bestimmten,  meist  monatlichen 
Kündigungsfrist  zu  kündigen. 

In  diesem  Zusammenhange  haben  wir  weiterhin 
noch  die  Regelung  der  Rückzahlungsbedingungen  zu  be- 
trachten. Auch  die  Rückzahlungsbedingungen  können, 
wenn  sie  günstig  sind,  auf  die  Sparfähigkeit  einen  ge- 
wissen Einfluß  ausüben.  Derjenige,  der  sich  durch  Zu- 
rücklegen immer  nur  kleiner,  wirklich  ersparter  Gelder 
ein  Sparguthaben  erworben  hat,  wird  es,  wenn  er  ein- 
mal in  die  Lage  versetzt  werden  sollte,  diesen  ,, Not- 
pfennig" in  Anspruch  zu  nehmen,  in  hohem  Maße  lästig 
empfinden,  erst  durch  Erfüllung  besonderer  Formali- 
täten in  den  Besitz  seines  Geldes  zu  gelangen.  Er  wird 
oft  auch  gar  nicht  in  der  Lage  sein,  vorher  sein  Gut- 
haben oder  einen  Teil  desselben  zu  kündigen,  da  er  in 
den  meisten  Fällen  im  voraus  gar  nicht  wissen  wird,  ob 
und  wann  er  Geld  benötigt.  Hier  muß  es  Aufgabe  der 
Sparkassen  sein,  die  Rückzahlungsbedingungen  für 
solche  Einleger,  die  doch  nur  kleine  Beträge  abzuheben 
pflegen,  so  günstig  wie  möglich  zu  gestalten,  damit  der 
Sparer  die  Ueberzeugung  gewinnt,  jederzeit  über  sein 
Guthaben  verfügen  zu  können,  und  er  wird  dann  um  so 
eher  seine  Ersparnisse  der  Kasse  auch  anzuvertrauen 
gewillt  sein.  Anders  verhält  es  sich  dagegen  bei  den- 
jenigen, die  die  Sparkassen  als  Depositenbanken  be- 
nutzen und  daher  im  allgemeinen  auch  größere  Gut- 
haben besitzen  und  größere  Abhebungen  zu  machen 
pflegen.    Hier  kann   und   darf  selbstverständlich  die 
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Sparkasse  nicht  auf  die  Einhaltung  einer  Kündigungs- 
frist verzichten,  um  rechtzeitig  ihre  Dispositionen  bei 
einer  etwaigen  Massenabhebung  zwecks  günstigerer 
Verwendung  in  Zeiten  wirtschaftlicher  Hochkonjunktur 
treffen  zu  können.  Bei  unseren  hessischen  öffentlichen 
Sparkassen  können  im  allgemeinen  Einlagen  bis  zu 
einer  gewissen  Höhe  (schwankend  zwischen  50  und  500 
Mark)  ohne  vorgängige  Kündigung  jederzeit  erhoben 
werden.  Für  größere  Abhebungen,  die  aber  wiederum 
eine  bestimmte  Grenze  nicht  überschreiten  dürfen, 
wird  eine  monatliche  Kündigung  verlangt  und  für  die 
übrigen  Abhebungen  ist  vierteljährliche  Kündigung  er- 
forderlich. Die  städtische  und  die  Bezirkssparkasse  zu 
Mainz  haben  außerdem  noch  eine  vierzehntägige  Kün- 
digungsfrist normiert,  und  die  letztere  der  beiden  Spar- 
kassen hat  sogar  für  die  ganz  großen  Abhebungen  (über 
3000  Mark)  halbjährliche  Kündigung  vorgeschrieben. 
Nur  ganz  wenige  Sparkassen  (Darmstadt  und  Langen) 
verlangen  selbst  bei  den  kleinsten  Abhebungen  vor- 
gängige Kündigung.  Bei  Abhebung  größerer  Beträge 
schreiben  viele  Sparkassen  schriftliche  Kündigung  vor. 
Solange  die  Auszahlungen  den  Sparkassen  jedoch  keine 
nennenswerten  Schwierigkeiten  bereiten,  sind  sie  be- 
reit, selbst  größere  Beträge  ohne  Einhaltung  der  vor- 
geschriebenen Kündigungsfristen  auszuzahlen. 

Weiter  wäre  hier  die  von  allen  öffentlichen  Spar- 
kassen getroffene  Einrichtung  der  Einlagebücher  mit 
Sperrvermerk  zu  erwähnen.  Die  Sparkassenbücher  ge- 
hören ihrer  rechtlichen  Natur  nach  zu  den  sogenannten 
qualifizierten  Legitimationspapieren.  Zur  Abhebung 
des  Guthabens  erscheint  der  Vorzeiger  des  Buches 
berechtigt,  und  die  Sparkasse  wird  auch  ohne  Legi- 
timationsprüfung durch  die  an  ihn  geleistete  Zahlung 
befreit.  Um  nun  die  Anlegung  von  Mündelgeld  nach 
dem  §  1807  Ziffer  5  und  dem  §  1809  des  B.G.B,  zu  er- 
möglichen, mußten  die  Sparkassen  Einlagebücher  mit 
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dem  Vermerk  ausgeben,  daß  zur  Erhebung  des  Geldes 
die  Genehmigung  des  Gegenvormundes  oder  des  Vor- 
mundschaftsgerichts erforderlich  ist.  Diese  Sparkassen- 
bücher sind  also  für  die  gewöhnlichen  Abhebungen  „ge- 
sperrt", es  ist  die  Abhebung  erschwert  und  der  miß- 
bräuchlichen Benutzung  ein  Riegel  vorgeschoben,  weil 
hier  eine  Legitimationsprüfung  stattfinden  muß.  Die 
Sparkassen  haben  diese  Einrichtung  der  „gesperrten 
Sparkassebücher"  auch  auf  Einlagen  anderer  Art  aus- 
gedehnt, so  daß  also  z.  B.  zur  Abhebung  die  Ge- 
nehmigung eines  sonstigen  Dritten  erforderlich  ist.  Um 
ein  solches  gesperrtes  Sparkassenbuch  sofort  kenntlich 
zu  machen,  wird  auf  die  Titelseite  der  Sperrvermerk 
gesetzt.  Diese  gesperrten  Bücher  bieten  nach  zwei 
Richtungen  hin  einen  Vorzug.  Einmal  für  den  Sparen- 
den selbst,  indem  sie  ihm  nicht  gestatten,  so  ohne 
weiteres,  wie  er  gerade  Lust  hat,  die  Ersparnisse  abzu- 
heben und  daher  gewissermaßen  eine  Art  Versicherung 
darstellen,  und  andererseits  sind  sie  aber  auch  der 
Sparkasse  von  Vorteil,  nämlich  dadurch,  daß  sie  nicht 
mit  der  baldigen  Rücknahme  dieser  Guthaben  zu 
rechnen  braucht,  was  für  ihre  Anlagepolitik  nicht  ohne 
Bedeutung  ist. 

Auch  die  Uebertragung  von  Sparguthaben  auf  eine 
andere  Kasse  ohne  Unterbrechung  des  Zinsenlaufs,  wird 
unter  diejenigen  Maßnahmen  zu  rechnen  sein,  die  för- 
dernd auf  die  Spartätigkeit  einwirken.  Der  Ueber- 
tragungsverkehr  soll  bei  einem  etwaigen  Wegzuge  des 
Sparers  die  Abhebung  der  Einlage  verhindern,  für 
welche  dann,  wenn  sie  einmal  abgehoben  ist,  gar  zu 
leicht  die  Gefahr  besteht,  daß  sie  unnütz  verausgabt  und 
nicht  wieder  zur  Eröffnung  eines  neuen  Guthabens  an 
dem  neuen  Domizil  benutzt  wird.  Auch  eine  Reihe  der 
hessischen  Sparkassen  hat  nach  den  von  dem  deutschen 
Sparkassenverband  entworfenen  Bestimmungen  den 
Uebertragungsverkehr  eingeführt.    Bei  manchen  Spar- 
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kassen  muß  jedoch  das  Porto  von  dem  Sparer  getragen 
werden,  und  dies  ist  dann  gerade  für  die  kleinen  Gut- 
haben eine  empfindliche  Belastung.  Ob,  wie  Robert 
Schachner  in  seinem  Buch  über  das  bayerische 
Sparkassenwesen  meint,  der  Postscheckverkehr  tat- 
sächlich für  die  Uebertragung  der  Sparguthaben  von 
großer  Bedeutung  ist,  wird  sich  eventuell  aus  den 
Jahresberichten  für  1909  ergeben,  da  ja  seit  dem  1.  April 
dieses  Jahres  der  Postscheckverkehr  bei  uns  ein- 
geführt ist. 

Am  Schlüsse  dieses  Kapitels  möchte  ich  auch 
noch  kurz  erwähnen,  die  bei  vielen  Sparkassen  sich  in 
Uebung  befindende  Einrichtung  der  Prämienverteilung 
an  Dienstboten,  die  sich  durch  langjährige  treue  Dienste 
ausgezeichnet  haben.  Daß  gerade  diese  Personen- 
kategorie eine  derartige  Begünstigung  zuteil  wird,  er- 
klärt sich  wohl  aus  alten  Ueberlieferungen,  denn  gleich 
zu  Beginn  unseres  Sparkassenwesens  wurde  auf  die 
dienende  Klasse,  das  Gesinde,  als  die  der  Hilfe  und 
Fürsorge  am  bedürftigsten,  in  ganz  besonderem  Maße 
Rücksicht  genommen.  Im  übrigen  bewegen  sich  die  an 
sie  zur  Verteilung  gelangenden  Beträge  in  bescheidenen 
Grenzen. 

IL  Zinspolitik. 

Eine  gute  Zinspolitik  in  bezug  auf  Höhe  des  Zins- 
fußes, Beginn  und  Beendigung  der  Verzinsung  ist  ohne 
Zweifel  in  der  Lage,  fördernd  auf  die  Einlegung  von 
Sparbeträgen  einzuwirken.  Der  Wunsch  eines  jeden 
Sparenden  ist  es,  möglichst  hohen  und  baldigen  Zins  zu 
bekommen,  und  diesen  Wunsch  zu  erfüllen,  soll  vor- 
nehmste Aufgabe  der  Sparkassen  sein.  Die  Zins- 
spannung soll  nicht  übermäßig  hoch  sein,  denn  es  ent- 
spricht nicht  dem  wahren  Zweck  der  Sparkassen,  be- 
deutende Ueberschüsse  für  die  Gemeinden  oder  Kreise 
auf  Kosten  des  sparenden  Publikums  zu  machen.  Was 
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nun  speziell  die  Höhe  des  Zinsfußes  anbetrifft,  so  wird 
es  vorteilhaft  und  erwünscht  sein,  die  niederen  Einlagen 
etwas  höher  zu  verzinsen.  Auch  unsere  hessischen 
Sparkassen  haben  zum  größten  Teil  in  dieser  Hinsicht 
einen  Unterschied  gemacht.  So  beträgt  z.  B.  bei  der 
städtischen  Sparkasse  zu  Darmstadt  augenblicklich  der 
Zinsfuß  für  Einlagen  bis  10  000  Mark  3%  %,  von  mehr 
als  10  000  Mark  3%  für  die  ganze  Einlage.  Bei  der 
Bezirkssparkasse  zu  Zwingenberg  ist  ebenfalls  ein 
Unterschied  gemacht  und  zwar  werden  dort  bis  zu  2000 
Mark  3%  %  vergütet,  was  darüber  geht,  wird  nur  mit 
3y2  %  verzinst,  so  daß  also  beispielsweise  bei  einem 
Guthaben  von  3000  Mark  für  2000  Mark  3.%  %,  für  die 
übrigen  1000  Mark  nur  3y2  %  vergütet  werden.  Welch 
einen  bedeutenden  Einfluß  die  Höhe  des  Zinsfußes  auf 
den  Einlagenbestand  auszuüben  vermag,  zeigt  ein  Ver- 
gleich der  städtischen  Sparkasse  mit  der  Bezirksspar- 
kasse zu  Mainz.  Beide  Sparkassen  hatten  zu  Beginn 
des  Jahres  1907  für  Spareinlagen  einen  Zinssatz  von 
3%  %-  Im  Jahre  1907  und  auch  noch  im  Laufe  des 
Jahres  1908  war  nun  bei  der  städtischen  Sparkasse  ein 
enormer  Rückgang  der  Gesamteinlagen  zu  verzeichnen, 
verursacht  durch  Rücknahmen  in  beträchtlicher  Menge, 
die  dann,  wie  es  in  dem  Geschäftsbericht  selbst  heißt, 
zu  besser  verzinslichen  Zwecken  verwendet  wurden. 
Die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  hat  dagegen  einer 
etwaigen  rückläufigen  Bewegung  in  dieser  Zeit  wirt- 
schaftlicher Hochkonjunktur  durch  mäßige  Erhöhung 
des  Zinssatzes,  nämlich  von  3%  %  auf  3%  %  zu  be- 
gegnen gesucht  und  zwar  mit  Erfolg,  so  daß  die  Bezirks- 
sparkasse auch  für  dieses  außergewöhnliche  Jahr  nicht 
nur  günstige  Ergebnisse,  sondern  auch  eine  mäßige 
Weiterentwickelung  hat  verzeichnen  können.  Es 
scheint  nicht  ausgeschlossen,  daß  viele  von  den  Sparern 
ihr  Geld  bei  der  städtischen  Sparkasse  erhoben  und  zu 
der  an  demselben  Platze  befindlichen  zweiten  Spar- 
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anstalt  gebracht  haben,  zumal  dieser  erhöhte  Zinsfuß 
für  Neueinlagen  sofort  am  16.  September  1907  gewährt 
wurde  und  da  bei  der  Bezirkssparkasse  ferner  auch  be- 
reits die  tägliche  Verzinsung  eingeführt  und  in  dieser 
Hinsicht  kein  Zinsverlust  zu  besorgen  war.  Im  allge- 
meinen wird  es  aber  doch  den  Sparkassen  nicht  so 
leicht  fallen,  ihren  Zins  elastisch  zu  gestalten  und  allen 
Konjunkturschwankungen  so  ohne  weiteres  anzupassen. 

Auch  da,  wo  Pfennigsparkassen  bestehen,  wird  ge- 
wöhnlich den  Einlegern  dieser  ein  etwas  höherer  Zins 
gewährt.  Es  vergütet  ferner  die  Bezirkssparkasse  zu 
Mainz  an  Dienstboten  für  Guthaben  bis  zu  1500  Mark 
ebenfalls  einen  höheren  Zins,  nämlich  4  %. 

Dem  Erfordernis,  sofort  die  Verzinsung  beginnen 
und  erst  mit  der  Abhebung  bezw.  einen  Tag  vorher 
endigen  zu  lassen,  entsprechen  zur  Zeit  nur  die 
beiden  Kassen  zu  Mainz,  Worms  und  Gießen.  Bei  den 
übrigen  Kassen  haben  wir  im  allgemeinen  noch  monat- 
liche Verzinsung,  d.  h.  die  Verzinsung  für  alle  im  Laufe 
des  Monats  gemachten  Einlagen  beginnt  erst  am  1.  des 
folgenden  Monats  und  endigt  bei  der  Abhebung  mit 
Schluß  des  letzten  Monats  vor  der  Rückzahlung.  Es 
wäre  zu  wünschen,  daß  auch  diese  Kassen  im  Interesse 
der  Sparer  bald  zur  täglichen  Verzinsung  übergehen 
würden,  welche  sich,  wie  die  zuerst  (am  1.  Juli  1906) 
diesen  Schritt  unternommene  Bezirkssparkasse  zu 
Mainz  in  ihrem  Geschäftsbericht  von  1907  sagt,  voll- 
kommen bewährt  hat. 

III.  Anlagepolitik. 

Zu  den  wichtigsten  Aufgaben  der  Verwaltungen 
der  Sparkassen  gehört  die  der  Anlage  der  vorhandenen 
Kapitalien.  Sie  ist  insofern  auch  ein  schwieriges  und 
viel  umstrittenes  Problem,  als  es  hier  die  Forderung 
der  größtmöglichsten  Sicherheit  und  die  leichter  und 
schneller  Realisierbarkeit  gleichzeitig  zu  erfüllen  gilt. 
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Von  den  Sparkassenbeständen1)  waren  angelegt: 


Tabelle  15. 


Jahr 
(Ende) 

Gesamtbetrag 
der  Anlage 
Mk. 

in  Hypothek 
Mk. 

en 

°/ 

10 

in  Steig-  uri 
Kaufschilling 
Mk. 

d 

en 

/o 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1860 
1874 

10  157  994 
40  219  143 

6  061  612 
28  595  709 

59,7 
71,1 

659  930 
2  715  745 

6,5 
6,8 

in 

in  Darlehen 

in  Darlehen 

in  Wert 

Faustpfand 

an  Gemeinden 

an  Private 

papieren 

Mk. 

7o 

Mk. 

/o 

Mk.  | 

10 

Mk. 

%. 

10 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

80  403 

0,8 

808  632 

8,0 

1  444  859 

14,2 

1  102  558 

10,8 

436  058 

U 

1  494  626 

3,7 

3  494  108 

8,7 

3  482  897 

8,6 

*)  Die  Zahlen  der  Tabelle  15  sind  dem  Band  4  und  17  „Bei- 
träge zur  hessischen  Landesstatistik"  entnommen.  Die  Zahlen  der 
Tabelle  16  sind  von  mir  zusammengestellt,  teils  auf  Grund  direkter 
Angaben  der  einzelnen  Sparkassen,  teils  auf  Grund  der  von  den- 
selben herausgegebenen  Jahresberichte. 


In  welcher  Weise  die  hessischen  Sparkassen  ihre  Be- 
stände angelegt  haben,  können  wir  aus  den  beiden 
Tabellen  ersehen,  von  welchen  die  letztere  uns  die 
Kapitalanlage  von  22  öffentlichen  Sparkassen  zeigt  und 
zwar  für  die  Jahre  1900,  1904  und  1908.  Was  die  pri- 
vaten Sparkassen  anbetrifft,  so  ist,  um  das  kurz  zu  er- 
wähnen, bei  ihnen  im  großen  und  ganzen  die  Anlage 
dieselbe. 

Es  besteht  hiernach  das  Hauptgeschäft  der  Spar- 
kassen in  der  Gewährung  von  Hypothekarkredit,  davon 
ausgehend,  daß  bei  sorgfältiger  Beleihung  diese  Kredit- 
art die  denkbar  sicherste  Kapitalanlage  bei  guter  Ver- 
zinsung darstelle.    Was  nun  die  Beleihung  anbetrifft, 
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so  ist  bei  der  weitaus  größten  Zahl  der  öffentlichen 
Sparkassen  die  Grenze  auf  60  %  des  Kauf-  und  Tax- 
wertes festgesetzt,  und  nur  wenige  Kassen  haben  diese 
Grenze  etwas  höher  gezogen,  nämlich  bis  zu  66%  %. 
Ausnahmsweise  kann  einmal  bei  der  Bezirkssparkasse 
zu  Laubach  bis  zu  70  %  und  bei  der  städtischen  Spar- 
kasse zu  Offenbach,  sofern  es  sich  um  ganz  sichere 
und  mit  Wohngebäuden  bebaute  Grundstücke  handelt, 
bis  zu  75  %  des  Taxwertes  beliehen  werden.  Von 
unseren  hessischen  Sparkassen  kann  man  also  nicht 
sagen,  daß  sie  zu  hoch  beleihen  würden,  zumal  wenn 
man  bedenkt,  daß  auch  noch  eine  ganze  Reihe  von 
Sparkassen  nur  bis  50  %  des  Taxwertes  gehen. 

Die  meisten  Sparkassen  geben  sowohl  auf  städtische 
wie  auf  ländliche  Grundstücke  Darlehen  und  je  nach 
ihrem  vorwiegend  städtischen  oder  ländlichen  Charak- 
ter bevorzugen  sie  die  einen  oder  die  anderen  Darlehen. 
Ausschließlich  städtischen  Hypothekarkredit  gibt  nur 
die  städtische  Sparkasse  zu  Offenbach. 

Es  erscheint  ferner  wünschenswert,  daß  die  Spar- 
kassen nur  auf  solche  Grundstücke,  die  innerhalb  ihres 
Bezirkes  oder  Kreises  liegen,  Hypothekardarlehen  ge- 
währen. Denn  es  liegt  sonst  die  Gefahr  nahe,  daß  sich 
die  Sparkassen  gegenseatig  unliebsame  Konkurrenz 
machen.  Weit  wichtiger  aber  noch  ist  hierfür  der  Um- 
stand, daß  die  Sparkassen  doch  in  erster  Linie  dazu  be- 
rufen sind,  das  Kreditbedürfnis  im  eigenen  Bezirke  zu 
befriedigen  und  deshalb  nicht  aus  reiner  Erwerbs- 
tendenz eine  vielleicht  etwas  günstigere  Anlage  in 
einem  fremden  Bezirk  bevorzugen  sollen,  eventuell  gar 
unter  Schädigung  des  eigenen  Bezirks.  Der  verstorbene 
Finanzminister  von  Miquel  hat  im  Jahre  1898  im 
preußischen  Abgeordnetenhause  dieser  Auffassung 
gleichfalls  Ausdruck  verliehen  mit  folgenden  Worten: 
„Die  Aufgabe  der  Sparkasse  muß  immer  bleiben,  das 
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wirkliche  Spargeld  aus  dem  Bezirk,  für  welchen  sie 
arbeitet,  entgegenzunehmen  und  wieder  in  dem  lokalen 
Bezirk  zu  verwenden."  Nur  zwei  Kassen,  die  Bezirks- 
sparkasse zu  Gießen  und  die  städtische  Sparkasse  zu 
Offenbach,  haben  statutarisch  festgesetzt,  daß  das  zu 
beleihende  Grundstück  in  ihrem  Bezirk  liegen  muß.  Die 
meisten  Kassen  fordern,  daß  das  Grundstück  im  Groß- 
herzogtum Hessen  liegt,  und  die  Bezirkssparkasse  zu 
Büdingen,  die  Kreissparkassen  zu  Bingen  und  Alzey 
dehnen  ihren  Beleihungsbereich  sogar  auch  noch  auf  ihre 
nichthessischen  Nachbargebiete  aus.  Bei  der  städti- 
schen Sparkasse  zu  Mainz  dürfen  sogar  Hypotheken- 
darlehen im  ganzen  deutschen  Reich  gegeben  werden. 

Es  besteht  kein  Zweifel,  daß  die  volkswirtschaft- 
liche Bedeutung  der  Sparkassen  nicht  zum  mindesten 
auf  der  Pflege  des  Hypothekarkredits  beruht,  denn  die 
Sparkassen  haben,  wie  die  Statistik  zeigt,  auf  diesem 
Wege  dem  platten  Lande  ebenso  viel  Kapital  zugeführt 
wie  die  Hypothekenbanken.  Da  aber  auch  für  die  Spar- 
kassen das  Grundgesetz  gilt,  daß  die  Aktiv-  und  Passiv- 
geschäfte korrespondieren,  d.  h.  nach  Frist  und  Art 
möglichst  gleichmäßig  sein  müssen,  so  ist  es  naturgemäß 
den  Sparkassen  nicht  möglich,  formell  unkündbaren 
Hypothekarkredit  zu  geben,  weil  ihnen  eben  das  ent- 
sprechende Passivgeschäft,  die  Pfandbriefausgabe, 
fehlt.  Infolgedessen  stellt  die  Sparkassenhypothek  für 
den  Grundbesitzer  immer  nur  einen  unvollkommenen 
Anstaltskredit  dar,  denn  das  Interesse  des  Bodenkredits 
fordert  neben  Billigkeit  und  Amortisationsfähigkeit  vor 
allem  Unkündbarkeit  seitens  des  Gläubigers. 

Was  die  Tilgungsmöglichkeit  anbetrifft,  so  haben 
die  hessischen  Sparkassen  beinahe  alle  eine  solche 
statutarisch  vorgesehen,  und  zwar  in  der  Form  einer 
Tilgungsrente  oder  durch  Abschlagszahlungen,  die 
meist  auf  100  Mark  abgerundet  sind.    Die  erste  Art  der 
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Tilgung,  die  der  Tilgungsrente,  ist  aber  nur  ganz  wenig 
in  Uebung.  Von  Amortisationshypotheken  im  eigent- 
lichen Sinne  kann  daher  im  allgemeinen  nicht  die  Rede 
sein.  Nur  eine  einzige  Sparkasse,  die  Bezirkssparkasse 
zu  Höchst  i.  0,,  verlangt  Amortisation  in  Höhe  von  1  %, 
aber  auch  hier  handelt  es  sich  nicht  um  ein  wirkliches 
Tilgungsdarlehen,  da  diese  prozentuale  Mußabtragung 
nur  solange  stattfindet,  bis  die  Darlehenssumme  auf 
50  %  des  Taxwertes  reduziert  ist.  Die  Tilgung  ist  also 
hier  eine  zeitlich  beschränkte  und  sie  ist  nicht  im  Inter- 
esse des  Schuldners,  sondern  im  Interesse  der  Gläu- 
bigerin, der  Sparkasse,  ausbedungen.  Daß  die  Amor- 
tisationshypotheken sich  mehr  und  mehr  bei  den  Spar- 
kassen einbürgern  werden,  ist  nicht  zu  erwarten  und 
liegt  auch  nicht  im  Interesse  derselben,  da  eine  Amor- 
tisation im  großen  Umfange  einen  kaufmännisch  ge- 
leiteten Beamtenapparat  erfordert  und  nicht  zum 
mindesten  auch  die  Verfügung  über  große  und  beweg- 
liche Kapitalmassen,  wie  sie  die  Pfandbriefausgabe 
allein  bereitzustellen  in  der  Lage  ist.  Unsere  beiden 
größten  Sparkassen  zu  Mainz  und  Darmstadt,  die  ihren 
Betrieb  schon  sehr  bankmäßig  organisiert  haben,  haben 
eine  Tilgung  in  keiner  Weise  vorgesehen. 

Wenn  auch  die  Sparkassen  formell  nicht  in  der 
Lage  sind,  unkündbaren  Kredit  zu  geben,  so  sind  sie  es 
doch  tatsächlich  sehr  wohl,  wenn  sie  nämlich  vorsichtig 
und  solide  sind  und  stets  in  einem  bestimmten  Maße  für 
rasch  realisierbare  Werte  sorgen.  Aber  selbst  wenn 
die  Sparkassen  gar  nicht  das  Bestreben  hätten,  ihren 
Hypothekarkredit  möglichst  unkündbar  zu  gestalten, 
müßten  sie  trotzdem  auf  Beschaffung  liquider  Mittel  ihr 
Augenmerk  richten.  Denn  die  Ausleihung  der  Spar- 
kassenkapitalien auf  Hypotheken  mit  einer  Kündigungs- 
frist von  3  bis  6  Monaten  entspricht  durchaus  nicht  dem 
Passivgeschäft,  da  man  immerhin  verhältnismäßig 
langen  Kreidt  gegen  den  kürzesten  aller  Art  vertauscht, 
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nämlich  gegen  den  Sichtwechsel,  denn  ein  Sparkassen- 
buch, wenigstens  bis  zu  dem  Betrage,  bis  zu  welchem 
ohne  vorgängige  Kündigung  abgehoben  kann,  hat  mit 
einem  solchen  sehr  viel  Aehnlichkeit.  Aber  auch  zur 
Abhebung  der  mittleren  Beträge  ist  eine  weit  geringere 
Kündigungsfrist  als  3  bis  6  Monate  vorgeschrieben.  Die 
Sparkassen  können  daher  sehr  leicht  in  eine  prekäre 
Lage  geraten,  wenn  sie  infolge  eines  allgemeinen  ,,run" 
ihren  Verpflichtungen  nicht  mehr  pünktlich  nachzu- 
kommen in  der  Lage  sind.  Aber  selbst  wenn  es  ihnen 
möglich  sein  sollte,  durch  rechtzeitige  Kündigung  eines 
großen  Teils  ihres  Hypothekenbestandes  auch  in 
solchen  Zeiten  ihre  Solvenz  aufrecht  zu  erhalten,  so 
würde  jedoch  durch  diese  massenhafte  Kündigung  von 
Hypothekenkapitalien  allein  schon  eine  allgemeine  Ent- 
wertung des  Grundbesitzes  und  hierdurch  eine  verhäng- 
nisvolle Eschütterung  der  gesamten  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  ganzen  Landes  hervorgerufen  werden. 
Es  ist  daher  auch  aus  diesem  Grunde  schon  für  eine  an- 
gemessene Anlage  in  leicht  und  schnell  realisierbaren 
Werten  Sorge  zu  tragen. 

Zu  den  liquidesten  Anlagen  gehört  zweifelsohne 
der  Besitz  an  Wertpapieren,  da  sie  jederzeit  durch  Ver- 
kauf an  der  Börse  leicht  veräußert  werden  können.  Es 
birgt  allerdings  eine  solche  Anlage  auch  Gefahren  durch 
Kursdifferenzen  in  sich,  und  wenn  die  Sparkassen  ein- 
mal gezwungen  sind,  massenhafte  Verkäufe  vorzu- 
nehmen, kann  dadurch  der  Kurs  noch  erheblich  ge- 
drückt werden.  Jedoch  müssen  wir  hier  die  Staats-  und 
Kommunalpapiere  von  den  anderen  kursmäßigen 
Effekten,  insbesondere  von  den  Pfandbriefen  der  pri- 
vaten Hypothekenbanken,  welche  sich  bei  den  Spar- 
kassen besonderer  Liebe  erfreuen,  trennen.  Für  Krisen, 
wie  sie  das  Wirtschaftsleben  mit  sich  zu  bringen  pflegt, 
werden  im  allgemeinen  die  Verlustgefahren  bei  Staats- 
papieren nicht  oder  doch  nicht  in  hohem  Maße  vorhan- 
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den  sein,  dagegen  ist  eine  solche  Zeit  für  die  Pfand- 
briefe privater  Institute  nicht  unbedenktlich.  Nur  dann, 
wenn  über  den  Staat  infolge  einer  Kriegserklärung  eine 
Krisis  hereinbricht,  werden  auch  die  Staatspapiere 
ihren  Dienst  versagen  und  von  einer  Liquidität  infolge 
des  Besitzes  solcher  Papiere  kann  dann  eben  nicht  die 
Rede  sein.  Zum  Glück  stellen  aber  doch  diese  Fälle 
die  Ausnahme  dar. 

Ferner  gehören  zu  den  liquiden  Mitteln  die  Gut- 
haben, welche  die  Sparkassen  zum  Teil  bei  der  Reichs- 
bank, zum  Teil  bei  der  hessischen  Landeshypotheken- 
bank oder  bei  einer  anderen  Bank,  bei  welcher  in 
Hessen  Mündelgeld  angelegt  werden  kann,  besitzen. 
Insbesondere  wird  es  den  Sparkassen  durch  den 
mit  der  Landeshypothekenbank  vereinbarten  Geld- 
ausgleichungsverkehr ermöglicht,  vorübergehende  Geld- 
bedürfnisse rasch  zu  befriedigen  und  ihren  Barbestand 
auf  ein  Minimum  zu  reduzieren. 

Ein  nicht  minder  liquides  Geschäft  ist  ferner  noch 
die  Diskontierung  von  Wechseln,  welche  im  Bedarfs- 
falle durch  Rediskontierung  leicht  realisiert  werden 
können.  In  dieser  Form  Personalkredit  zu  geben,  ist 
zweifelsohne  zweckmäßiger  als  auf  Schuldschein  mit 
Bürgschaft.  Was  aber  die  Gewährung  von  Personal- 
kredit an  sich  anbetrifft,  so  kann  ich  mich  nicht  zu  der 
Ansicht  derjenigen  bekennen,  die  eine  größere  Pflege 
des  Personalkredits  fordern.  Die  Sparkassen  sind  nicht 
dazu  da,  die  Personalkreditbedürfnisse  zu  befriedigen, 
dafür  besitzen  wir  in  den  Kreditgenossenschaften  die 
geeigneten  Institute,  und  viel  weniger  noch  sollten  sie 
dies  in  solchen  Formen  tun,  die  außerdem  banktech- 
nische Kenntnisse  voraussetzen.  Es  ist  allerdings  nur 
bei  drei  Sparkassen  die  Wechseldiskontierung  zuge- 
lassen, nämlich  bei  den  städtischen  Sparkassen  zu 
Mainz  und  Worms   und   bei   der  Bezirkssparkasse  zu 
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Mainz.  Tatsächlich  wird  sie  aber  nur  betrieben  bei  der 
ersteren,  während  die  Sparkasse  zu  Worms  sie  nur  als 
Notbehelf  in  die  Statuten  aufgenommen  hat.  Die  Be- 
zirkssparkasse zu  Mainz,  welche  erst  seit  vorigem 
Jahre  die  Wechseldiskontierung  in  den  Bereich  ihrer 
Aktivgeschäfte  aufgenommen  hat,  hat  aber  von  dieser 
Befugnis  im  Jahre  1908  wegen  des  niedrigen  Privat- 
diskontsatzes keinen  Gebrauch  gemacht.  Die  Wechsel 
müssen  statutengemäß  kurzfristig  sein  und  mit  min- 
destens drei  Unterschriften  von  Personen  versehen  sein, 
die  nach  Ansicht  des  Verwaltungsrats  den  Voraus- 
setzungen des  §  239  Abs.  1  des  B.G.B,  entsprechen. 

In  welchem  Maße  nun  die  liquiden  Mittel  vorhan- 
den sein  sollen,  ist  in  absoluter  Norm  nicht  gut  festzu- 
stellen, da  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhält- 
nisse keineswegs  überall  die  gleichen  sind.  Bei  der 
einen  Kasse  wird  vielleicht  schon  ein  Bestand  von  10  % 
der  gesamten  Anlage  in  leicht  realisierbaren  Werten 
genügen,  um  selbst  in  kritischen  Zeiten  die  Zahlungs- 
fähigkeit nicht  in  Frage  zu  stellen.  Bei  einer  anderen 
Kasse  dagegen  kann  vielleicht  der  doppelte  oder  gar 
dreifache  Betrag  noch  zu  gering  sein.  Es  kommt  einmal 
auf  die  Qualität  der  Einleger  und  die  mehr  oder  weniger 
großen  Schwankungen  ihrer  Einkommen  an,  und  zum 
anderen  aber  auch  darauf,  in  wie  hohem  Maße  eine 
Kasse  zu  rein  bankmäßigen  Geschäften  übergegangen 
ist.  Ist  besonders  dieses  letztere  der  Fall,  so  muß  sie 
natürlich  in  weit  höherem  Maße  für  liquide  Mittel 
sorgen. 

Betrachten  wir  die  Tabelle  16,  welche  uns  die  An- 
lagearten bei  22  öffentlichen  Sparkassen  x)  angibt,  so 
sehen  wir,  daß  im  Jahre  1908  nur  10,5  %  in  liquiden 
Mitteln  angelegt  waren,  drunter  0,2  %  in  Bankguthaben, 


*)  Von  den  übrigen  10  öffentlichen,  meist  kleineren  Sparkassen, 
waren  die  Zahlen  nicht  zu  ermitteln. 
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1,0  %  in  Diskontwechseln  und  9,3  %  in  Effekten.  Da- 
gegen hatten  diese  22  Kassen  in  Hypotheken  und  Kauf- 
schillingen, für  welche  auch  dingliche  Sicherheit  in 
Form  der  Sicherungshypothek  verlangt  wird,  77,7  % 
des  Gesamtbetrages  ihrer  Kapitalien  angelegt.  Un- 
gefähr die  gleiche  Verteilung  war  schon  im  Jahre  1874 
vorhanden  gewesen  (vergL  Tabelle  15). 

Wie  wir  aus  der  ersten  Tabelle  entnehmen  können, 
machte  im  Jahre  1860  der  Hypothekenbestand  nebst 
Kaufschillingen  66,2  %  der  Gesamtanlage  aus  gegen- 
über 10,8  %  in  Effekten.  In  diesem  Jahre  ist  aber  auch 
der  gewährte  Personalkredit  sehr  bedeutend.  Er  be- 
trägt 14,2%  der  Gesamtanlage.  In  den  folgenden  Jahren 
hat  die  Anlage  in  Hypotheken  bedeutend  zugenommen 
und  zwar  ist  sie  gestiegen  von  66,2  %  auf  77,9  %  der 
Gesamtanlage.  Dagegen  sind  die  Darlehen  an  Private 
sehr  stark  zurückgegangen,  von  14,2  %  auf  8,7%,  wahr- 
scheinlich infolge  der  weniger  starken  Nachfrage,  da  in 
diesem  Zeitraum  auch  in  Hessen  die  Genossenschaften 
allerorts  zu  entstehen  begannen  und  das  Personal- 
kreditbedürfnis befriedigten.  Von  nun  ab  hat  die  An- 
lage der  Kapitalien,  wie  schon  erwähnt,  keine  erheb- 
lichen Verschiebungen  mehr  erfahren.  Die  Anlage  in 
Hypotheken  und  Kaufschillings-Hypotheken  betrug  im 
Jahre  1900  79,7  %,  1904  77,6  %  und  1908  77,7  Dem 
steht  gegenüber  ein  Effektenbestand  von  8,8%  im  Jahre 
1900,  8,9  %  im  Jahre  1904  und  9,3  %  im  Jahre  1908. 
Von  1900  bis  1904  ist  zwar  eine  allmähliche  Abnahme 
des  Hypothekenbestandes  zu  konstatieren,  aber  die- 
selbe ist  minimal.  Von  1904  bis  1908  ist  dagegen  wieder 
eine,  wenn  auch  sehr  kleine  Zunahme  zu  verzeichnen. 
Der  Effektenbestand  hat  stets  etwas  zugenommen. 

Eines  können  wir  auf  jeden  Fall  diesen  beiden 
Tabellen  entnehmen,  daß  nämlich  die  hessischen  Spar- 
kassen einen  zu  hohen  Betrag  ihrer  Kapitalien  in  Hypo- 
theken angelegt  hatten  und  noch  haben,  ein  Prozent- 
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satz,  der  ganz  besonders  für  unsere  heutigen  Verhält- 
nisse viel  zu  hoch  ist,  so  daß  die  Liquidität  unserer 
Sparkassen  doch  sehr  in  Frage  gestellt  erscheint.  Der 
Stand  der  liquiden  Mittel  bewegt  sich  nur  um  zirka 
10  %  der  Gesamtanlage.  Verschwindend  klein  ist  der 
Anteil  der  Bankguthaben  an  den  liquiden  Mitteln.  Auch 
die  Anlage  in  Diskontwechseln  ist  nicht  von  großer  Be- 
deutung, da  dieser  Betrag  allein  auf  die  städtische  Spar- 
kasse zu  Mainz  entfällt.  Für  diese  fällt  er  allerdings 
sehr  ins  Gewicht.  Den  Hauptbestand  der  liquiden 
Mittel  stellen  demnach  die  Effekten  dar. 

Wie  ja  schon  erwähnt,  erscheint  es  nicht  angängig 
den  Prozentsatz  der  leicht  realisierbaren  Werte  im 
Verhältnis  zur  Gesamtanlage  für  alle  Kassen  gleich  hoch 
zu  normieren.  Aber  ein  Effektenbestand  von  nur  10  %, 
vielleicht  auch  bei  einzelnen  Kassen  mal  15  %  des  Ge- 
samtanlagewertes ist  jedoch  für  das  Erfordernis  der 
Liquidität  viel  zu  klein. 

In  dem  preußischen  Gesetzentwurf  von  1905  „be- 
treffend die  Anlegung  von  Sparkassenbeständen  in  In- 
haberpapieren" war  eine  Anlage  von  30  %  gefordert 
worden.  Aber  einstimmig  wurde  damals  diese  prozen- 
tuale Mußanlage  von  den  preußischen  Sparkassen  als 
zu  hoch  bezeichnet.  Auch  in  Hessen  war  von  dem 
Finanzministerium  anläßlich  des  Sparkassengesetzes 
wiederholt  angeregt  worden,  in  dem  Gesetz  zum  Aus- 
druck zu  bringen,  daß  ein  bestimmter  Prozentsatz  und 
zwar  25  %  in  Wertpapieren  und  hiervon  wieder  die 
Hälfte  in  hessischen  Staatsschuldverschreibungen  und 
Pfandbriefen  der  hessischen  Landeshypothekenbank  an- 
gelegt werden  müsse.  Leider  ist  es  an  maßgebender 
Stelle  versäumt  worden,  diesem  Ansuchen  in  irgend 
einer  Weise  Rechnung  zu  tragen,  und  man  hat  sich  da- 
mit begnügt,  vorzuschreiben,  daß  der  Kauf  von  hessi- 
schen Staatsschuldverschreibungen  und  Schuldver- 
schreibungen   der    hessischen  Landeshypothekenbank 
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„zulässig"  sei.  Welchen  Erfolg  diese  allzu  große  Nach- 
giebigkeit gehabt  hat,  zeigt  uns  die  Tabelle  16  Spalte 
16  und  22.  Hiernach  waren  im  Jahre  1904  nur  2,45  fJo 
und  im  Jahre  1908  2,50  %  in  hessischen  Staatspapieren 
und  Pfandbriefen  der  hessischen  Landeshypotheken- 
bank angelegt. 

Daß  das  Finanzministerium  mit  seiner  Forderung 
einer  Anlage  von  25  °/c  in  Wertpapieren  im  großen  und 
ganzen  das  Richtige  getroffen  hat,  zeigt  der  Umstand, 
daß  selbst  in  Sparkassenkreisen  (siehe  Bericht  des 
deutschen  Sparkassenverbandes  1904,  Seite  22)  eine 
Anlage  von  mindestens  20  °/o  in  Wertpapieren  zur 
Liquidität  einer  Kasse  im  allgemeinen  notwendig  er- 
achtet wird.  Geh.  Regierungsrat  Seidel,  ein  vorzüg- 
licher Kenner  des  Sparkassenwesens,  hält  es  ebenfalls 
für  angemessen,  daß  etwa  10 — 20  %,  je  nach  der  Art 
der  Kasse,  in  Wertpapieren  angelegt  werden,  unter 
Weglassung  aller  Obligationen  des  eigenen  Garantie- 
verbandes. 

Der  Grund,  weshalb  die  Sparkassen  nicht  gerne  zu 
einer  größeren  Anlage  in  Effekten  übergehen  wollen, 
liegt  klar  auf  der  Hand.  Der  Hypothekenzinsfuß  ist  in 
der  Regel  etwas  höher  als  derjenige  der  Wertpapiere, 
und  sie  befürchten  daher  durch  einen  größeren  Effekten- 
bestand ihren  Reingewinn  zu  vermindern  und  hierdurch 
wieder  nicht  mehr  in  der  Lage  zu  sein,  den  garantie- 
leistenden Kommunen  für  gemeinnützige  und  wohltätige 
Zwecke  Beträge  in  ansehnlicher  Höhe  zur  Verfügung 
stellen  zu  können. 

Dieser  Ausfall  wird  allerdings,  wenn  auf  einmal 
diese  Verschiebung  vorgenommne  werden  sollte,  ver- 
hältnismäßig groß  sein.  Die  von  allen  öffentlichen  Spar- 
kassen im  Jahre  1908  ausgeliehenen  Kapitalien  nebst 
Reservefonds  betrugen  rund  300  Mill.  Mark.  22  Spar- 
kassen, von  denen  mir  das  genaue  Material  zur  Ver- 
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fügung  steht,  hatten  in  diesem  Jahre  9,3  %  in  Wert- 
papieren angelegt.  Günstiger  wird  sich  dieser  Prozent- 
satz auch  für  alle  Kassen  insgesamt  nicht  stellen, 
vielleicht  sogar  etwas  niedriger,  da  die  fehlenden  Spar- 
kassen meistens  kleinere  Institute  sind  und  diese  ge- 
wöhnlich einen  niederen  Effektenbestand  besitzen.  Es 
waren  demnach  bei  Unterstellung  dieses  Prozentsatzes 
von  obigen  300  Mill.  Mark  ausgeliehenen  Sparkassen- 
kapitalien 28  Millionen  in  Wertpapieren  angelegt. 
Akzeptieren  wir  nun  den  von  dem  Finanzministerium 
vorgeschlagenen  Prozentsatz  von  25  als  den  im  großen 
und  ganzen  für  sämtliche  Sparkassen  angemessenen,  so 
hätten  hiernach  von  diesen  300  Mill.  Mark  Sparkassen- 
kapitalien 75  Mill.  Mark  in  Wertpapieren  angelegt  sein 
müssen.  Das  wäre  gegenüber  dem  tatsächlichen  Be- 
stand ein  Plus  von  47  Mill.  Mark.  Diese  47  Mill.  Mark 
würden  bei  Unterstellung,  daß  die  Wertpapiere  sich  un- 
gefähr 14%  schlechter,  verzinsen  als  die  Hypotheken, 
auf  deren  Kosten  selbstverständlich  dieser  Zuwachs  an 
Effekten  käme,  235  000  Mk.  weniger  Zinsen  einbringen. 
Im  Verhältnis  zu  dem  Gesamtbetrag  von  rund  720  000 
Mark,  den  die  Sparkassen  im  letzten  Jahre  an  die  Ge- 
meinden zu  gemeinnützigen  und  wohltätigen  Zwecken 
abgeführt  haben,  wäre  dieser  Verlust  allerdings  recht 
bedeutend.  Aber  wie  gesagt,  es  wird  ja  nicht  verlangt, 
daß  die  Sparkassen  auf  einmal  eine  solche  bedeutende 
Aenderung  vornehmen.  Uebrigens  wird  ja  auch,  wenn 
die  Rücklage,  die  augenblicklich  rund  22  Mill.  Mark 
oder  7,33  %  der  Gesamtanlage  beträgt,  den  im  Gesetz 
vorgeschriebenen  Mindestsatz  von  10  %  der  gesamten 
Guthaben  der  Einleger  erreicht  hat,  ein  größerer  Teil 
des  Reingewinns  zu  gemeinnützigen  und  wohltätigen 
Zwecken  verwendet  werden  können,  da  dann  nicht 
mehr  die  Hälfte  dem  Reservefonds  zugewiesen  zu 
werden  braucht,  also  in  aller  Kürze  eine  beträchtliche 
Steigerung  derjenigen  Summe  zu  erwarten  ist,  die  den 
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garantieleistenden  Gemeinden  zur  Verfügung  gestellt 
werden  kann. 

Nun  kann  ferner  auch  noch  von  den  Sparkassen 
eingewendet  werden,  und  es  geschieht  auch  vielfach, 
daß  sie  aus  Furcht  vor  Kursschwankungen  sich  nicht 
zur  Anlage  eines  größeren  Betrages  in  Wertpapieren 
entschließen  können.  Aber  diesem  Einwand  kann  man 
gegenüber  halten,  daß  sie  ja  auch  kein  Bedenken  tragen, 
solche  Papiere,  und  zwar  oft  in  erheblicher  Menge, 
zu  erwerben,  die  weit  eher  bedeutenden  Kurs- 
schwankungen unterworfen  sind  und  vielfach  auch  noch 
der  Mündelsicherheit  entbehren.  Bei  unseren  öffent- 
lichen Sparkassen  waren,  wie  Tabelle  16  Spalte  26 
zeigt,  im  Jahre  1900  1,5  %  1904  1,5  %  und  1908  1,4  % 
in  derartigen  Effekten  angelegt,  unter  denen  die  Pfand- 
briefe privater  Hypothekenbanken  weitaus  überwiegen. 
Es  hat  z,  B.  die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  im  Jahre 
1908  einen  Wertpapierbestand  von  2  053  200  Mark  ge- 
habt, das  sind  11,23  %  ihrer  Gesamtkapitalanlage  und 
von  diesen  waren  nicht  weniger  als  724  200  Mark  oder 
3,95  %  von  der  Gesamtkapitalanlage  in  Pfandbriefen 
der  Nassauischen  Landesbank,  der  Frankfurter  Hypo- 
thekenbank, der  Rheinischen  Hypothekenbank  und  der 
Süddeutschen  Bodenkreditbank  angelegt.  Pfandbriefe 
der  Hessischen  Landeshypothekenbank  besaß  dagegen 
diese  Kasse  überhaupt  nicht. 

Wenn  nun  auch  das  Sparkassengesetz  nicht  aus- 
drücklich die  Anlage  in  nur  mündelsicheren  Papieren 
fordert,  so  hat  doch  die  größte  Zahl  der  öffentlichen 
Sparkassen  in  ihren  Statuten  die  Bestimmung  auf- 
genommen, daß  nur  solche  Wertpapiere  angeschafft 
werden  sollen,  in  denen  im  Großherzogtum  Hessen 
Mündelgeld  angelegt  werden  kann.  Allerdings  haben 
sich  diese  Kassen  aber  auch  gleichzeitig  vorbehalten, 
Wertpapiere,  die  den  neuen  Bestimmungen  nicht  ent- 
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sprechen  und  die  sie  aber  bereits  in  ihrem  Besitz  hatten, 
behalten  zu  dürfen.  Daher  erklärt  sich  wohl  auch,  daß 
noch  ein  im  Verhältnis  zur  Anlage  in  hessischen  Staats- 
papieren ungemein  großer  Teil  in  solchen  Effekten  an- 
gelegt ist.  Es  ist  zu  erwarten,  daß  der  Anteil  dieser 
Wertpapiere  an  der  Gesamtanlage  in  Zukunft  immer 
kleiner  wird,  da  in  den  allermeisten  Fällen  eine  Neu- 
anlage nicht  mehr  erfolgen  kann.  Auch  für  diejengen 
Kassen,  die  noch  keine  derartige  Bestimmung  getroffen 
haben,  wird  es  wünschenswert  erscheinen,  und  nicht 
zuletzt  im  eigenen  Interesse,  ebenfalls  auf  eine  Ver- 
ringerung dieser  Bestände  hinzuarbeiten. 

Die  Einwendungen,  die  die  Sparkassen  gegen  den 
vermehrten  Besitz  von  Effekten  zu  machen  pflegen, 
sind  also  nicht  sehr  stichhaltig,  und  wenn  dieser  Besitz 
selbst  mit  einigen  Opfern  für  die  Sparkassen  verbunden 
ist,  so  stehen  diese  doch  lange  nicht  außer  Verhältnis 
zu  dem  Interesse,  das  die  Kassen  selbst  daran  haben, 
und  andererseits  auch  zu  dem  Vorteil,  den  der  Staat 
dadurch  gewinnt.  Schon  bei  dem  preußischen  Gesetz- 
entwurf, ,, betreffend  die  Anlegung  in  Inhaberpapieren1', 
wurde  von  verschiedener  Seite  und  auch  bei  der  Be- 
ratung im  Abgeordnetenhause  betont,  man  dürfe  nicht 
die  Sparkassen  dazu  benutzen,  den  Kurs  der  Staats- 
papiere befestigen  zu  helfen,  und  man  hätte  dem  Gesetz 
besser  den  Namen:  „Gesetz,  betreffend  Hebung  der 
Kurse  der  Reichs-  und  Staatspapiere"  geben  sollen. 
Aber  diese  Auffassung  ist  doch  sehr  einseitig  und  an- 
fechtbar. Ich  halte  es  für  sehr  wohl  berechtigt,  die 
Sparkassen  in  gewissen  Grenzen  zur  Hebung  des  Staats- 
kredits heranzuziehen,  gewissermaßen  als  Aequivalent 
dafür,  daß  sie  in  so  hohem  Maße  gleich  zu  Beginn  ihrer 
Entstehung  schon  sich  besonderer  Privilegien  erfreuen 
durften  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  genießen. 

Unseren  Reichs-  und  Staatspapieren  fehlt  der 
größere  internationale  Markt,  wie  ihn  vor  allem  die 
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englischen  und  französischen  Papiere  besitzen.  Der 
deutsche  Geldmarkt  wird  ferner,  ganz  besonders  im 
Gegensatz  zu  Frankreich,  dauernd  durch  die  Industrie 
sehr  in  Anspruch  genommen,  und  nicht  zuletzt  machen 
sich  auch  in  Deutschland  noch  die  Anleihen  der  Einzel- 
staaten unter  sich  und  gegenüber  den  Reichsanleihen 
erhebliche  Konkurrenz. 

Daß  durch  eine  größere  prozentuale  Anlage  von 
Staatspapaieren  eine  günstige  Wirkung  hinsichtlich  der 
Verbesserung  und  Stabilisierung  der  Kurse  dieser 
Papiere  zu  erwarten  ist,  erscheint  durchaus  nicht 
zweifelhaft.  Selbstverständlich  muß,  wie  auch  schon 
von  dem  Finanzministerium  vorgeschlagen  war,  diese 
Vermehrung  in  erster  Linie  den  hessischen  Staats- 
papieren und  den  Schuldverschreibungen  der  hessischen 
Landeshypothekenbank  zugute  kommen,  denn  es  ist 
sich  in  dieser  Hinsicht  doch  schließlich  jeder  selbst  der 
Nächste.  Von  dem  Finanzministerium  war  damals  vor- 
geschlagen worden,  die  Hälfte  dieser  25  %  in  hessischen 
Staatspapieren  und  Schuldverschreibungen  der  Landes- 
hypothekenbank anzulegen.  Ich  halte  es  für  angebracht, 
sogar  %  also  15  %  in  diesen  Wertpapieren  anzulegen. 
Im  Jahre  1900  und  1904  waren  bei  den  Sparkassen  2,4% 
in  hessischen  Staatspapieren  angelegt,,  dagegen  1908 
nur  noch  2,3  %.  Die  Anlage  in  Schuldverschreibungen 
der  hessischen  Landeshypothekenbank  hat  sich  erfreu- 
licherweise in  dem  Zeitraum  von  1904  bis  1908  vervier- 
facht. Wenn  also  im  Jahre  1908  15  %  in  hessischen 
Staatspapieren  und  Schuldverschreibungen  der  hessi- 
schen Landeshypothekenbank  angelegt  gewesen  wären, 
so  würde  das  bei  einem  Gesamtanlagebestand  von  rund 
300  MilL  Mark  einen  absoluten  Betrag  von  45  Mill. 
Mark  ausmachen.  Tatsächlich  waren  aber  nur  2,5  % 
in  diesen  Wertpapieren  angelegt,  was  einem  Betrag  von 
rund  7X-2  Mill.  Mark  entspricht.  Nehmen  wir  den 
Obligationsumlauf    des    hessischen    Staates    und  der 
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Landeshypothekenbank  mit  rund  450  Mill.  Mark  an,  so 
wären  nach  obiger  Berechnung  10  %  hiervon  in  den 
Händen  der  Sparkassen  gewesen.  Dieser  Betrag  ist 
schon  ganz  erheblich  und  wird  sehr  wohl  eine  günstige 
Einwirkung  auf  die  Kurse  dieser  Papiere  auszuüben  in 
der  Lage  sein.  Ganz  besonders  aber  wird  sich  der  Ein- 
fluß der  Sparkassen  bei  Begebung  neuer  Anleihen 
geltend  machen  können,  weil  sie  frei  von  jedem 
Spekulationsgedanken  als  feste  Abnehmer  einen  an- 
sehnlichen Betrag  dem  Spekulationsmarkte  entziehen 
können.  Sie  würden  also  dann  bei  der  Zuteilung  den- 
jenigen Zeichnern,  welche  sich  einer  freiwilligen 
Sperre  unterworfen  haben,  gleichzustellen  sein. 

Nach  österreichischem  Muster  haben  nun  auch  eine 
Reihe  von  unseren  hessischen  öffentlichen  Sparkassen 
begonnen,  eine  besondere  Kursreserve  für  etwaige 
Kursverluste  zu  bilden,  oder  sie  nehmen,  wie  die 
städtische  Sparkasse  zu  Mainz,  jährliche  Abschreib- 
ungen vor,  welche  natürlich,  wenn  auch  nur  buchmäßig, 
bei  der  Gewinn-  und  Verlustberechnung  als  Ausgaben 
auftreten,  also  das  Gewinnkonto  belasten.  Wird  nun, 
wie  wir  annehmen,  tatsächlich  der  Kurs  der  Wert- 
papiere befestigt,  so  werden  diese  Abschreibungen 
nicht  mehr  oder  doch  nicht  mehr  in  so  hohem  Maße 
notwendig  sein,  und  dadurch  wird  sich  der  Reingewinn 
wieder  vermehren  und  so,  zum  Teil  wenigstens,  den 
Zinsverlust  ausgleichen,  den,  wie  wir  gesehen  haben, 
die  Sparkassen  durch  den  vermehrten  Besitz  an  Wert- 
papieren erleiden. 

Aus  allem  kommen  wir  wohl  zu  dem  Ergebnis,  daß 
ein  größerer  Effektenbestand  durchaus  nicht  mit  unver- 
hältnismäßig hohen  Kosten  für  die  Sparkassen  verbun- 
den ist,  zumal  er  für  sie  geradezu  zur  Lebensfrage 
werden  kann.  Aber  auch  das  Interesse,  das  der  Staat 
daran  hat,  verdient,  wie  wir  gesehen  haben,  Beachtung. 

Wenn  also  die  Sparkassen  25%  ihrer  ausgeliehenen 
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Kapitalien  in  Wertpapieren  anlegen  würden,  und  diese 
Mehranlage  auf  Kosten  der  Hypotheken  stattfinden 
würde,  so  würden  immerhin  noch  zirka  60 — 65  %  für 
hypothekarische  Beleihungen  übrig  bleiben,  ein  Betrag, 
der  z.  B.  gegenüber  demjenigen,  den  die  preußischen 
Sparkassen  im  Jahre  1904  in  Hypotheken  angelegt 
hatten,  nämlich  58,26  %,  und  ganz  besonders  gegenüber 
demjenigen,  den  die  bayerischen  Sparkassen  im  Jahre 
1904  angelegt  hatten,  nämlich  48  %,  verhältnismäßig 
hoch  ist.  Der  Rest  von  10  bis  15  %  würde  dann  für  die 
anderen  Anlagearten  zu  verwenden  sein,  insbesondere 
für  Darlehen  an  Gemeinden.  Darlehen  an  Private  sind, 
wie  ich  schon  erwähnt  habe,  am  besten  ganz  zu  ver- 
meiden. Das  Lombardgeschäft,  welches,  wie  ein  Ver- 
gleich der  Tabellen  zeigt,  sehr  stark  zurückgegangen 
ist,  wird  sich  ebenfalls  auch  fernerhin  in  bescheidenen 
Grenzen  bewegen,  so  daß,  wie  gesagt,  diese  10  bis  15  % 
in  der  Hauptsache  zu  Darlehen  an  Gemeinden,  und 
selbstverständlich  auch  hier  wieder  vorzüglich  der  Ge- 
meinden des  betreffenden  Sparkassenbezirks,  benutzt 
werden  können. 

Zum  Schluß  möchte  ich  nun  noch  mit  einigen 
Worten  auf  den  Konto-Korrent-,  Scheck-  und  Ueber- 
weisungsverkehr  eingehen.  Wie  schon  erwähnt,  hat 
zuerst  die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz,  und  zwar  im 
Jahre  1898,  den  Konto-Korrentverkehr  mit  einge- 
tragenen Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haft- 
pflicht eingeführt.  Aber  auch  Privaten  kann  ein  Konto- 
Korrent  eröffnet  werden,  jedoch  mit  dem  Unterschied, 
daß  diese  nur  gedeckte  Vorschüsse  bekommen.  Als 
Unterpfand  für  diese  Vorschüsse  werden  Wertpapiere 
gefordert,  oder  es  kann,  was  die  Regel  ist,  Sicherheit 
durch  Bestellung  einer  Hypothek  geleistet  werden.  Daß 
durch  die  Einführung  des  Konto-Korrent-Verkehrs  der 
Geschäftsbetrieb  der  Sparkassen  komplizierter  und 
schwieriger,  und  In  dem  Fall,  wo  es  sich  um  ungedeckte 
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Vorschüsse  handelt,  auch  riskanter  wird,  ist  ohne 
weiteres  klar.  Dieser  Geschäftszweig  verlangt  ein  kauf- 
männisch geschultes  Beamtenpersonal  und  die  Ein- 
führung kaufmännischer  Geschäfts-  undRechnungsform. 
Trotzdem  von  vorzüglichen  Kennern  unseres  Spar- 
kassenwesens die  Einführung  des  Konto-Korrent-Ver- 
kehrs  auf's  wärmste  befürwortet  wird,  ist  m.  E.  den 
Sparkassen  eine  Geschäftsausdehnung  in  dieser  Hin- 
sicht nicht  zu  empfehlen.  Unsere  Sparkassen  haben, 
wie  ich  unter  TL  des  geschichtlichen  Teiles  an  Hand 
des  statistischen  Materials  nachgewiesen  habe,  bezüg- 
lich der  Art  der  Einlagen  bereits  die  Tendenz  an- 
genommen, sich  zu  bankähnlichen  Instituten  zu  ent- 
wickeln, und  sie  werden  dadurch,  daß  sie  mit  dritten 
Schuldnern  laufend  in  Verbindung  treten,  diesen  in 
keiner  Weise  wünschenswerten  Ausbau  nur  beschleu- 
nigen. Vorläufig  braucht  man  jedoch  keine  allzu  großen 
Befürchtungen  in  dieser  Hinsicht  zu  hegen,  da  es  den 
meisten  Kassen,  um  den  Konto-Korrent-Verkehr  ein- 
zuführen, augenblicklich  noch  an  einer  Grundbedingung 
fehlt,  nämlich  der  täglichen  Verzinsung.  Von  den 
hessischen  öffentlichen  Sparkassen  haben  nur  die 
städtische  Sparkasse  zu  Darmstadt,  dje  Bezirksspar- 
kassen zu  Mainz,  Gießen  und  neuerdings  noch  Schotten 
den  Konto-Korrent-Verkehr  eingeführt. 

Was  dagegen  den  Scheck-  und  Ueberweisungs- 
Verkehr  anbetrifft,  so  stehen  dessen  Einführung  solche 
Bedenken  nicht  entgegen,  wenn  auch  zugegeben  wer- 
den muß,  daß  auch  hierbei  manche  Schwierigkeiten 
zu  überwinden  sind.  Beim  Scheckverkehr  muß  immer 
ein  Guthaben  des  Scheckkunden  vorhanden  sein, 
während  es  bei  dem  Konto-Korrent-Verkehr,  wenig- 
stens so,  wie  er  vielfach  befürwortet  und  erstrebt  wird, 
schließlich  gleichgiltig  ist,  ob  die  betreffende  Spar- 
kasse bei  der  halbjährigen  oder  ganzjährigen  Ab- 
rechnung  im  Vorschusse   ist,   oder   ob   der  Einleger 
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ein  Guthaben  hat.  Der  Scheckverkehr  ist  einfacher 
und  für  die  Sparkassen  bei  einiger  Vorsicht  in 
keiner  Weise  riskant.  Das  Scheckgesetz  vom  11.  März 
1908  hat  den  Sparkassen  in  §  2  Ziffer  1,  soweit 
sie  die  nach  Landesrecht  für  sie  geltenden  Aufsichts- 
bestimmungen erfüllen,  die  passive  Scheckfähigkeit 
verliehen.  Die  wichtigste  Frage  bei  der  Einführung  des 
Scheckverkehrs  ist  nun  die,  ob  derselbe  direkt  mit  dem 
Sparverkehr  zu  verbinden  sei,  d.  h.  auf  die  Sparkonten 
auszudehnen  sei,  oder  ob  die  Trennung  des  Scheck- 
papiers vom  Sparkassenbuch  erwünscht  sei.  Mit  vollem 
Recht  hat  sich  die  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  bei  Ein- 
führung des  Scheck-  und  Ueberweisungs-Verkehrs  im 
Jahre  1908  auf  den  Standpunkt  gestellt,  die  Sparkonten 
von  den  Scheckkonten  im  Interesse  einer  besseren 
Kontrolle  und  im  Interesse  einer  größeren  Durchsichtig- 
keit des  Geschäftsbetriebes  zu  trennen.  Dabei  besteht 
selbstverständlich  jedoch  die  Möglichkeit  der  Ueber- 
tragung  von  Guthaben  im  Sparkonto  auf  Scheckkonto 
und  umgekehrt.  Bei  der  Bezirkssparkasse  zu  Mainz 
muß  jeder  Scheckkontoinhaber  eine  unverzinsliche 
Stammeinlage  von  100  Mark  hinterlegen,  welcher  Be- 
trag für  Kontoinhaber  mit  größeren  Umsätzen  ent- 
sprechend erhöht  werden  kann.  Der  Inhaber  kann  über 
sein  Guthaben,  soweit  es  die  Stammeinlage  übersteigt, 
in  beliebigen  Teilbeträgen  mittels  Scheck  verfügen.  Es 
kann  jedoch  bei  Verfügungen  über  Beträge  von  mehr 
als  3000  Mark  drei  Tage  vor  der  Begebung  Benachrich- 
tigung verlangt  werden,  und  es  ist  ferner  der  Betrag, 
auf  welchen  ein  Scheck  lauten  kann,  sowohl  nach  oben 
wie  nach  unten  begrenzt  (10  000  bezw.  10  Mark).  Der 
Scheck  muß  auf  den  Inhaber  lauten,  im  Inland  ausge- 
stellt und  nicht  vordatiert  sein.  Um  die  Verrechnung 
oder  Ueberweisung  von  einem  Scheckkonto  auf  ein 
anderes  zu  ermöglichen,  hat  die  Bezirkssparkasse  zu 
Mainz    den    sogen.    Verrechnungsscheck  zugelassen. 
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Außer  der  Bezirkssparkasse  zu  Mainz  haben  bis  jetzt 
nur  noch  die  Bezirkssparkassen  zu  Gießen  und  Seligen- 
stadt den  Scheckverkehr  eingeführt.  Wir  mir  von  den 
Bezirkssparkassen  zu  Seligenstadt  und  Mainz  mitgeteilt 
wird,  erfreut  sich  der  Scheck-  und  Ueberweisungs-Ver- 
kehr  bei  dem  Kundenkreise  großer  Sympathie.  Es  wäre 
daher  nur  zu  wünschen,  daß  auch  die  übrigen  Spar- 
kassen bald  diesem  Beispiel  folgen  würden,  zumal  sich 
die  Kosten  des  Scheckverkehrs,  wenn  er  einigermaßen 
Umfang  angenommen  hat,  leicht  aus  sich  selbst  bezahlt 
machen.  Verringerung  des  unnötigen  Bargeldumlaufes 
und  Vermehrung  der  bargeldlosen  Zahlungen  ist  beson- 
ders noch  für  Deutschland  ein  erstrebenswertes  Ziel, 
und  ihrerseits  dazu  beizutragen,  sollten  sich  die  Spar- 
kassen angelegen  sein  lassen,  da  gerade  sie  in  erster 
Linie  in  der  Lage  sind,  in  weiteren  Kreisen  eine  Ein- 
richtung wie  den  Scheck,  der  diese  Zwecke  verfolgt, 
populär  zu  machen. 


Lebenslauf. 


Ich,  Wilhelm  Runkel,  bin  geboren  am  12.  Mai  1885  zu  Parten- 
heim als  Sohn  des  Landwirts  Karl  Runkel  zu  Partenheim.  Ich  besuchte 
zuerst  die  Volksschule  meines  Heimatsortes,  dann  das  Realgymnasium 
zu  Mainz,  das  ich  im  Frühjahr  1904  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  verließ. 
Darauf  widmete  ich  mich  dem  Studium  der  Forstwissenschaft  und 
bezog  zuerst  die  Universität  Gießen.  Im  Wintersemester  1905/06 
besuchte  ich  die  Universität  München  und  kehrte  im  Sommersemester 
1906  wieder  nach  Gießen  zurück.  Zu  Beginn  dieses  Semesters  be- 
stand ich  daselbst  die  forstliche  Vorprüfung  und  im  Wintersemester 
1907/08  die  forstliche  Fachprüfung.  Hierauf  wandte  ich  mich  dem 
Studium  der  Rechts-  und  Staatswissenschaften  zu  und  bezog  die 
Universität  Straßburg,  dann  im  Sommersemester  1908  die  Universität 
Halle.  Dieses  Studium  setzte  ich  im  Winter  1908  in  Gießen  fort, 
woselbst  ich  zur  Zeit  noch  immatrikuliert  bin. 

Während  meiner  forstlichen  Studienzeit  waren  insbesondere 
meine  Lehrer  die  Herren  Professoren  Hess,  Wimmenauer,  Weber, 
Gisevius  und  Biermer.  Besonders  Herrn  Prof.  Dr.  Biermer,  der  mir 
auch  zu  vorliegender  Arbeit  die  Anregung  gab,  bin  ich  für  die 
mannigfache  Förderung  zu  besonderem  Dank  verpflichtet.  Auch 
möchte  ich  nicht  unterlassen  an  dieser  Stelle  dem  Vorsitzenden  des 
Verbandes  der  hessischen  Sparkassen  Herrn  Geh.  Justizrat  Dr.  Mickel, 
dem  Sekretär  der  Zentralstelle  für  die  hessische  Landesstatistik 
Herrn  Dr.  Meiler,  ebenfalls  einem  Schüler  des.  Herrn  Professor 
Biermer,  sowie  einem  hohen  Ministerium  des  Innern  und  allen  Spar- 
kassenverwaltungen, die  mir  Material  zur  Verfügung  gestellt  haben, 
für  ihre  bereitwillige  Unterstützung  meinen  Dank  auszusprechen. 


Wilhelm  Runkel. 


